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Krieg und Kohle
Wer hat Alexander Sachartschenko getötet?  

Die Antwort steckt in der Frage: Wem nützt sein Tod?

VON VIKTOR LOSHAK

Die  Welt, wie sie ist
Deutschland hat die Sonderstellung eines treuen US-

Verbündeten, der konstant Kontakt mit Russland halten darf

VON DMITRI TRENIN

Die russische Ausgabe des Petersburger Dialogs  
liegt der Tageszeitung Kommersant bei.

Bei ihrer Begegnung am 14. September 
in Berlin bekräftigten Heiko Maas und 
Sergej Lawrow erneut: Die Minsker Ver-

handlungen sind der einzig mögliche Ausweg 
aus der kritischen Situation im Donbass. Aber 
besitzen politische und militärische Akteure 
nach dem Mord an Alexander Sachartschenko 
in Donezk genügend politische Nüchternheit, 
um kein neues Blutvergießen zu entfesseln?

Hundertzwanzigtausend Menschen trugen 
Sachartschenko zu Grab. Der Anführer der 
Separatisten im Donbass verstand zwar wenig 
von Wirtschaft und Verwaltung, dafür zeich-
nete ihn großer Mut aus. Er schien furchtlos 
zu sein, Aufnahmen zeigen ihn beim Inter-
view an der Frontlinie. Als ein Schusswechsel 
begann und alle sich duckten, blieb er stehen. 
Er war ein Fatalist, aber der Krieg hatte ihn 
nicht seiner Sentimentalität beraubt. Als der 
Chef der Staatssicherheit der Volksrepublik 
Donezk, Andrej Pintschuk, ohne anzuklopfen 
in Sachartschen-
kos Zimmer trat, 
fand er ihn wei-
nend. Er war gera-
de von der Stelle 
zurückgekehrt, an 
der eine Granate ei-
nen Bus mit Zivilis-
ten getroffen hatte. 

Am 31. August 
starb Sachart-
schenko durch ein Attentat im Café Separ, wo 
ein Sprengsatz gezündet wurde, als er am Ein-
gang erschien. Der russische Präsident Wla-
dimir Putin nannte Sachartschenko „einen 
wahrhaften Führer des Volks, einen tapferen 
und entschlossenen Mann und Patrioten des 
Donbass“. Am Tag der Beisetzung veröffent-
lichte die Nachrichtenagentur Donezk ein 
Schreiben des Beraters des russischen Prä-
sidenten, Wladislaw Surkow, in dem es hieß: 
„An diesem schweren Tag sage ich dir das glei-
che, was ich dir an deinen Geburtstagen im-
mer gesagt habe: Du bist ein taffer Bursche, 
ein wahrhafter Held und es ist eine Ehre, dein 
Freund zu sein.“ 

Sowohl Putin als auch die Sprecherin des 
Außenministeriums machten Kiew für den 
Sprengstoffanschlag verantwortlich. Dort sä-
ßen „diejenigen, die“, so der russische Präsi-
dent, „den Weg des Terrors, der Gewalt und 
der Abschreckung gewählt haben und nicht 
bereit sind, eine friedliche, politische Lösung 
des Konflikts zu suchen“. Kiew hielt prompt 
dagegen. Sachartschenko sei entweder von 
Moskau beseitigt worden oder einem weite-

ren Konflikt aufgrund seiner Geschäfte zum 
Opfer gefallen. Bisher gibt es keine eindeuti-
gen Beweise. 

An der Suche nach den Schuldigen – gesucht 
wird ein Mann mittleren Alters – beteiligen 
sich nicht nur die örtlichen Staatssicherheits-
behörden, sondern auch operative Einheiten 
des russischen Inlandsgeheimdiensts FSB, so 
ein wichtiger Beamter der Volksrepublik Do-
nezk. „Die Ukraine hat ein weitverzweigtes 
Netz aufgebaut, um führende Persönlichkei-
ten der Volksrepubliken Donezk und Lugansk 
aus dem Weg zu räumen.“

Tatsache ist: Den Chef der Volksrepublik 
Donezk in seinem Stammcafé zu ermorden 
oder den Mord zu organisieren, hätte nur je-
mand aus seinem engeren Umfeld vermocht. 
Der Mit-
inhaber des Cafés war einer der Personen-
schützer, Alexander Kostenko. Im Café arbei-
teten auch Angehörige Kostenkos. Nach der 

Explosion ist er ge-
flüchtet.  

Will man den 
ersten Behauptun-
gen aus Donezk 
auf eine ganze To-
desserie von Kom-
mandeuren und 
Separatisten glau-
ben, so wären die 
ukrainischen Ge-

heimdienste effizient und nicht zu fassen. 
Erst starben in der Volksrepublik Lugansk 
die Kommandeure Mosgowoj, Ischtschen-
ko und Dremow, dann in Donezk „Motorola“ 
(Arsenij Pawlow) und „Giwi“ (Nikita Tolstych). 
Anschließend fielen in Kiew und Mariupol der 
Oberst der militärischen Aufklärung der Uk-
raine, Maxim Schapowala, und der Oberst des 
Sicherheitsrats der Ukraine, Alexander Cha-
raberjusch, einem Sprengstoffanschlag zum 
Opfer. Der Tod von Sachartschenko zeigt le-
diglich, dass diese wechselseitigen Schläge 
gegen die Führungspersonen nicht aufhören 
werden.

Das Attentat auf Sachartschenko könnte 
Folge von wirtschaftlichen Auseinanderset-
zungen sein. Täter oder Anstifter könnten 
Geschäftsleute sein, denen die Vertreter der 
staatlichen Gewaltorgane ihr Eigentum ab-
genommen und die sie, im besten Fall, einge-
sperrt hatten. Das klingt plausibel, wenn man 
das Schicksal des Sachartschenko naheste-
henden Donezker „Vizepremiers“ Alexander 
Timofejew („Taschkent“) betrachtet. Er war 
für Steuern und Abgaben zuständig und ist 

Wie das Verhältnis Moskaus zum Wes-
ten allgemein, sind in den vergan-
genen Jahren auch die russischen 

Beziehungen zu Deutschland, dem wichtigsten 
europäischen Partner des Landes, immer an-
gespannter geworden. Frühere Hoffnungen auf 
eine Integration Russlands in ein Großeuropa 
von Lissabon im Westen bis Wladiwostok im Os-
ten haben sich zerschlagen. Das einst herzliche 
Verhältnis zwischen Moskau und Berlin hat sich 
abgekühlt, stattdessen hat eine Entfremdung, ja 
sogar eine gegenseitige Abwendung eingesetzt. 

Zwar wäre es weder machbar noch wün-
schenswert, die früheren Illusionen über eine 
Integration wiederaufleben zu lassen, doch lie-
ße sich durchaus mehr aus den russisch-deut-
schen Beziehungen machen. Kurz gesagt: Mos-
kau muss mit der führenden Volkswirtschaft 
der EU zusammenarbeiten, um seine Beziehun-
gen zu Europa zu verbessern und so zumindest 
teilweise die anhaltende Verschlechterung sei-
nes Verhältnisses zu 
Washington auszu-
gleichen, für das in 
den kommenden Jah-
ren nur geringe Sta-
bilisierungsaussich-
ten bestehen. Berlin 
wiederum braucht 
Moskau, um eine ge-
wisse geopolitische 
Stabilität auf dem eu-
ropäischen Kontinent zu erhalten und Sicher-
heitsfragen in der EU-Nachbarschaft anzugehen.

Russland könnte mit konkreten Schritten sei-
ne Bereitschaft zur Deeskalation oder Entschär-
fung von Konfliktsituationen in Osteuropa de-
monstrieren, was das Klima für die Beziehungen 
zwischen Moskau und Berlin verbessern wür-
de. Solche Schritte wären etwa der Abbau der 
Spannungen in der Ostukraine und die Beile-
gung einer Reihe von festgefahrenen Konflikten 
mit Moldawien und Georgien. Gemeinsam mit 
Deutschland und der EU könnte Moskau zudem 
helfen, Teile der Westbalkanländer, insbesonde-
re in Bosnien und das Kosovo, zu stabilisieren.

Deutschland täte gut daran, sich nicht dem 
Druck von außen gegen den Bau der Pipeline 
Nord Stream 2 zu beugen, sich noch stärker in 
die Zusammenarbeit mit Russland und der Uk-
raine im Minsk-Prozess einzubringen und Russ-
land bei anderen Sicherheitsfragen – von Mol-
dawien über Syrien, dem Iran bis hin zu den 
Balkanstaaten – die Hand zu reichen. Selbstver-
ständlich sollten sich beide Länder dabei keine 
Illusionen machen. Berlin sollte von Russland 
keine Änderung seines allgemeinen außenpoliti-

schen Kurses erwarten. Und Moskau sollte nicht 
vergessen, dass Deutschland nicht autonom han-
delt, sondern fester Bestandteil von EU und Nato 
ist.

Deshalb müssen beide Seiten aus den positi-
ven wie auch negativen Erfahrungen der jünge-
ren Geschichte lernen. Nach dem Fall der Ber-
liner Mauer 1989 ging es mit den Beziehungen 
zwischen Russland und Deutschland ein Vier-
teljahrhundert lang stetig aufwärts. Berlin ver-
suchte, Moskau bei seinen Bemühungen um eine 
Integration mit dem Westen zu begleiten. Mit 
diesem Ziel verbanden sich Hoffnungen auf die 
Schaffung eines Großeuropas, das vom Atlantik 
bis zum Pazifik reicht.

Im Laufe der Zeit wurde Deutschland für 
Russland zum wichtigsten Handels- und Wirt-
schaftspartner. Zahlreiche deutsche Firmen 
ließen sich auf dem russischen Markt nieder. 
Gleichzeitig erreichten die gesellschaftlichen 
und kulturellen Beziehungen zwischen Russ-

land und Deutsch-
land neue Höhen. 
Zwischen 2,5 und 
3 Millionen Bürger 
deutscher Abstam-
mung siedelten aus 
Russland und ande-
ren ehemaligen So-
wjetrepubliken wie 
Kasachstan nach 
Deutschland über, 

wo sie eine große russischsprachige Diaspora im 
Zentrum Europas bildeten.

Viele Deutsche betrachteten Russland nicht 
mehr als Bedrohung, und die meisten Russen 
begannen, in Deutschland einen der engsten 
und loyalsten Partner ihres Landes zu sehen. In 
seiner Rede vor dem Bundestag im September 
2001 erklärte der russische Präsident Wladimir 
Putin, dass Russland die „Entscheidung für Eu-
ropa“ getroffen habe.

Doch die Ukrainekrise 2014, in deren Gefol-
ge die zunächst abgekühlten diplomatischen 
Beziehungen allmählich in offene Abwendung 
mündeten, setzte der Ära der freundschaftli-
chen Zusammenarbeit zwischen Russland und 
Deutschland ein Ende. Schon 2012 und 2013, vor 
Ausbruch der Ukrainekrise, hatte Moskau Ber-
lin mit Bemühungen verärgert, die Ukraine in 
seiner Einflusssphäre zu halten und in die Eura-
sische Wirtschaftsunion, eine von Putin begrün-
dete Zollunion verschiedener Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, zu integrieren.

Moskau seinerseits machte Berlin für die Wei-
gerung Brüssels verantwortlich, mit Russland 
über die Bedingungen des von der EU vorge-

Die breitere  
Konfrontation zwischen 

Russland und den USA 
hat Moskau und Berlin 
auseinandergebracht

Kaum jemand 
bezweifelt, dass der 

Kreml den Beschluss von 
Wahlen in Donezk und 
Lugansk gebilligt hat
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Leonid Mletschin über mächtige 
Frauen in Politik und Gesellschaft 

und das Ende des Patriarchats.  
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Theresa May hatte keinen Zweifel mehr, 
nachdem die britische Polizei zwei Män-
ner mit russischem Pass für den An-

schlag auf den Ex-Agenten Sergej Skripal und 
seine Tochter Julia verantwortlich gemacht 
und einen europäischen Haftbefehl erwirkt 
hatte: Verantwortlich für die Tat sei der russi-
sche Militärgeheimdienst GRU. Der Anschlag 
„wurde nahezu sicher auf hoher russischer 
Staatsebene genehmigt“. Russische Sprecher 
dementierten umgehend und berichteten Mo-
nate später, die beiden Männer seien identifi-
ziert worden, sie seien Touristen.

Die Skripals waren Anfang März bewusstlos 
auf einer Parkbank in der südenglischen Stadt 
Salisbury gefunden worden; sie waren mit dem 

Nervengift Nowitschok vergiftet worden. Mehr 
als ein viertel Jahr später starb eine Frau, nach-
dem ihr Freund nach seinen Angaben eine Par-
fümflasche gefunden und sie die Flüssigkeit 
ausprobiert hatte. 

Laut englischen Behörden sollen die beiden 
Verdächtigen zwei Tage vor dem Giftanschlag 
von Moskau nach London geflogen und am 4. 
März zurückgereist sein. Videoaufnahmen, so 
ihr Bericht, zeigten sie auch in der Nähe des 
Wohnhauses von Sergej Skripal. „Die Belege 
reichen aus, um einen Prozess mit guten Er-
folgsaussichten zu eröffnen“, urteilte die Süd-
deutsche Zeitung. Allerdings werde es dazu 
nicht kommen, es werde sicherlich keine Aus-
lieferung geben. Die Überschrift: „Zwei Agen-
ten mit Parfümflakons“.

Zweifel scheinen bei Bild online gänzlich aus-
geräumt zu sein. Eilig tippte ein Redakteur ins 
Web: „Attentäter im Fall Skripal sind russische 
Agenten.“ Offenbar gilt bei einem Haftbefehl 
gegen Russen die Unschuldsvermutung nicht 
mehr.

Am Ende der Ermittlungen mag ste-
hen – die Indizien häufen sich –,  
dass die Täter tatsächlich aus Russland stamm-
ten. Aber wer Russland der Propaganda be-
zichtigt und guten Journalismus beibringen 
möchte, muss auch die Regeln des guten Jour-
nalismus vorbildlich vorleben.

Peter Koepf, 
Chefredakteur
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FORTSETZUNG VON SEITE 1
DIE WELT, WIE SIE IST

Tektonische Verschiebungen
 

Der deutsche Außenminister Heiko Maas sucht nach einer neuen Linie im Verhältnis zu den USA und Russland

VON ARTJOM SOKOLOV

Seinen wegweisenden Kommentar 
für das renommierte Handels-
blatt schrieb Heiko Maas ein hal-

bes Jahr nach seiner Ernennung zum 
Außenminister. Wider Erwarten war 
Maas, den man zuvor als überzeugten 
Transatlantiker kannte, nach nur sechs 
Monaten in seinem neuen Amt bereit, 
offen von einer Krise in den Beziehun-
gen zu den USA zu sprechen. „Die USA 
und Europa driften seit Jahren ausein-
ander. Die Überschneidung von Werten 
und Interessen, die unser Verhältnis 
zwei Generationen lang geprägt hat, 
nimmt ab. Die Bindekraft des Ost-West-
Konflikts ist Geschichte“, erklärt Maas. 

Über Probleme in den deutsch-ame-
rikanischen Beziehungen hat man auch 
früher viel gesprochen, doch hatten die 
deutschen Außenminister die Rhetorik 
der Washington-Kritiker bisher tradi-
tionell eher abgemildert. Jetzt musste 
Angela Merkel ihren Minister persön-
lich in die Schranken weisen, weil der 
in seinem Text allzu gewagte Ideen ge-
äußert hatte. „Die Zusammenarbeit mit 
den USA im Bereich der Sicherheit ist 
wichtig und nötig“, betonte die Kanzle-
rin und fügte hinzu: „Auch wenn das für 
mich aus den bekannten Gründen nicht 
immer einfach ist.“

Indes formuliert Maas in seinem Ar-
tikel mindestens zwei radikale Thesen. 
Erstens erteilt der Außenminister all 
denen eine Absage, welche die aktuel-
len Unstimmigkeiten zwischen Berlin 
und Washington an die Person Donald 
Trumps knüpfen, und erklärt, wer auch 
immer der nächste amerikanische Prä-
sident sein wird, es werde keine Rück-
kehr zu der Zeit davor geben. Euro-
pa müsse in Zukunft als unabhängiges 
Machtzentrum eine autonome Außen-
politik betreiben und der USA auf Au-
genhöhe begegnen. Eine wichtige Be-
dingung dafür sei die Fähigkeit der EU, 
ihre eigene Sicherheit zu gewährleis-
ten, die bisher noch stark vom ameri-
kanischen Partner abhänge. Zweitens 
wirbt Maas, im Wissen, dass die Europä-
er nicht im Alleingang handeln können, 
für die Bildung einer neuen Allianz, die 
auf „verbindlichen Regeln und fairem 
Wettbewerb“ basieren und Kanada, Ja-
pan, Südkorea sowie einzelne Staaten 
der Europäischen Union einschließen 
soll. Für die USA stünde die „Tür weit 
offen“. 

Interessanterweise blickte Maas, als 
er vergangenen März den Ministerpos-
ten von Sigmar Gabriel übernahm, dem 
amerikanischen Partner noch optimis-
tisch entgegen. Diplomatisch unerfah-
ren, sah er die Situation als Jurist, über-
zeugt davon, dass man alle Probleme 
aus der Welt schaffen könne, indem man 
die aufgestauten Streitpunkte systema-
tisch beseitigt. Seine politische Erfah-
rung beschränkte sich damals auf die 
Arbeit im Saarland, das schien zu genü-
gen.

Im Vergleich zu Gabriel, der gern als 
eigenwillig und draufgängerisch be-
schrieben wurde, wirkte Maas zunächst 
als pedantischer Idealist. Er vertrat 
nicht die Linie seines Vorgängers, insbe-

sondere nicht im Hinblick auf Russland, 
offenbar in der Annahme, dass es vor 
allem die übersteigerte Aufmerksam-
keit des früheren Ministers gegenüber 
dem östlichen Partner gewesen sei, wel-
che die transatlantischen Grundfesten 
ins Wanken gebracht habe. Der einsti-
ge Jurist wollte nicht in der Rolle eines 
Staatsanwalts auftreten. Maas‘ Kritik 
an Russland, die er im Mai beim G7-Gip-
fel in Toronto äußerte, sollte zeigen, 
dass Deutschland an den Prinzipien der 
transatlantischen Solidarität festhalte. 
Und selbst das traditionelle Festhalten 
der SPD an der „neuen Ostpolitik“ leg-
te der Außenminister als Bereitschaft 
aus, nicht Russland die Hand zu reichen, 
sondern in erster Linie den osteuropäi-
schen Nachbarn – und handelte sich da-
mit Kritik von den Parteigenossen ein.

Die ersten Alarmsignale waren bei 
Maas‘ Washington-Besuch im Mai ver-
nehmbar. Die amerikanische Seite 
zeigte wenig Interesse an dem deut-
schen Gast: Donald Trump wollte sich 
nicht mit dem deutschen Minister tref-
fen. Der amerikanische Außenminister 
Mike Pompeo und der Nationale Sicher-
heitsberater des Präsidenten, John Bol-

ton, führten lange Gespräche mit Maas, 
waren jedoch nicht zu Kompromissen 
bereit. Weder im Atomabkommen mit 
dem Iran noch bei den US-Zöllen auf eu-
ropäischen Stahl und Aluminium konn-
te eine Einigung erzielt werden. Die de 
facto ergebnislos gebliebene Dienstrei-
se stieß in Berlin auf Unverständnis und 
Enttäuschung.

Das Misstrauen in den Beziehungen 
der beiden Länder wuchs. Auf Trumps 
„America first“-Politik reagierten die 
europäischen Partner mit stiller Ver-
ärgerung, die man in Washington ge-
flissentlich ignorierte. Der impulsive 
amerikanische Präsident wurde nicht 
mit Angela Merkel warm, deren beleh-
render Tonfall ihn sichtlich reizte. Und 
auch die abfälligen Äußerungen im Vor-
feld der Wahl seitens der deutschen 
Medien und von Vertretern der Füh-
rungsriege, die so unvorsichtig gewesen 
waren, auf den Sieg des demokratischen 
Kandidaten zu vertrauen, wird Trump 
wohl kaum vergessen haben.

Die außenpolitischen Prioritäten der 
neuen US-Regierung zeugen davon, dass 
Washington Deutschland nicht mehr als 
verlässlichen Partner wahrnimmt, son-

dern als gefährlichen Wirtschaftskon-
kurrenten, dem man fest und entschlos-
sen entgegentreten muss. Die von den 
USA verhängten Strafzölle auf Stahl- 
und Aluminiumexporte aus der EU in 
Höhe von 25 und 10 Prozent versetzten 
der deutschen Wirtschaft einen bitte-
ren Schlag. Vor diesem Hintergrund 
lösten Trumps unwirsche Äußerungen 
über eine Dominanz von Mercedes-Mo-
dellen auf amerikanischen Straßen Be-
sorgnis unter den deutschen Automo-
bilherstellern aus.

Der Antagonismus zwischen den bei-
den Staaten nahm allmählich syste-
matische Formen an: Isolationismus 
statt Globalisierung, Protektionismus 
statt freiem Handel, Pragmatismus 
statt Wertschätzung. Zu seiner eigenen 
Überraschung wurde Deutschland zur 
neuen moralischen Instanz der westli-
chen Gemeinschaft, indem es den Wer-
tekanon übernahm, von dem sich die 
amerikanischen Partner abgewandt 
hatten. In seinem Artikel erwähnt Maas 
die Begegnung mit einem US-Soldaten, 
der ihm in einem unbeobachteten Mo-
ment „Please, don’t abandon America!“ 
zugeflüstert haben soll – wie zum Be-

weis, dass sich der ideelle Pol des Wes-
tens verschoben hat.

Ungeachtet der Krisenstimmung ist 
Berlin um Ausgewogenheit bemüht und 
vermeidet Manöver, die zu einer Zuspit-
zung führen könnten. Das zeigte sich 
auch auf dem Nato-Gipfel in Brüssel 
vergangenen Juli. Angela Merkel wider-
sprach Donald Trump höflich, als die-
ser Deutschland für seine Ressourcen-
abhängigkeit von Russland und die zu 
geringen Verteidigungsausgaben kriti-
sierte. Maas erklärte schon damals als 
Antwort auf die Vorwürfe, Deutschland 
sei keine „Geisel“ der USA oder Russ-
lands, sondern bleibe „Garant einer 
freien Welt“.

Insgesamt wirft das aktuelle Paradig-
ma der Beziehungen zwischen Berlin 
und Washington viele Fragen auf. Man 
spürt, dass die Regierungschefs der 
Bundesrepublik, sogar wenn sie Kritik 
an den USA üben, sich eines Gefühls der 
Unsicherheit nicht entledigen können. 
Dabei war die Idee von einem starken 
Europa als einem gleichberechtigten 
Partner der USA und einer eigenstän-
digen geopolitischen Macht schon von 
Konrad Adenauer formuliert worden. 

Konkrete Initiativen sind bislang jedoch 
nur ansatzweise zu beobachten.

Für Deutschland, das seine vollstän-
dige innen- und außenpolitische Unab-
hängigkeit vor nicht einmal drei Jahr-
zehnten erlangt hat, ist diese Politik eine 
ernste Herausforderung. Die Antwort 
darauf liegt möglicherweise zum Teil 
in der Partnerschaft mit Paris – doch 
die Last der Führungsrolle komplett auf 
Frankreich zu übertragen dürfte nicht 
funktionieren. Die Diskrepanzen im 
deutsch-französischen Tandem brem-
sen ihrerseits weitere EU-Reformen wie 
die Umsetzung der Verteidigungsinitia-
tive Pesco aus, die den Weg zu einer mi-
litärischen Integration der EU-Länder 
ebnen würde.

Was bedeutet die aktuelle Transfor-
mation der deutsch-amerikanischen 
Beziehungen für Russland? Man könn-
te meinen, Moskau nähme dort die Rol-
le eines schadenfrohen Beobachters 
ein, der aus der Situation seinen Vor-
teil zu ziehen versucht. Doch in Wahr-
heit ist die Position Russlands weitaus 
komplexer, und die Krisenerscheinun-
gen in den Beziehungen zwischen Ber-
lin und Washington bedeuten nicht au-
tomatisch eine Verbesserung in den 
Beziehungen zwischen Russland und 
Deutschland.

So kommen zwar die Erklärungen der 
deutschen Politiker, Europa müsse „sein 
Schicksal selbst in die Hand nehmen“, 
dem russischen Verständnis von einem 
optimalen Sicherheits- und Wirtschafts-
system auf dem Kontinent ziemlich nahe, 
doch unbedingt identisch sind sie nicht. 
Moskau hat tatsächlich oft missmutig auf 
den unliebsamen Dritten im Bunde ge-
schielt, aber es gibt keinerlei Garantie 
dafür, dass ein Dialog „unter vier Augen“ 
zu Harmonie führen muss. Zudem wird 
Russland in Maas‘ Vision von einer neu-
en Allianz auf der Grundlage „multilate-
raler Überzeugungstäter“ nicht einmal 
erwähnt. Schließlich hat die deutsche 
Kritik an der US-Regierung auch nicht 
zu einem Ende der Sanktionen gegen 
Russland geführt, noch ist Deutschland 
im Fall Skripal, in der Krim-Frage oder 
den Minsker Vereinbarungen von seiner 
Position abgerückt. Und was die Wieder-
aufnahme der deutsch-russischen Zu-
sammenarbeit beim Atomabkommen 
mit dem Iran angeht, stehen konkrete 
Ergebnisse noch aus.

Nichtsdestoweniger kann man aus 
den heutigen Problemen zwischen Was-
hington und Berlin auch eine wertvol-
le Erkenntnis für das Verhältnis zwi-
schen Russland und Deutschland ziehen. 
Selbst die stabilste, noch so lang erprob-
teste Beziehung ist gefährdet, wenn eine 
der Seiten anfängt, sie im Alleingang zu 
korrigieren. Jeder Partner hat eine Tole-
ranzgrenze, jenseits der nur schwer um-
kehrbare Folgen liegen.

Artjom Sokolov ist Dozent am  
Staatlichen Moskauer Institut für  

Internationale Beziehungen (MGIMO).

schlagenen Assoziierungsabkommens 
mit der Ukraine zu sprechen. Außerdem 
beschuldigte der Kreml Deutschland 
und andere EU-Mitgliedstaaten, konkret 
Frankreich und Polen, nicht auf einer An-
erkennung des Kompromisses bestanden 
zu haben, den der damalige ukrainische 
Präsident Wiktor Janukowitsch im Feb-
ruar 2014 mit der Opposition erzielt hat-
te und zu dessen Zustandekommen diese 
drei Länder beigetragen hatten. Infolge-
dessen gab Moskau diesen Ländern eine 
Mitschuld daran, was es als einen Staats-
streich ansah, mit dem die Regierung von 
Janukowitsch in Kiew gestürzt wurde.

Nicht vergessen werden sollte dabei, 
dass 2014 bis 2015 eine weitere Eskalation 
und Ausweitung des Konflikts auf das üb-
rige Europa vermieden wurde. Spekulati-
onen über einen so genannten russischen 
Revanchismus und die Invasionsgefahr, 
die von Moskau für die baltischen Staa-
ten und Polen ausgehen könnte – was an 
den Haaren herbeigezogen war –, flauten 
wieder ab. Deutschland und Frankreich 
spielten eine wichtige Rolle beim Entste-
hen der Minsker Vereinbarungen über 
einen Waffenstillstand und Maßnahmen 
zur Beilegung des Konflikts in der Ostu-
kraine.

Das Minsk-II-Abkommen, das unter 
persönlicher Beteiligung von Merkel und 
Putin ausgehandelt wurde, steckt zwar 
theoretisch immer noch den Weg zu ei-
ner Beilegung des Donbass-Konflikts ab. 
Doch ist dieses Abkommen offensichtlich 

stärker an den Interessen Moskaus aus-
gerichtet und es ist inzwischen klar, dass 
die Regierung in Kiew nie die Absicht und 
auch gar nicht die Möglichkeit hatte, es 
umzusetzen. Zudem verließen sich die 
ukrainischen Führer hauptsächlich auf 
die Unterstützung der USA und zeigten 
sich wenig bereit, auf die eher zurück-
haltenden Versuche Deutschlands und 
Frankreichs einzugehen, Kiew zu einer 
Einhaltung der Minsk-II-Bedingungen zu 
bewegen.

Diese anhaltende breitere Konfron-
tation zwischen Russland und den Ver-
einigten Staaten hat Moskau und Berlin 
auseinandergebracht. Deutschland betei-
ligt sich nicht nur an den gemeinsamen 
Sanktionen des Westens gegen Russland, 
sondern leitet und koordiniert diese Poli-
tik sogar innerhalb der EU. Merkel über-
zeugte erfolgreich das am stärksten an 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit Russland beteiligte Segment der 
deutschen Wirtschaft, sich in die Notwen-
digkeit zu fügen, Moskau zu einer Ände-
rung seiner Außenpolitik zu zwingen.

Die meisten deutschen Unterneh-
men, die keine Wirtschaftsbeziehungen 
zu Russland unterhielten, akzeptierten 
bereitwillig die Sanktionen und unter-
stützten die Position der Regierung. An-
fangs dachten viele Russen, die deutsche 
Position wäre hauptsächlich auf die ext-
rem engen Verbindungen zwischen den 
Politik-, Wirtschafts- und Medieneliten 
Deutschlands und der USA zurückzufüh-

ren. Moskau neigt ja häufig dazu, die Rol-
le Washingtons in verschiedenen inter-
nationalen Situationen zu überschätzen, 
was übrigens auch umgekehrt gilt. 

Tatsächlich war Solidarität mit Was-
hington nicht der einzige Grund, war-
um Berlin so handelte. Die kategorische 
Ablehnung militärischer Interventionen 
in Europa, insbesondere von Gebiets-
annexionen, ist ein zentrales Element 
der deutschen Nachkriegsidentität. 
Deutschland hat von diesem Grundsatz 
zwar auch Ausnahmen gemacht, aller-
dings nur was die Vereinigten Staaten 
und die Nato angeht (etwa im Kosovo und 
in Serbien). Offenbar neigt Berlin dazu, 
auf die guten Absichten seines wich-
tigsten Verbündeten und der anderen 
Mitglieder des militärischen und politi-
schen Blocks zu vertrauen, dem es ange-
hört, Russland dagegen kann nicht auf 
einen solchen Vertrauensvorschuss zäh-
len.

Doch auch wenn Berlin zu den bestän-
digen Kritikern Moskaus gehört, bleibt 
Deutschland weiter mit Russland im Di-
alog. In dem Hybridkrieg zwischen Russ-
land und den Vereinigten Staaten hat 
Deutschland die Sonderstellung eines 
treuen US-Verbündeten übernommen, 
der konstant Kontakt mit Russland hal-
ten darf. Auf offizieller Ebene vertreten 
die transatlantischen Alliierten die glei-
che Ansicht zu Russland. Doch im Unter-
schied zur US-Außenpolitik, die Russ-
land als toxisch betrachtet und nicht 

anders behandelt als sie mit dem Iran 
oder Nordkorea verfahren würde, sieht 
Deutschland Russland als einen wichti-
gen Nachbarn an, mit dem es umgehen 
muss. Allerdings ist der Umgang mit 
Russland jetzt ein völlig anderer als noch 
vor einem halben dutzend Jahren.  

Heute verfolgt Moskau nicht mehr das 
strategische Ziel, einen gemeinsamen 
großeuropäischen Raum von Lissabon 
bis Wladiwostok zu schaffen. Stattdes-
sen sollte sich Russland auf den Aufbau 
nachbarschaftlicher Beziehungen zu 
dem Europa konzentrieren, das tatsäch-
lich existiert, von Lissabon bis Helsinki 
– einem Europa, das nach Einschätzung 
des Kremls noch einige Zeit ein Junior-
partner der Vereinigten Staaten bleiben 
dürfte.

Umgekehrt sollte Deutschland Russ-
land nicht als einen wirtschaftlich und 
sozial rückständigen Teil Europas be-
handeln, der durch eine Annäherung 
Moskaus an die EU-Standards zivilisiert 
und mit dem restlichen Kontinent integ-
riert werden muss. Folglich sollte Russ-
land nicht als größter Teil eines ima-
ginären „anderen Europas“ aufgefasst 
werden, das es auf das Niveau des so ge-
nannten fortgeschrittenen Europas zu 
bringen gilt. Vielmehr ist Russland Eu-
ropas größter unmittelbarer Nachbar 
– neben anderen Nachbarn wie der ara-
bischen Welt, dem Iran und der Türkei. 
Sicher, Berlin sollte auf Moskau Rück-
sicht nehmen, doch noch wichtiger wäre, 

dass Deutschland Russland so akzep-
tiert, wie es ist, um neue Enttäuschun-
gen zu vermeiden.

Der Fokus der deutsch-russischen In-
teraktion sollte jetzt darauf liegen, eine 
Eskalation im Donbass vor und während 
der Wahlen in der Ukraine nächstes Jahr 
zu vermeiden, eine humanitäre Katast-
rophe im syrischen Idlib zu verhindern, 
den Iran im Atomabkommen JCPOA zu 
halten und die Trump-Regierung davon 
abzubringen, Teheran weiter zu einem 
Ausstieg zu provozieren, gemeinsam mit 
den EU-Ländern an einer Stabilisierung 
der politisch-militärischen Lage in Syri-
en zu arbeiten sowie Möglichkeiten zur 
Lösung des Transnistrien-Konflikts und 
zur Verbesserung der humanitären und 
wirtschaftlichen Beziehungen über die 
Grenzen Georgiens und Abchasiens mit 
seiner großen georgischen Minderheit 
hinweg zu erkunden. Eine solche Agenda 
würde zwar nicht die Hoffnungen aus der 
Zeit unmittelbar nach dem Kalten Krieg 
wiederbeleben, könnte jedoch zu prak-
tischen Ergebnissen führen und, wenn 
schon nicht das Vertrauen zwischen 
Deutschland und Russland – was Jahr-
zehnte dauern dürfte –,  so doch eine ge-
wisse Vorhersehbarkeit und kontinuierli-
che Zusammenarbeit wiederherstellen.

Dmitri Trenin ist Leiter des  
Carnegie Moscow Centers.

Ziemlich schlechteste Freunde: Welche Folgen hat der Bruch in den deutsch-amerikanischen Beziehungen für Russland?
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Petersburger Dialog: Wirtschaftlich steht Deutsch-
land vergleichsweise gut da. Ökonomen sprechen  
vom „stärksten Boom seit zwei Jahrzehnten“: mehr 
als zwei Prozent Wirtschaftswachstum, wachsen-
des BIP pro Kopf, geringe Arbeitslosigkeit, steigende 
Durchschnittslöhne und Konsumausgaben. Und doch 
gibt es Millionen, die sich abgehängt fühlen. 
Wie wollen Sie da Abhilfe schaffen?
Peter Altmaier: Wir sind jetzt im neunten Jahr eines 
kräftigen Wirtschaftsaufschwungs. Trotz vieler inter-
nationaler Unsicherheiten wird die deutsche Wirtschaft 
auch im nächsten Jahr weiter wachsen. Es ist dann der 
längste Aufschwung seit 1966 – seit mehr als einem halben 
Jahrhundert. Löhne und Renten steigen, im nächsten Jahr 
werden wir voraussichtlich auch die „Schallmauer“ von 
45 Millionen Erwerbstätigen durchbrechen. Das ist die 
höchste Zahl von Erwerbstätigen, die es jemals in unse-
rem Land gegeben hat.
Aber es gibt auch Menschen, bei denen der Aufschwung 
noch nicht angekommen ist, die sich abgehängt oder von 
der Politik alleingelassen fühlen. Das nehmen wir sehr 
ernst. Deshalb arbeite ich für meinen Bereich – und das 
ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie – 
daran, das zentrale Versprechen der sozialen Marktwirt-
schaft, nämlich Wohlstand für alle, mit Leben zu füllen. 
Deshalb erhöhen wir die Ausgaben für Investitionen und In-
novationen, damit „Made in Germany“ auch in Zukunft ein 
Garant für höchsten technischen Fortschritt und zukunfts-
sichere Arbeitsplätze darstellt, wir stärken unsere Indust-
rie mit einer Industriestrategie, investieren in den sozialen 
Wohnungsbau, sorgen für Verbesserungen bei der Rente 
und entlasten Familien. 

Die Unternehmen suchen dringend qualifizierte 
Leute. Bald gehen die geburtenstarken Jahrgänge 
in Rente. Zuwanderung könnte helfen. Wie soll sie 
geregelt werden? 
Fachkräfte werden in vielen Unternehmen dringend ge-
sucht. Deshalb müssen wir die Potentiale aus dem In- und 
Ausland heben. Zu letzterem haben wir uns im Koalitions-
vertrag daher auf ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz ge-
einigt. Dies müssen wir jetzt schnell umsetzen. Wir müssen 
aber auch in unserem Land schauen, wie wir Fachkräfte 
gewinnen und halten können. 800 000 Langzeitarbeitslo-
se dürfen wir dauerhaft nicht hinnehmen. Bildung, unser 
Erfolgsmodell der dualen Berufsausbildung und Qualifizie-
rung, ist hier der Schlüssel. Wir müssen aber dafür sorgen, 
dass die Fachkräfte, die arbeiten wollen, auch arbeiten kön-
nen. Dort müssen wir etwa mit dem Ausbau der Kinderbe-
treuung schneller vorankommen.

Aufschwung und Wachstum, so klagen nicht nur  
Arbeitnehmervertreter, kommen in erster Linie den 
Vermögenden zugute. Der Jahreswirtschaftsbericht Ih-
rer Vorgängerin nennt die „übermäßige Einkommens-
ungleichheit“ einen „Bremsklotz für ein inklusives 
Wachstum“. Was möchten Sie tun, um die Teilhabe aller 
am wirtschaftlichen Aufschwung zu verbessern?
Wir dürfen zunächst die Erfolge am Arbeitsmarkt nicht 
kleinreden. Die Beschäftigung ist in Deutschland auf ein Re-
kordniveau gestiegen, die Arbeitslosigkeit auf ein  
historisches Tief gesunken. Die Löhne sind in den  
vergangenen Jahren immer weiter gestiegen, ebenso die 
Renten. Die Ungleichheit bei den Löhnen nimmt nicht wei-
ter zu. Auch im internationalen Vergleich haben sich Löhne 
und Beschäftigung sehr gut entwickelt. Wir müssen dafür 
sorgen, dass sich diese Entwicklung fortsetzt und der Stand-
ort Deutschland weiter wettbewerbsfähig bleibt. Vollbe-
schäftigung ist möglich und das bleibt das Ziel.  
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden wir weiter 
entlasten, etwa bei der Arbeitslosenversicherung oder der 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags für den Großteil der 
Steuerzahler. 

Unzufrieden mit den deutschen Wirtschaftszahlen  
ist auch der US-Präsident, insbesondere mit dem  
deutschen Handelsbilanzüberschuss und angeblich 
„unfairen“ Praktiken. Hat er recht? 
Dieser Überschuss spiegelt vor allem die Wettbewerbsfähig-
keit unserer Unternehmen und ihrer Produkte und Dienst-
leistungen wider, die wir mit großen Anstrengungen in den 
letzten 15 Jahren wieder hergestellt haben. Man muss das 
„Überschuss-Thema“ auch etwas differenzierter betrach-
ten: Denn in der öffentlichen Debatte kommt oft zu kurz, 
dass die USA bei der Leistungsbilanz einen Überschuss ge-
genüber der EU erzielen. Das liegt an den vielen erfolgrei-
chen großen digitalen US-Unternehmen in  
Europa. 

In Gegenzug klagen wir über US-Unternehmen, die  
in Deutschland keine Steuern bezahlen. Wie könnte  
die Bundesregierung verhindern, dass amerikanische 
IT-Unternehmen ihre Umsätze und Gewinne  
in EU-Niedrigsteuerländer wie Irland oder den  
Niederlanden verschieben?
Die gerechtere Besteuerung großer Konzerne ist ein  
klares Ziel der Bundesregierung, das gilt besonders auch 
für die IT-Unternehmen. Wir müssen vermeiden, dass die 
Konzerne sich durch Verlagerung von Gewinnen oder Steu-
eroptimierung der Steuerpflicht entziehen. Der deutsche 
Finanzminister ist hier auf europäischer Ebene im Ge-

spräch, um gute Lösungen zu finden. Dafür hat er meine 
Unterstützung.

Warum investiert der deutsche Staat nicht viel mehr 
in Infrastruktur, Digitalisierung, Bildung und Sicher-
heit?
Wir haben bereits in der vergangenen Legislaturperiode 
die öffentlichen Investitionen massiv erhöht. Und wir wer-
den die Ausgaben für Investitionen und Innovationen wei-
ter erhöhen, insbesondere auch in den Bereichen Bildung,  
Digitalisierung und Sicherheit. Gerade der Ausbau der  
digitalen Infrastruktur muss schneller vorangebracht  
werden. Wir brauchen auch mehr private Investitionen, 
die mit 90 Prozent den Löwenanteil der Gesamtinvestitio-
nen ausmachen. Dort wollen wir das Investitionsklima  
weiter fördern und gezielt Anreize setzen, etwa bei der 
steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 
und der energetischen Gebäudesanierung. Und wir  
müssen über Entlastungen der Wirtschaft dort reden,  
wo es nötig ist, damit die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit auch in Zukunft gewährleistet ist.

Wir beklagen die Ignoranz der aktuellen US- 
Regierung sowie des russischen Präsidenten gegen-
über dem Klimawandel. Wie können wir die großen 
CO2-Emittenten davon überzeugen, mehr für den  
Erhalt der Erde zu tun?
Der Klimawandel ist ein globales Phänomen, das ein  
gemeinsames internationales Handeln erfordert. Der  
Austritt der USA aus dem Pariser Klimaschutzabkommen 
ist daher höchst bedauerlich. Andererseits ist  
ermutigend, dass einige US-Bundesstaaten, wie  
Kalifornien oder New York, trotzdem ihr Engagement  
für den Klimaschutz fortführen. Deutschland hat sich 
nicht nur sehr anspruchsvolle nationale Ziele gesetzt.  
Wir tragen auch überdurchschnittlich zur Erreichung  
der EU-Klimaziele bei. Wenn wir unter Beweis stellen,  
dass ein wirtschaftlich erfolgreiches Industrieland wie 
Deutschland diese Aufgabe bewältigt, wird die Energie-
wende weltweit endgültig zum Erfolgsmodell. Andere  
Länder sollten das Ihrige dazu beitragen, denn nur  
dann hat unser Planet dauerhaft eine Chance. 

Wegen der Ukraine und der Krim haben EU und USA 
Sanktionen gegen einzelne Personen wie einzelne 
Wirtschaftsgüter verhängt. Sehen Sie einen Erfolg?
Die Sanktionen gegen Russland sind gerade von der EU 
verlängert worden. Sie bestehen fort, weil es bedauerli-
cherweise noch keine Fortschritte im Friedensprozess  
mit der Ukraine gibt. 

Deutsche Unternehmer, die in Russland tätig sind, 
wünschen die baldige Rückkehr zur Normalität ohne 
Sanktionen. Können Sie Ihnen Hoffnungen machen?
Osteuropa und Russland bleiben für uns sehr wichtige 
Wirtschaftsräume. Viele deutsche Unternehmen, gerade 
in Ostdeutschland, haben gute Geschäftsbeziehungen zu 
Russland. In den Bereichen, in denen es keine Sanktionen 
gibt, will ich die Wirtschaftsbeziehungen weiter ausbauen. 
Wir müssen im Dialog und Austausch miteinander bleiben, 
Wirtschaftsbeziehungen sind dabei eine gute Grundlage. 

Die Ostseepipeline Nord Stream 2 wird gebaut, die  
Kritik reißt nicht ab – aus den USA ebenso wie aus  
osteuropäischen Ländern. Machen wir uns abhängig 
von russischem Gas?
Wir haben eine diversifizierte Versorgungsstruktur, auch 
beim Gas. Zusätzliche Leitungen dienen dabei auch der 
europäischen Energieversorgung. Nord Stream 2 ist zu-
nächst einmal ein unternehmerisches Projekt. Dabei müs-
sen wir aber auch die berechtigten Interessen der Ukrai-
ne berücksichtigen. Hierzu habe ich bereits Gespräche in 
Moskau und Kiew geführt. Im Sommer fand in Berlin auf 
meine Einladung ein Treffen zwischen Russland, der  
Ukraine und dem Vizepräsidenten der Europäischen Kom-
mission Sefcovic statt. 

Brexit und America First, Russlands Muskelspiele und 
Chinas wirtschaftlicher Expansionismus sind Sym-
ptome des Rückzugs auf Einflusssphärenpolitik und 
gleichzeitig eines nationalistischen Machtdrangs. Se-
hen Sie noch eine Chance zum „Together first“?
Ich bin fest davon überzeugt: Nur mit internationaler Zu-
sammenarbeit können wir die globalen Probleme lösen. 
Denken Sie nur an Konflikte wie in Syrien, den Klimawan-
del, die wachsende Weltbevölkerung, den zunehmenden 
Protektionismus – dort brauchen wir globale Antworten. 
Und dazu müssen wir mehr zusammenarbeiten, nicht 
weniger. Wir beobachten gerade im Handel, was passiert, 
wenn sich protektionistische Tendenzen verstärken.
Am Ende solcher Spiralen verlieren alle, dort kann es kei-
ne Gewinner geben. Deshalb ist es umso wichtiger, mitein-
ander zu reden und weiter für internationale Zusammen-
arbeit und regelbasierten Handel im Rahmen der WTO 
zu werben. Mit der Einigung von Kommissions-Präsident 
Juncker und Präsident Trump haben wir jetzt die Chan-
ce, mit den USA über weniger Zölle zu verhandeln, anstatt 
Zölle gegenseitig zu erhöhen. Ich glaube, dass damit die 
Chance besteht, den drohenden Handelskonflikt zwischen 
der EU und den USA in den nächsten Monaten entschärfen 
zu können. 

Globale 
Antworten  
für globale 
Probleme
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier  
über fehlende Fachkräfte aus dem In- und Ausland,  
internationale Steuergerechtigkeit und die 
Wirtschaftsbeziehungen zu Russland

Peter Altmaier während seines Besuchs in Moskau im Mai 2018. Die Fragen dieser Zeitung hat er schriftlich beantwortet.

während des Sprengstoffanschlags im 
Café verletzt worden. Zehn Tage nach 
den Ereignissen teilte die Nachrichten-
agentur Interfax mit, Timofejew habe 
gemeinsam mit Sachartschenkos Bera-
ter Alexander Kasakow Donezk verlas-
sen und sich in Russland in Sicherheit 
gebracht.

Zeitgleich mit „Taschkents“ Flucht 
hat die Nachrichtenagentur Donezk 
offiziell darüber informiert, dass Timo-
fejew, der Sachartschenkos Vertrauen 
genoss, einen der größten Agrarbetrie-
be des Donbass, „Koloss D“, an sich ge-
bracht hat. Ungefährer Wert: 850 Mil-
lionen Rubel. Die Nachrichtenagentur 
sendete ein Interview mit dem Betriebs-
direktor Wadim Sawenko. Das Lieblings-
kind von „Taschkent“, der Staatsbetrieb 
„Rynki Donbassa“ (Märkte des Donbass) 
wurde jetzt aufgelöst, die Märkte gingen 
zurück an die früheren Besitzer.

Dieser Tage meldete die Zeitung Kom-
mersant, wie ein Teil des Unternehmens 
„Industrialnyj sojus Donbassa“ (Indust-
rieverband des Donbass) an den Unter-
nehmer Sergej Kurtschenko übergegan-
gen ist, der „Janukowitschs Geldbörse“ 
genannt wird und ein Freund von dessen 

ältestem Sohn Alexander Janukowitsch 
ist. Das unter US-Sanktionen stehende 
Unternehmen Kurtschenkos liefert Koh-
le aus den nicht anerkannten Volksrepu-
bliken. Um die Föderung und Lieferung 
von Kohle, die auf schwierigen Wegen 
auch in die Ukraine gelangt, wird in den 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk 
unaufhörlich und heiß gekämpft. Über 
die „halblegale Ausbeutung der Ressour-
cen des Donbass“ wird in der Ukraine 
unablässig gesprochen.

Die entscheidende und radikalste Fol-
ge der Ermordung des Chefs der Volksre-
publik Donezk ist die Ankündigung von 
Wahlen, worüber ansonsten weder Russ-
land noch die nicht anerkannten Repub-
liken sprechen. Der Sonderbeauftragte 
des US State Departments für die Ukrai-
ne, Kurt Volker, erklärte gleich darauf: 
„Die von den prorussischen Separatisten 
angekündigten Wahlen im okkupierten 
Teil des Donbass sind illegitim und ver-
stoßen gegen den Geist der Minsker Ver-
einbarungen.“ Das stimmt. Aber auch die 
Ukraine hat längst dagegen verstoßen: 
Es war die Rada, welche die Minsker Ver-
handlungen „totgeblockt“ hat.

Kaum jemand bezweifelt, dass der 

Kreml den Beschluss von Wahlen in Do-
nezk und Lugansk gebilligt hat. Er soll in 
den ersten 24 Stunden nach dem Terro-
ranschlag im Café ergangen sein. Eine 
Quelle in der Verwaltung der Volksrepu-
blik Donezk teilte der Agentur Rosbalt 
mit: „Der Beschluss wurde im Kreml ge-
fasst und uns oktroyiert. Vor dem Tod 
Sachartschenkos waren die Wahlen 
ein Tabuthema. Nunmehr ist eine akti-
ve Kampagne zu deren Vorbereitung zu 
erwarten.“ Nebenbei teilte die Agentur 
mit, dass neue russische „Betreuer“ an-
gereist seien.

Obwohl es bis zum Wahltag am 11. No-
vember noch lange hin ist, hat der Kreml 
seine Wahl bereits getroffen und unter-
stützt Denis Puschilin, das derzeitige 
amtierende Oberhaupt der Volksrepub-
lik Donezk. Puschilin hat nicht an Kämp-
fen teilgenommen, folglich genießt er 
kein großes Ansehen bei der Armee und 
den Geheimdiensten. Doch er war Teil-
nehmer der Minsker Verhandlungen, ist 
moderner und gebildeter als Sachart-
schenko. Das Wichtigste: Moskau kennt 
und versteht ihn. Der gemäßigte Poli-
tiker nahm eine Ernennung mit Signal-
charakter vor: Die Leiterin der Zentra-

len Wahlkommission und der Wahlen 
wird Olga Posdnjakowa, seine Stellver-
treterin in der Partei. Die Wünsche von 
oben wurden bereits an die Abgeordne-
ten und die Bürgermeister herangetra-
gen.

Einer der militärischen Kommandeu-
re der Separatisten, der einzige Mensch, 
der Sachartschenko an Kampferfah-
rung und Autorität ebenbürtig ist, Al-
exander Chodakowskij, schrieb auf sei-
nem Telegramm-Account: „Denis’ Wert 
besteht gerade darin, dass man von sei-
ner Seite keinen Widerstand zu fürchten 
braucht.“

Die entstandene Situation spielt dem 
ukrainischen Präsidenten in die Hände, 
Petro Poroschenko, der einen schweren 
Wahlkampf um eine zweite Amtszeit 
führt. Weder er noch die Rada gedach-
ten die Minsker Vereinbarungen zu er-
füllen. Und nun scheinen sie einen wei-
teren Grund zu haben, dies nicht zu tun 
– die Wahlen in den Volksrepubliken Do-
nezk und Lugansk.

Alles läuft darauf hinaus, dass die Situ-
ation im Osten der Ukraine eingefroren 
wird. Für eine längere Zeit? Für immer? 
Ungeachtet des Propaganda-Getöses 

und des Beifallsjubels darüber, dass über 
Kiews Hauptstraße Kreschtschatik am 
27. Jahrestag der Verkündung der Unab-
hängigkeit des Landes amerikanische 
Panzerabwehrraketen des Typs „Jave-
lin“ rollten, will das ukrainische Volk den 
Kopf nicht im Osten des eigenen Landes 
hinhalten. Vor eineinhalb Wochen muss-
te Poroschenko per Sondererlass den 
Einberufungszeitraum verlängern. 

Was sich bei den Ukrainern verändert 
hat, ist die Einstellung zur Nato. Anstelle  
der Ablehnung der Militärallianz ist der 
Wunsch nach Mitgliedschaft gewichen: 
Im Jahr 2012 waren lediglich 13 Prozent 
der Befragten mit einem Kurs in Rich-
tung Nato einverstanden, vor einem Mo-
nat waren es 67. Dies ist auch der Nachhall 
der Ereignisse im Donbass. Die Ukrainer 
haben ihr Augenmerk von der Innenpo-
litik auf die internationale Politik verla-
gert.

Der Unwille, den Donbass zu integrie-
ren, der allgemeine wirtschaftliche Ver-
fall, die Abwanderung, die für das Land 
fast zur Hauptquelle für Devisen gewor-
den ist – all das hat die Ukraine radikal 
verändert. Nunmehr ist sie vor allem ein 
Agrarland und kein Industrieland mehr 

wie früher. In der Exportstruktur ma-
chen Agrarprodukte 41 Prozent aus, Me-
tallurgie und Maschinenbau 33.

In den Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk hat der Tod Sachartschenkos 
die extremsten Stimmungen angesta-
chelt. Die öffentliche Meinung richtet sich 
gegen die Minsker Vereinbarungen, die 
auch das Lieblingsthema der Politiker aus 
Donezk sind. Selbst wenn Moskau vom 
Projekt der Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk abrücken sollte, wollen deren 
Menschen durchhalten.

Für Moskau ist sicherlich das gefähr-
lichste, dass in der eigenen Führung zu 
viele Meinungen existieren. Parlaments-
sprecher Wjatscheslaw Wolodin erklärte, 
dass das Tod Sachartschenkos „den Sinn 
der Minsker Vereinbarungen aufhebt“. 
Andererseits haben die Außenminister 
Deutschlands und Russlands gerade erst 
bekräftigt, dass es keine Alternative zu 
Minsk gibt. Letzteres möchte man sehr 
gern glauben.

Viktor Loshak ist der russische 
Chefredakteur dieser Zeitung.
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Ein anti-westliches 
Volk

Hat  Russland noch eine Chance, den Weg in die Demokratie und zu  
westlichen Werten zu beschreiten? Warum hat Europa sich so unklug verhalten,  

zu einem Zeitpunkt, als Russland bereit war, diese Werte zu teilen? Über diese Fragen 
sprechen der Ehrenvorsitzende des Rats für Außen- und Verteidigungspolitik,  

Sergej Karaganow, und Chefredakteur Viktor Loshak
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Dieses Gespräch mit Sergej Karaganow, Dekan der Fa-
kultät für Weltwirtschaft und -politik an der Higher 
School of Economics, begann schon vor einem Jahr, 

bei den „Potsdamer Begegnungen“ in Berlin. Auf dieser Kon-
ferenz sagte Karaganow, Europa habe in den 1990er-Jahren 
die einzigartige Chance verpasst, sich mit Russland zu ver-
bünden. Damals bestanden beim größten Teil der russischen 
Eliten und der Bevölkerung die Bereitschaft und der Willen, 
nach Europa zurückzukehren, Teil des Westens zu werden. 
Das Verhalten des Westens war für die russische Politik und 
die Menschen eine schwere Enttäuschung. 
Diese Stimmung setzte sich bis zum Beginn der 2000er-Jah-
re fort, als Präsident Wladimir Putin seinen westlichen Kol-
legen die rhetorische Frage stellte, warum denn nicht auch 
Russland in die Nato eintreten könne. Bei einem Treffen mit 
mehreren Chefredakteuren erzählte Putin wenig später, 
wie Jelzin, der ihm kurz zuvor seinen Posten übergeben hat-
te, nach einem Essen wartete, bis sie beide allein waren, und 
ihn dann fragte: Meinen Sie das ernst?

Victor Loshak: Sergej Aleksandrowitsch [Karaganow], 
was meinten Sie, als Sie über die Situation in den 
1990er-Jahren sprachen?
Sergej A. Karaganow: Dort gibt es offenbar zwei große La-
ger. Die Elite wollte zurück nach Europa, und für die Bevöl-
kerung war Europa ebenfalls attraktiv – wegen seiner Sau-
berkeit, der guten Einkaufsmöglichkeiten und wegen des 
guten Essens. Alle wollten die Konfrontation beenden. Alles 
schien zum Greifen nah.

Aber diejenigen, die sich nach Westen aufgemacht hatten, 
stießen plötzlich auf Hindernisse. Das Europa, zu dem man 
zurückkehren wollte, war den Russen unbekannt; sie ver-
standen nicht, wohin es sich entwickelt hatte. Weder die Eu-
ropäer noch die Russen verstanden, dass Russland anders 
ist. Zwar ein Land mit einer europäischen Kultur, aber sozi-
al und politisch Erbe des Reichs von Dschingis Khan.
Aber es bestand damals die Möglichkeit, die demokrati-
schen Elemente in der russischen Wirklichkeit zu erweitern 
und zu konsolidieren. Nur hätte man die Demokratie nicht 
von oben einführen dürfen, sondern hätte von unten anfan-
gen müssen, in den Gemeinden und Kommunen. Diesen Ge-
danken hatte bereits Solschenizyn ausgesprochen, aber die 
Intelligenzija war dagegen Sturm gelaufen. Sie wollten alles 
und zwar sofort. 
Als wir nach Europa drängten, wollten wir natürlich Teil sei-
nes politischen und militärischen Systems sein. Kurzsich-
tigkeit und Gier – eine andere Bezeichnung kann und will 
ich nicht finden für die Gründe, warum die westlichen Kolle-
gen diese Bestrebungen zurückwiesen. Es war ein tragi-
scher Fehler, tragisch für alle, aber vor allem für Europa, wo 
man die unmittelbar bevorstehenden Entwicklungen nicht 
wahrnehmen wollte. 
Die globalen Machtkonstellationen wandelten sich längst 
grundlegend. Der baldige Verlust der militärischen Über-
legenheit des Westens war unausweichlich – seit dem 16. 
Jahrhundert Fundament seiner politischen, ökonomischen 
und kulturellen Hegemonie. Europa hatte jetzt diese groß-
artige Möglichkeit, seine Sicherheitslage zu festigen und sei-
ne Position in der Welt zu stärken. Hätte man Russland als 
souveräne Macht – worauf es Wert legte – in den westlichen 
Verbund aufgenommen, hätte Europa seine militärische 
Überlegenheit bewahrt, gleichzeitig aber seine Sicherheit 
bedeutend gesteigert. Jetzt ist Russland militärpolitisch ein 
wichtiger Teil der  nicht-westlichen Welt und schwächt da-
mit die militärische Überlegenheit der Nato beträchtlich.
Ich möchte Sie korrigieren: Putins Äußerung über ei-
nen möglichen Nato-Beitritt fiel Anfang der 2000er. Das 
steckt den zeitlichen Rahmen etwas weiter.

Aus meiner Sicht war Putins Vorschlag nur eine Geste der 
Verzweiflung, oder der Versuch, die Erweiterung des Mili-
tärblocks aufzuhalten. Ein Versuch, den Stimmungen in der 
damaligen russischen Gesellschaft und im Westen etwas 
entgegenzusetzen.

Und Sie selbst, warum haben Sie das so spät begriffen? 
Irgendwie eine erstaunliche Koinzidenz mit dem Erwa-
chen unserer Staatsmacht an sich.
Ganz und gar nicht. Der Rat für Außen- und Verteidigungs-
politik (SWOP) hat die Erweiterung der Nato so gut er konn-
te bekämpft. 1995 bis 1997 haben wir öffentlich davor ge-
warnt, dass das zum Konflikt mit der Ukraine führen würde 
und zum Krieg. Noch vor 15 Jahren war ich Eurozentrist, bis 
ich verstand, wohin sich die Welt bewegt – nach Asien. Und 
dementsprechend sollte sich auch unser Land bewegen. 
Als ich Mitte der 1990er-Jahre sah, dass der Westen den für 
Europa unglaublich vorteilhaften Wunsch Russlands zu-
rückwies, Teil des westlichen Bündnisses zu werden, war 
ich schockiert. Ich glaubte, dahinter stehe die Absicht, Russ-
land in den Ruin zu treiben. Es war in Wirklichkeit aber nur 
Dummheit, Geschichtsvergessenheit. 1999 kam der endgül-
tige Bruch – die Bombardierung Jugoslawiens. Diese Bom-
ben haben die Autorität des politischen Westens in Russland 
zerstört, die Anhänger des Westens schrumpften zu einer 
kritischen Minderheit. Der russische Bär begann, sich in 
eine andere Himmelsrichtung zu bewegen.

Was, wenn wir mal für einen Augenblick so tun, als  
hätte der Westen nicht Nein gesagt, und Russland  
wäre Mitglied der EU und der Nato geworden.
Europa hätte seine internen Probleme immer noch. Aber 
Europa hätte einen mächtigen Verbündeten gewonnen. Die 
Probleme im Nahen Osten und mit der Migration gäbe es 
nicht in dem Maß.
Ich weiß nicht, ob wir in Russland sofort mehr Demokratie 
bekommen hätten. Das Land musste erst einmal überleben 
und anfangen, sich zu entwickeln. Und Demokratie ist ent-
gegen der gängigen Meinung keine Quelle der Entwicklung. 
Europa hat sich auf der Grundlage der vom Feudalismus 
überkommenen Gesetze schnell entwickeln können.
Gesetze sind allerdings Bedingung für Entwicklung. Wir ha-
ben das leider nicht begriffen, wir haben eine wichtige Etap-
pe übersprungen. Besonders schmerzlich ist, dass bei uns 
die Gesetze nicht funktionieren, die das Eigentum schüt-
zen. Es gibt geradezu amoralisch großen Privatbesitz, den 
der Staat den Unternehmern treuhänderisch gegeben hat. 
Wirklich geschützt sind nur Bagatellen: Wohnungen, Autos, 
Datschen. Wahrscheinlich wäre die Situation besser, wenn 
wir Teil des europäischen Rechtsraums geworden wären.

Augenblick, Sie meinen also, in Russland sei Demokratie 
unmöglich und nutzlos?
Die ganze Welt geht in Richtung mehr Demokratie. Und wir 
gehen nichtlinear in Richtung Demokratie, eine Demokratie 
nicht-westlichen Typs, natürlich. Es ist sehr wahrschein-
lich, dass wir in 20 Jahren mehr haben werden als manche 
westliche Länder. Obwohl ich keineswegs davon überzeugt 
bin, dass wir in ferner Zukunft zu einem „Groß-Holland“ 
werden, wie es sich Peter I. vorgestellt hat.
Aber sogar jetzt, zu Zeiten der konservativen Rückentwick-
lung, horcht Putin sehr genau auf die Meinung der Bevölke-
rung. Für ihn ist das wichtig. Wir erleben gerade eine Zeit 
der Reaktion, und wir müssen erkennen, dass unser Volk 
antiwestlich ist. Der Autoritarismus wird dem Land nicht 
von oben aufgezwungen. Er ist das Ergebnis unserer Ge-

schichte, die unseren genetischen Code geformt hat. Ohne 
eine streng zentralisierte Macht konnte man in so einem 
gigantischen Land ohne geographisch geschützte Grenzen 
keine Sicherheit gewährleisten.
Als zu Beginn des 17. Jahrhunderts diese Macht schwächer 
wurde, folgten soziale Wirren, politische Instabilität und 
die Intervention der Polen. Genauso ging es nach der Re-
volution von 1917: Zerfall des politischen Systems, Bürger-
krieg, Intervention. Und dann kamen die Bolschewiken 
und die Schrecken des Gulag. Ich denke bis jetzt, dass das 
Land nur durch ein Wunder nach der Revolution von 1991 
und dem darauffolgenden Zusammenbruch nicht unterge-
gangen ist.

Als der Rat für Außen- und Verteidigungspolitik, den 
Sie leiteten und dessen aktives Mitglied ich war, im 
Jahr 2002 sein zehnjähriges Bestehen beging, schrieb 
ein Autorenkollektiv in einem Grundsatzpapier: „Im 
Interesse des Staats wäre eine Wirtschaft westeuropä-
ischen Typs, eine effektive Demokratie, eine enge Zu-
sammenarbeit und Verbundenheit mit dem Westen.“ 
Hat sich diese Idee heute erschöpft?
Inzwischen schon. Wir haben im Westen alles bekommen, 
was wir bekommen konnten und was wir brauchten. Wäh-
rend der langen „Petrinischen Periode“ vom 17. an bis zum 
Anfang des 21. Jahrhunderts haben wir die Technologien 
und die militärische Organisation von Europa übernom-
men und eine großartige Hochkultur geschaffen, indem 
wir unsere eigene und die europäische miteinander ver-
schmolzen. Und dass Russland so ein großes Reich wurde, 
ist auch eine Folge des Marsches nach Westen. 
Russland ist genetisch ein autoritäres Reich. Wenn wir die 
Realität gelassen akzeptieren, kann uns das im Konkur-
renzkampf zum Vorteil gereichen. Alles drängt uns jetzt 
weiter nach Asien. Dazu gehört auch die Tatsache, dass Eu-
ropa sich gegenwärtig in einem Zustand der Stagnation und 
einer ernsten Krise befindet, was einerseits seine Hand-
lungsfähigkeit, andererseits seine Attraktivität mindert.

Ich gehe in der Sache nicht mit Ihnen konform. Ich glau-
be, die westlichen Werte, der Wert des Lebens und des 
Schicksals eines konkreten Menschen, der Unwille, sich 
blind der Macht des Staates zu unterwerfen, das alles 
kann auch der größte Teil der in Russland Lebenden für 
sich anerkennen. Die Studenten an Ihrer populären Fa-
kultät, das sind fast 3000, reisen sehr gerne nach Wes-
ten, machen dort Praktika, manche arbeiten dort nach 
Abschluss der Hochschule.
Es gibt solche und solche. Manche reisen, und wir fördern 
das. Aber im Vergleich mit uns oder unseren Kindern in 
den 1980er- und 1990er-Jahren ist die Mehrheit von ihnen 
nationalistischer, zugleich aber auch kosmopolitischer. Sie 
sind Kosmopoliten in der Kultur und in den Geschäftsbe-
ziehungen.

Fürchten Sie unter den Bedingungen der heutigen  
Wirklichkeit  nicht den Begriff Kosmopolit?
Tatsächlich, manchmal, wenn ich darüber schreibe oder 
spreche, ertönt ein gewisses Quietschen. So haben sich die 
Menschen die Geschichte angeeignet und den Stalinschen 
Kampf gegen die feindlichen Kosmopoliten, womit in Wahr-
heit vor allem die Juden gemeint waren. Aber Kosmopolitis-
mus ist eigentlich nichts anderes als Weltoffenheit. Waren 
denn nicht auch unsere großen nationalen und nationalis-
tischen Schriftsteller, wie etwa Dostojewski und Tolstoi, 
nicht weltoffen und kosmopolitisch? Und Puschkin?

In der Prognose des SWOP, die ich vorhin erwähnte, 
haben wir vorausgesagt, dass Deutschland durch die 
Wiedervereinigung für viele Jahre auf sich selbst fixiert 
bleiben würde. Wie bewerten Sie diese Prognose aus 
heutiger Sicht?
Leider hat sie sich bewahrheitet. Aber dank des Genies von 
Helmut Kohl hat sich Deutschland fest in die Europäische 
Union eingebunden. Und es hat sich an deren Spitze gesetzt. 
Und heute, wo Deutschland in einer vieldimensionalen Krise 
steckt, sucht das Land für sich selbst und für die EU nach 
neuen Wegen.
Früher oder später wird es sich wieder auf den Osten zu-
bewegen. Das ist dann aber nicht mehr allein Russland, 
sondern das, was wir Groß-Eurasien nennen. Aber das ist 
ein sehr komplizierter Prozess. Vor allem deshalb, weil 
Deutschland in sozialer und moralischer Hinsicht – Tole-
ranz, Offenheit, Antiklerikalismus, Pazifismus – wesentlich 
weiter gegangen ist als die meisten europäischen Länder. 
Es fällt den Deutschen schwer, in die reale Welt zurückzu-
kehren. 
Im Jahr 2014 sagte Angela Merkel, Putin lebe in einer an-
deren Welt. Aber gerade Putin lebt in der heutigen Welt, in 
der Gegenwart. Nämlich in der Welt des Nationalismus und 
der offenen und harten militärpolitischen Konkurrenz.
In der Welt geht eine gewaltige Verschiebung der Einfluss-
sphären vor sich. Deutschland ist hin und her gerissen. 
Wissen Sie, warum die Deutschen sich so schwer in diese 
neue Welt einfügen? Sie haben sich vom Faschismus gelöst, 
sie sind den beschwerlichen Weg der Selbstbeschränkung 

und Selbstvervollkommnung gegangen und haben schließ-
lich eine der effektivsten und humansten Orte geschaffen. 
Jetzt glauben sie, sie hätten gesiegt, sie könnten die ande-
ren belehren, ihr Segel stünde für immer im Wind. Aber 
der Wind ändert oft die Richtung.

Ich fürchte, Sie teilen die Auffassung, der prowestliche 
Romantizismus sei eine rein russische Krankheit, mit 
Betonung auf dem Wort Krankheit.
Leute wie Sie und früher auch ich wollen oder wollten die 
Mentalität der meisten in Russland Lebenden nicht wahr-
haben. Ein hypothetischer Putin wurde zu einem autoritä-
ren Führer, weil Russland es von ihm verlangte. So ist die 
Geschichte. Russland hat seine nichtautoritären Führer 
immer vom Thron gestoßen. Ich sage es noch einmal: Die 
permanenten Interventionen und Eroberungen haben eine 
bestimmte Mentalität geformt. Bestandteil dieser Menta-
lität ist ein extremes Bedürfnis nach Unabhängigkeit und 
Souveränität. Leute wie Sie und ich haben diese tiefliegen-
de Gemütsverfassung immer unterschätzt.
Wenn man sagt, Russland ist Erbe des Imperiums von 
Dschingis Khan, treibt man die russische Intelligenzija 
zur Weißglut. Aber was soll man machen, wir sind so. Au-
ßerdem sind autoritäre Staaten, die imstande sind, ihre 
Ressourcen zu konzentrieren und langfristig eine konse-
quente Politik zu machen, in der Welt der harten Konkur-
renz den modernen Demokratien überlegen. Aber Autori-
tarismus ist natürlich kein Universalheilmittel. Oft führt 
er zu Stagnation, oft auch zum Zusammenbruch. Russland 
braucht noch 15 Jahre friedliche Entwicklung. Dann wer-
den wir humanistischer und demokratischer. Und unsere 
europäischen Nachbarn werden zwangsläufig autoritärer. 
Sonst können Sie in der künftigen Welt nicht überleben. So 
werden wir uns wieder begegnen. Aber wir dürfen nicht 
anderthalb Jahrzehnte warten. Die Absage an den Zusam-
menschluss in den 1990er-Jahren hat zu einer Schwächung 
beider geführt, Russlands und Europas. Diesen Fehler, 
auch wenn er tragisch ist, kann und muss man durch weit-
gehende Kooperation korrigieren. 

Viktor Loshak

E
U

G
E

N
E

 O
D

IN
O

K
O

V/
SP

U
TN

IK
/D

PA

Sergej Karaganow

D
PA



5Oktober 2018 | Nr. 6

Es geht nur  
mit Amerika
Um die Ukraine-Krise zu lösen, hat sich das Normandie- 
Format, bei dem Deutschland und Frankreich mit  
Russland und der Ukraine verhandeln, als erfolglos erwiesen

VON WOLFGANG ISCHINGER

Die Krise mit Russland überwin-
den – aber wie? Nicht akzeptabel 
ist die Idee, man solle einfach 

seinen Frieden mit der ungelösten Lage 
auf der Krim und in der Ostukraine ma-
chen und sie als Dauerprovisorium ak-
zeptieren. Solche Äußerungen kamen 
vielleicht bei bestimmten Zielgruppen 
im deutschen Wahlkampf im Sommer 
2017 ganz gut an. Aber echten Frieden 
in der Ostukraine brächte derlei sicher 
nicht – und übrigens auch keinerlei 
Vertrauensgewinn in allen anderen ost-
europäischen Staaten. Denn mit einer 
Akzeptanz völkerrechtswidriger Grenz-
verletzungen wären als „Selbstvertei-
digung mit Unterstützung Freiwilliger” 
getarnte Interventionen Russlands ent-
tabuisiert und Tür und Tor geöffnet für 
weitere vermeintlich harmlose Gren-
züberschreitungen. Um dem entgegen-
zuwirken, braucht es einen langen Atem.

Im Übrigen gibt es hier einen histori-
schen Präzedenzfall: So hielten nämlich 
die USA und die Briten über viele Jahr-

zehnte an der Eigenständigkeit der bal-
tischen Staaten fest, die im 20. Jahrhun-
dert erst von den Nazis besetzt und dann 
in die Sowjetunion eingegliedert wor-
den waren. Diese Haltung erschien wäh-
rend des Kalten Kriegs bisweilen etwas 
absurd, aber der jahrelang wiederholte 
völkerrechtliche Einspruch gegen die 
Einverleibung war höchst hilfreich, als 
die baltischen Staaten nach dem Zerfall 
der Sowjetunion auf ihre Unabhängig-
keit drängten. Gleiches mag irgendwann 
auch für die Krim gelten.

Die Frage heute muss jedoch erst ein-
mal lauten, welche Handlungsoptionen 
wir in der Gegenwart haben. Was könn-
te man tun, um die Ukraine-Krise zu lö-
sen? Inzwischen sind im Osten des Lan-
des schon mehr als 10 000 Menschen 
durch Kampfhandlungen ums Leben ge-
kommen, und fast jede Woche werden es 
mehr.

Das sogenannte Normandie-Format, 
bei dem Deutschland und Frankreich 
mit Russland und der Ukraine ver-

handeln, stößt an seine Grenzen. Die 
Minsker Vereinbarungen, die in die-
sem Rahmen festgelegt wurden, sind 
und bleiben zwar richtig, aber schon 
die einfachsten Umsetzungsschritte 
stocken seither. Auch ein Außenminis-
tertreffen im Frühsommer 2018 brach-
te keine erkennbaren Fortschritte.

Wie kann es weitergehen? Aus mei-
ner Sicht müssen ein Teilabzug der 
Waffen von der Demarkationslinie und 
die Durchsetzung eines Waffenstill-
stands am Anfang stehen. Es braucht 
zudem jede noch so kleine vertrauens-
bildende Maßnahme, zum Beispiel ei-
nen Austausch von Gefangenen.

Seit Herbst 2017 wird mit Russland 
über eine UN-Friedenstruppe disku-
tiert, die den Frieden in der Ostukrai-
ne absichern soll. Eine gute Idee, die 
bislang freilich schon an der funda-
mentalsten aller Fragen scheitert: Wo 
sollte und dürfte die UN-Truppe ak-
tiv werden? Aus russischer Sicht nur 
an der innerukrainischen Kampflinie, 

nicht an der russisch-ukrainischen 
Grenze. Das würde die Idee der Frie-
denstruppe aber ad absurdum führen.

Der frühere amerikanische Präsi-
dent Dwight D. Eisenhower hätte in 
diesem Fall wohl sein Lieblingsrezept 
empfohlen: „If you can’t solve a prob-
lem, enlarge it!” – Wenn du ein Prob-
lem nicht lösen kannst, vergrößere es!

Was heißt das in diesem Fall? Nun, 
man könnte zunächst versuchen, das 
Verhandlungsformat zu vergrößern. 
Heißt: Man bittet die USA, die bisher 
nur informell und indirekt beteiligt 
waren, und die EU an den Tisch. Dann 
hätte man etwa das Erfolgsformat, mit 
dem auch der Nukleardeal mit dem 
Iran 2015 zustande kam. Ich schlage 
also einen Neubeginn des Verhand-
lungsprozesses in einem vergrößerten 
Rahmen vor. 

Gerade angesichts der Debatte über 
eine UN-Friedenstruppe im Don-
bass würde es doch Sinn ergeben, die 
Veto-Mächte im Sicherheitsrat mög-

lichst von vornherein einzubeziehen, 
insbesondere die USA, statt an dem 
bisher erfolglosen Normandie-Format 
dauerhaft festzuhalten. Und mit dem 
Hinweis auf das Projekt UN-Truppe 
könnte dieser Neubeginn auch ganz 
ohne Gesichtsverlust auf allen Seiten 
ins Werk gesetzt werden.

Ein weiteres Argument: Wenn Pu-
tin ein Interesse daran hat, den Uk-
raine-Konflikt zu beenden, ist es 
unwahrscheinlich, dass er einen Frie-
densvertrag für die Ostukraine unter-
schreibt, den er ausschließlich mit der 
deutschen Bundeskanzlerin und dem 
französischen Präsidenten ausgehan-
delt hat. Er wird sicher gehen wollen, 
dass das Ergebnis auch vom Weißen 
Haus mitgetragen wird. Schließlich 
macht er keinen Hehl daraus, dass ein 
zentraler Beweggrund russischer Uk-
raine-Außenpolitik die Nato-Erweite-
rungspolitik ist. Und in der Tat hat die 
russische Politik in der Ukraine, aber 
auch in Georgien, die anvisierte Na-

to-Mitgliedschaft verunmöglicht, in-
dem beide Länder nunmehr instabil 
sind und angefochtene Grenzen besit-
zen – beides No-Gos für eine Nato-Mit-
gliedschaft. Die Nato-Erweiterungs-
frage wird aber – aus russischer Sicht 
– letztlich nicht in Berlin oder Paris 
entschieden, sondern in Washington. 
Also, auch wenn es schwerfällt: Die 
USA und die EU müssen an den Ver-
handlungstisch.

Wolfgang Ischinger  
leitet seit 2008 die Münchner  

Sicherheitskonferenz.  
Der Beitrag ist, in gekürzter Form,  
seinem neuen Buch entnommen: 

 „Welt in Gefahr. Deutschland  
und Europa in unsicheren Zeiten“,  

Econ Verlag, September 2018.
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Völkerrechtswidrige Grenzverletzungen nicht akzeptieren: Präsident Petro Poroschenko auf einem Testgelände der ukrainischen Armee.
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NEW KIDS  
ON THE BLOC 

 
Challengers gegen den Berliner Stillstand: Vier Politiker stehen auf gegen das 

 Parteien-Establishment. Ihre Ziele könnten nicht unterschiedlicher sein, aber alle haben  
Chancen, die deutsche Politik in den nächsten Jahren zu prägen 

VON LUTZ LICHTENBERGER

Der Jungspund

Eigentlich hätte es eine krachende 
Niederlage sein müssen, für die 
Sache – und für ihn persönlich. 

Kevin Kühnert wollte verhindern, dass 
die SPD, die Partei, deren Jugendorgani-
sation er anführt, sich gegen eine Neu-
auflage einer Koalition mit Angela Mer-
kels Christdemokraten entscheidet.

Im September 2017 hatte die SPD bei 
der Bundestagswahl ihr schlechtestes 
Ergebnis in der Geschichte der Bundes-
republik erzielt, 20,5 Prozent. Nachdem 
Merkels Verhandlungen mit den Grünen 
und Freien Demokraten scheiterten, 
stand allein die SPD als möglicher Part-
ner zur Verfügung. Die einzige denkba-
re Alternative wären Neuwahlen gewe-
sen, wogegen jedoch alle Parteien der 
Mitte waren – nicht nur aus Sorge, die 
AfD könnte am meisten davon profitie-
ren. Also ließ sich die SPD erneut auf 
Verhandlungen ein. Bevor es aber zu ei-
ner offiziellen Koalition kommen konn-
te, sollte es eine Mitgliederabstimmung 
geben. 463 722 Wahlberechtigte waren 
im Frühjahr dieses Jahres aufgerufen, 
für die Partei verbindlich abzustimmen: 
Ja oder Nein. Und jetzt schlug Kühnerts 
Stunde. Der 29-Jährige organisierte mit 
den Jungsozialisten, seit 1904 die Ju-
gendabteilung der SPD, den Widerstand. 
Kühnert trat in allen Talkshows auf, gab 
Zeitungsinterviews, reiste durch ganz 
Deutschland und sprach auf dutzenden 
Regionalkonferenzen. Sein Stil war ru-
hig und sachlich, ohne das revolutionäre 
Pathos, wofür viele seiner Vorgänger im 
Amt des Juso-Vorsitzenden bekannt wa-
ren. „Wir finden fast 1000 Mal die Wor-
te wollen und möchten im Koalitions-
vertrag“, war einer der am häufigsten 
wiederholten Sätze während Kühnerts 
Tournee. Dies sei „die maximal unkon-
kreteste Formulierung“ für politische 
Projekte. Die SPD könne der Union nicht 
mehr vertrauen, beschwor Kühnert die 
Genossen. 

Schließlich stimmten am Ende im 
März zwei Drittel der Parteimitglieder 
für die Fortsetzung des Regierungs-
bündnisses mit Merkels Unionspartei-
en, nur ein Drittel für Kühnerts Nein. 
Und dennoch ging dieser gestärkt aus 
der Debatte hervor. Kühnert hat, wie Po-
litiker es nennen, an Profil gewonnen. 
Er ist landesweit bekannt geworden, er 
ist das freundliche Gesicht der Zukunft. 
Denn darum ging es mehr als um inhalt-
liche Fragen: Selbstbewusstsein für eine 
Partei, die mit sich selbst hadert, der die 
Wähler davon laufen, obwohl sie glaubt, 
seit 2013 in der großen Koalition durch-

aus erfolgreiche Politik gemacht zu ha-
ben. Als Juso-Vorsitzende begannen üb-
rigens auch Gerhard Schröder – später 
Bundeskanzler – und Andrea Nahles, die 
aktuelle Parteichefin, ihren Weg an die 
Spitze der Partei.

Der Kronprinz

Jens Spahn ist bereits einige Schritte 
weiter auf seinem Weg, der einmal, 
daran zweifeln weder Freunde noch 

Gegner, im Kanzleramt enden soll. Der 
38-Jährige ist von Angela Merkel in die-
sem Jahr ins Kabinett berufen worden, 
gleichwohl auf den häufig eher undank-
baren Posten des Gesundheitsministers. 
Der Christdemokrat sitzt seit 2002 im 
Bundestag, er war damals der jüngste 
direkt gewählte Abgeordnete in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Spahn war 
über Jahre ein unauffälliger Politiker, 
ein sachkundiger Gesundheitspolitiker 
und Rentenexperte, der in einschlägi-
gen Fachausschüssen, Kommissionen 
und Parteigremien saß. Bis 2015, bis die 
Flüchtlingskrise und Merkels Antwort 
darauf, die deutsche Politik durchein-
ander wirbelt. Spahn setzte auf einen 
Gegenkurs zur Kanzlerin. „Wenn bin-
nen eines Jahres weit über eine Million 
Flüchtlinge und Auswanderer neu in 
Deutschland ankommen, stellt das viele 
unserer bisherigen Gewissheiten radikal 
infrage“, schrieb er. „Wir erleben eine 
Disruption unseres Staates.“ 

Das war zwar gegen Merkel gerich-
tet, aber noch keine offene Kampfansa-
ge, Spahn ahnt, dass er jetzt noch nicht 
Kanzler werden könnte, selbst wenn die 
Kanzlerin morgen zurückträte. Aber 
Spahn positionierte sich mit seiner Kri-
tik rechts von Merkel – und wurde so 
zum Hoffnungsträger der Konservati-
ven in der CDU, welche die Kanzlerin 
nicht stürzen wollen (oder können), aber 
das Ende ihrer Ära immer offener her-
beisehnen. Die Abschaffung der Wehr-
pflicht, der Ausstieg aus der Atomkraft 
und die als zu großzügig erachtete Eu-
ro-Rettungspolitik – das waren die in-
nerparteilichen Kritikpunkte schon vor 
der Aufnahme von Kriegsflüchtlingen 
vor drei Jahren. Spahn griff in Interviews 
immer wieder zu griffigen bis provokati-
ven Aussagen: Die derzeitige Höhe der 
Sozialhilfe reiche aus, für das, was man 
zum Leben brauche, sagte er; Protestan-
ten beim G20-Gipfel in Hamburg nann-
te er „Linksfaschisten“, und ein striktes 
Verbot der Vollverschleierung muslimi-
scher Frauen hält er für notwendig.

Die empörten Reaktionen von links 
hatte Spahn wahrscheinlich einkalku-
liert. Sie dürften ihm gerade recht ge-
kommen sein, halfen sie doch, ihn be-
kannter und auf dem rechten Flügel der 
Partei noch beliebter zu machen. Dabei 
will der in Ahaus nicht weit von der hol-
ländischen Grenze aufgewachsene Po-
litiker nicht als Retro-Modell des knor-
rig konservativen Unionspolitikers der 
1960er-Jahre erscheinen. 

Wie Kühnert in der SPD wird Spahn 
von Ortsverbänden in ganz Deutsch-
land gerne als Redner eingeladen. Nie 
vergisst er zu erwähnen, dass er schwul 
ist. Schwul und konservativ – mitunter 
gilt das auch noch 2018 als Widerspruch. 
Tatsächlich hilft es Spahn, seine Kritik 
am politischen Islam und seine War-
nung vor zu viel islamischer Einwan-
derung mit deren häufig offen und ag-
gressiv anti-homosexuellen Haltung in 
Verbindung zu bringen. Spahns offenes 
Bekenntnis schützt ihn in bürgerlichen 
Kreisen umgekehrt gerade davor, als zu 
rechts zu gelten.

2021 wird Merkel 16 Jahre im Amt ge-
wesen und Helmut Kohls Rekord einge-
stellt haben. Es ist sehr wahrscheinlich, 
dass sie dann nicht noch einmal antre-
ten wird. Spahn wird dann 41 Jahre alt 
sein, älter als Emmanuel Macron als die-
ser zum französischen Präsidenten ge-
wählt wurde. 

Die Flamboyante

Der Zeithorizont für Sahra Wa-
genknechts politische Karriere 
ist völlig offen. Wagenknecht, 

Fraktionsvorsitzende der Linkspartei 
im Deutschen Bundestag, hat in diesem 
Sommer ein Projekt begonnen, über 
dessen Ziele und mögliche Folgen für 
die deutsche Parteienlandschaft das 
politische Berlin rätselt. Mit ihrer Bewe-
gung #Aufstehen will die 49-Jährige eine 
linke Sammlungsbewegung aufbauen, 
die aber – derzeit – vorgibt, nicht etwa 
als Partei zu Wahlen antreten zu wollen. 
Die Bewegung richtet sich an alle drei 
Parteien links der Mitte. Da wäre ihre 
eigene Linkspartei, hervorgegangen aus 
der ehemaligen DDR-Staatspartei SED 
und einer westdeutschen Abspaltung 
von der SPD, der Wahlalternative Arbeit 
und Soziale Gerechtigkeit (WAsG). 2017 
errang die Linke 9,2 Prozent der Stim-
men, gut für 69 Abgeordnete im Bundes-
tag. Wagenknecht möchte sowohl die 
Anhänger der SPD gewinnen, denen die 
Sozialdemokraten zu neoliberal gewor-

den sind und allzu willentlich mit Mer-
kels CDU zusammenarbeiten, als auch 
die Grünen-Anhänger, die ihre Partei 
auf dem abschüssigen Weg zu einer FDP 
mit ökologischen Anhängsel vermuten. 

Wagenknecht ist eine so flamboyante 
wie kontroverse Figur. Nach dem Abi-
tur 1988 galt sie der DDR „als nicht auf-
geschlossen fürs Kollektiv“ und wur-
de nicht zum Studium zugelassen. Im 
Frühsommer 1989, in der letzten Phase 
vor dem Untergang des sozialistischen 
Staats, trat Wagenknecht in die SED ein, 
just in dem Augenblick, in dem sich alle, 
die es konnten, so schnell wie möglich 
aus dem Staub machten und mit der 
Partei nichts mehr zu tun haben woll-
ten. Über zwei Jahrzehnte war Wagen-
knecht eine der bekanntesten Figuren 
der Partei, ohne in die Nähe der inner-
parteilichen Machtzentren vorzudrin-
gen. Sie wusste in Talkshows rhetorisch 
zu glänzen und tat sich als Autorin zahl-
reicher wirtschaftspolitischer Bücher 
hervor, die sich in ihrem intellektuellen 
Gehalt deutlich von sonst üblichen Wer-
ken von Politikern unterscheiden. Wa-
genknecht wurde in der Partei als ab-
gehoben und allzu sehr auf den eigenen 
Vorteil bedacht kritisiert. Aber in ihrer 
Außenwahrnehmung konnte kaum je-
mand mit ihr mithalten, sie wurde zum 
Gesicht ihrer Partei.  

2010 gelang Wagenknech doch der 
Aufstieg in die Parteiführung, 2015 der 
Sprung an die Spitze der Fraktion. Da-
zwischen lagen ihre Liaison und Heirat 
mit dem 26 Jahre älteren Oskar Lafon-
taine, selbst lange Zeit eine der schil-
lerndsten Figuren der deutschen Poli-
tik. 

#Aufstehen versteht sich nicht als 
Partei, sondern will die öffentliche De-
batte beeinflussen, will SPD, Grüne 
und Linkspartei auf einen gemeinsa-
men, wieder stärker links ausgerichte-
ten Kurs bringen. Wagenknecht, darauf 
deuten ihre rhetorischen Vorstöße der 
vergangenen Jahre hin, will aber noch 
mehr. Mit vorsichtigen, aber gezielten 
Äußerungen ist sie auf Distanz zur Li-
nie ihrer Partei und der dominanten 
Einstellung auf der Linken insgesamt 
in Sachen Einwanderung gegangen. 
Schon 2016 sagte sie: „Dass es Grenzen 
der Aufnahmebereitschaft in der Be-
völkerung gibt, ist eine Tatsache, und 
dass Kapazitäten nicht unbegrenzt sind 
auch. Das festzustellen, ist weder links 
noch rechts, sondern eine Banalität.“

Wagenknecht hat dabei die sogenann-
ten kleinen Leute im Blick, die eigent-
lich das Wählerpotential linker Partei-
en ausmachen sollten, von denen aber 

viele inzwischen nach scharf rechts zur 
AfD und deren von Ressentiments ge-
prägten Rhetorik abgewandert sind. Es 
ist eine ähnliche Frage wie in den USA: 
Haben die progressiven Parteien, die 
SPD in Deutschland, die Demokraten in 
den USA, auf die „falschen“ Themen ge-
setzt, auf „identity politics“ – und dar-
über die realen ökonomischen Sorgen 
der unteren Mittelschichten vernach-
lässigt?

Das Kalkül von #Aufstehen dürfte aber 
nicht nur im stimmungspolitischen Be-
reich liegen. Bei der Bundestagswahl 
2013 hatten SPD, Grüne und Linkspartei 
gemeinsam eine Mehrheit, hätten eine 
Koalition bilden können (2017 waren es 
zu dritt nur noch 38,6 Prozent). Aber 
für die SPD kam ein Bündnis mit den 
SED-Erben der Linkspartei nicht infra-
ge, deren dezidierte Gegnerschaft zur 
Nato war eines der Hauptargumente ge-
gen eine Partnerschaft. Die neue Bewe-
gung soll nun auch die Schwelle senken, 
welche die Parteien derzeit noch vonei-
nander trennt. 

Der Lässige

Sahra Wagenknecht mag das be-
kannteste Gesicht auf dieser neu-
en Linken sein, aber der gleich-

altrige Robert Habeck, frisch gewählter 
Vorsitzender der Grünen, schickt sich 
an, sie an Popularität zu überbieten – 
mit einem deutlich stärker auf die Mit-
te zielenden Kurs. Es ist aber vor allem 
Habecks vielfach als lässig bezeichne-
ter Stil, mit dem er derzeit seine Partei 
nicht mehr nur nach innen durcheinan-
derwirbelt, sondern ihr auch sehr gute 
Umfrageergebnisse beschert. Mit 15 
Prozent liegt die Partei auf Platz 3, vor 
der AfD und nur drei Prozentpunkte 
hinter der SPD.

Wie ist es Habeck in einer von linken 
und rechten Ausfällen geprägten Stim-
mung gelungen, einer Partei mit einem 
auffallend anti-populistischen, eher 
anstrengenden, vor allem ökologisch 
fordernden Programm wachsende Zu-
stimmung zu verschaffen? Für den 
49-Jährigen, der bis September Umwelt-
minister im nördlichsten deutschen 
Bundesland Schleswig-Holstein war, 
gilt, was für alle vier Herausforderer ge-
sagt werden kann: Sie sind neue Gesich-
ter mit einer eigenen Sprache und neu-
en Ideen. Auch wenn es sich dabei hin 
und wieder nur um neue Verpackun-
gen älterer Konzepte handelt, wirkt der 
Reiz des Neuen.

Anders als in den USA sind Politiker-
karrieren in Deutschland durch Partei-
strukturen bestimmt. Außenseiter ha-
ben es schwer, der Weg an die Spitze 
führt über viele Zwischenstufen und 
ist in der Regel lang – außergewöhnli-
che Persönlichkeiten stehen ihn selten 
durch. Als die Grünen 2016 zum ers-
ten Mal eine Ur-Wahl ihrer beiden Vor-
sitzenden nach amerikanischen Pri-
mary-Vorbild ansetzten, verlor Habeck 
noch knapp. Zwei Jahre später hob die 
Partei ihn ohne Mitgliederbestimmung 
aufs Schild. 

Gemeinsam mit Annalena Baerbock 
(die Grünen wählen traditionell eine 
Frau und einen Mann an die Parteispit-
ze) tourte Habeck in diesem Sommer 
durch das Land. Seine zentrale Bot-
schaft: „Mitte ist da, wo sich die Mehr-
heit bildet.“ Es gehe darum, die Mitte 
wieder in Richtung liberale Demokra-
tie, progressive und ökologische Politik 
zu schieben. „Wir wollen die Positionen 
der Grünen mehrheitsfähig machen. 
Das ist eine Ansage an die Angstmacher 
und eine Einladung an die Mutlosen, 
wieder Mut zu fassen. Wir können die 
Politik ändern.“ 

Im Parteienspektrum waren die Grü-
nen in den vergangenen Jahren just in 
der Mitte gefangen, möglicher Partner 
von SPD und Linkspartei auf der einen 
Seite – und zugleich nicht mehr nur 
heimlicher Wunschpartner von Angela 
Merkel und der CDU. 2013 noch schlug 
die Partei das Angebot der Kanzlerin 
aus, gemeinsam die Regierung zu bil-
den. 2017 fielen die Grünen während 
der Verhandlungen mit der Union und 
der für eine Mehrheit nun notwendigen 
FDP durch kreative Ideen und Pragma-
tismus auf. Aber in letzter Minute stie-
gen die Freien Demokraten aus den Ge-
sprächen aus. Der grüne Traum, nach 
beinahe 20 Jahren wieder Regierungs-
verantwortung zu übernehmen, war 
geplatzt. Habeck ist nun der personi-
fizierte Muntermacher einer Partei, 
die programmatisch wie keine andere 
mit sich im Einklang lebt, aber keinen 
klaren Weg zurück an die Macht sieht. 
Oder umgekehrt: die morgen von allen 
Seiten umworben werden dürfte.  Eine 
Stimmung, auf die Kühnert, Spahn, Wa-
genknecht und Habeck auch persönlich 
setzen. 

Lutz Lichtenberger  
ist Redakteur dieser Zeitung.
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Dieses Mal geschah es in Chemnitz: 
Die Nachrichten in aller Welt zeig-
ten dicke, glatzköpfige Männer 

in schwarz, die Plakate und den rechten 
Arm in die Höhe reckten und ausländer-
feindliche Slogans brüllen. Wütende Bür-
ger, Rechtsextremisten und Fußball-Hoo-
ligans hatten sich ausgerechnet rund um 
eine große Büste von Karl Marx versam-
melt, nachdem mitten in der 250000-Ein-
wohner-Stadt ein Mann erstochen wor-
den war – offenbar von zwei Männern, 
die Deutschland aufgenommen hat, weil 
sie in ihrem eigenen Land nicht bleiben 
konnten oder wollten, in Syrien und im 
Irak. Verantwortlich für die Tat machten 
die Wütenden die Bundeskanzlerin, wie-
der riefen sie: „Merkel muss weg.“ Dann 
hetzte die Meute Menschen, die sie für 
Ausländer hielt. Die Polizisten, zu gering 
an Zahl, erschienen machtlos gegen diese 
Form der Sippenhaft. 

Ebenso beschämend wie bestürzend 
ist, dass Abgeordnete des Bundestags 
dieses „going buckwild“ (Steve Bannon) 
verteidigen, gar rechtfertigen. AfD-Frak-
tionschef Alexander Gauland ließ verlau-
ten, nach solch einer „Tötungsart“ sei es 
„normal, dass Menschen ausrasten“. Der 
Bundestagsabgeordnete Markus Frohn-
maier twitterte: „Wenn der Staat die Bür-
ger nicht mehr schützen kann, gehen die 
Menschen auf die Straße und schützen 
sich selber. Ganz einfach!“ Es sei Bürger-
pflicht, die „todbringende ‚Messermigra-
tion’“ zu stoppen. Ein Aufruf zu Selbst-
justiz?

Gewiss, es kam auch zu spontanen Ge-
gendemonstrationen, Musikbands lu-
den zu einem Solidaritätskonzert gegen 
Rechts. Die Parolen und Beleidigungen 
flogen hin und her. Wer aber um den To-

ten trauern wollte, fand 
dafür in der Stadt kei-
nen geigneten Ort.

Auch Politiker an-
derer Parteien nutz-
ten die Gelegenheit 
zur Profilierung. „Die 
Wurzeln für die Aus-
schreitungen liegen im 
‚Wir schaffen das’ von 
Kanzlerin Angela Mer-
kel“, sagte der Vizeprä-
sident des Deutschen 
BundestagsWolfgang 
Kubicki (FDP). Der un-
übersehbare Grund 
für derartige Äuße-
rungen: Landtagswah-
len in Bayern am 14. 
Oktober und in Hes-
sen zwei Wochen spä-
ter, im Frühjahr 2019 in 
Europa und im Herbst 
in drei östlichen Bun-
desländern: Sachsen, 
Brandenburg, Thürin-
gen. Dort könnte die 
AfD sogar zur stärksten Kraft aufsteigen.

Wieso stehen so viele Menschen im Os-
ten Deutschlands so weit rechts? Es sind 
zwei Komponenten: das Empfinden von 
Ohnmacht sowie Abstiegs- und Zukunft-
sängste. Das begann schon nach dem 
Mauerfall: Die Westdeutschen interpre-
tieren die Aufnahme der fünf östlichen 
Länder bis heute als großzügige Ges-
te ihrerseits. Dann zogen westdeutsche 
Glücksritter die unerfahrenen Brüder 
und Schwestern mit Versicherungen oder 
Gebrauchtwagen über den Tisch, was die-
se, als sie ihre Fehler bemerkten, zutiefst 
beschämte. Später sahen sie verständnis-

los zu, wie Banken, die mit Steuergeldern 
gerettet worden waren, mit den bekann-
ten Geschäftsmodellen erneut Gewinne 
einstrichen und behalten durften, wäh-
rend „der kleine Mann“ die Zeche für 
rauschende Feste der Vergangenheit mit 
Arbeitslosigkeit und sinkenden Reallöh-
nen bezahlte. In der Euro-Krise glaubten 
sie, dass die Volksvertreter, wirtschaft-
lich längst der Büttel von unkontrollier-
baren Großkonzernen, die Lage nicht 
mehr im Griff hatten. Das glaubte damals 
auch eine wachsende Zahl von Wessis.

Damals, 2013, entstand die AfD als 
eine Partei der Kritiker von Euroret-

tung und EU. Als das nicht mehr so sehr 
zog, gewannen die Islamhasser an Ein-
fluss. Schließlich kamen die Flüchtlin-
ge, mehr als eine Million Menschen, da 
fürchteten viele Ostdeutsche um Ar-
beitsplatz, Wohnung und Sozialhilfe. 
Die Regierenden, so behaupteten sie, 
hatten ein Herz für allerlei Minderhei-
ten, nur nicht für sie.

Die gefühlte dauerhafte Gleichgültig-
keit und Arroganz der westlichen Eli-
ten beantwortet inzwischen eine wach-
sende Zahl von Ostdeutschen mit Trotz 
und Wut bei Demonstrationen und an 
den Wahlurnen. Dort holen sie sich ihr 

Selbstbewusstsein zu-
rück.

Die Zuneigung 
der Unzufriedenen, 
Zu-ku rz- Gekom me -
nen und sich miss- 
achtet Fühlenden für 
die nationalistische 
AfD ist jedoch irra-
tional. Eine Analyse 
des Programms zeigt, 
dass sie eher die In-
teressen der Wirt-
schaft vertritt als die 
des „kleinen Mannes“. 
Sie befürwortet einen 
schlanken Staat, den 
nur die Reichen sich 
leisten können. Das 
Programm fordert 
zwar auf der Arbeit-
nehmerseite Mindest-
lohn und Begrenzung 
von Leih- oder Werk-
verträgen sowie das 
vage Versprechen ei-
ner Entlastung der ge-

ringen und mittleren Einkommen. Aber 
den Vermögenden und Besserverdie-
nern verspricht die AfD, die Abgaben-
last, Steuern und Sozialabgaben, bei 
40 Prozent zu deckeln; sie will die Erb-
schaftssteuer abschaffen und lehnt eine 
Vermögenssteuer ab, die dazu beitragen 
könnte, die den Zusammenhalt einer 
Gesellschaft sprengende Spreizung bei 
privatem Besitz zu mildern, die Kluft 
zwischen Arm und Reich. Außerdem 
will die AfD mehr Freiheiten für Unter-
nehmen, sie will regulierende Gesetze 
abbauen und Privatisierungen (Auto-
bahn, Gesundheitswesen etc.) fördern.

Auch an einen Zusammenhang zwi-
schen CO2-Produktion und Erderwär-
mung glaubt die AfD nicht. Kürzlich 
sagte Gauland in einem Fernsehinter-
view: „Ich glaube nicht, dass es gegen 
den Klimawandel irgend etwas gibt, 
was die Menschen machen können.“

Als einigendes Band der AfD-An-
hänger bleibt nur der Hass gegen das 
Fremde. Die Partei hat sich nach 2014 
stetig radikalisiert, die meisten Füh-
rungspositionen besetzen rechtsra-
dikale Schreier, und die Zahl der Un-
terstützer und Wähler wächst. Es ist 
verstörend, von einer AfD-Aussteige-
rin wie Franziska Schreiber zu hören, 
wie viele Mitglieder 2016 einen Terro-
ranschlag herbeisehnten. „Jetzt müss-
te es mal krachen“, hörte die Buchau-
torin („Inside AfD“) immer wieder. 
„Dann würden die Leute sehen, wie 
recht wir haben.“ Als schließlich Anis 
Amri einen gestohlenen Lastwagen in 
den Berliner Weihnachtsmarkt lenk-
te und ein Dutzend Menschen tot wa-
ren, sah sie oft die Becker-Faust statt 
Bedauern und Mitleid für die Opfer zu 
hören. 

Das wiederholte sich in Chemnitz: 
Ein Toter, durch die Hand von Asylsu-
chenden – das ist Dünger für die Blü-
tenträume der AfD von der Übernah-
me der Macht.

Peter Koepf ist der deutsche  
Chefredakteur dieser Zeitung. Er hat  

mit Franziska Schreiber das Buch  
„Inside AfD. Der Bericht einer  

Aussteigerin“ geschrieben,  
das im August erschienen ist.
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Angst und Vorurteil
Wieso der AfD so viele Menschen zulaufen

VON PETER KOEPF

Im Zorn: In Chemnitz protestierte die AfD Seite an Seite mit Rechtsradikalen.

D
PA

/ 
JA

N
 W

O
IT

A
S



8 Oktober 2018 | Nr. 6

Russlands Außenminister Lawrow 
war überpünktlich. Bereits eine 
halbe Stunde vor Beginn seines 

Vortrags erschien er im Berliner Hotel 
Adlon, wo er aus Anlass des 25-jährigen 
Bestehens des Deutsch-Russischen Fo-
rums vor ausgewählten Gästen sprechen 
sollte. Auch das Thema ließ aufhorchen: 
Es war die alte Idee der eurasischen In-
tegration und des gemeinsamen Wirt-
schaftsraums von Lissabon bis Wladi-
wostock, das merkwürdig aus der Zeit 
gefallen schien angesichts der aktuellen 
Entfremdung zwischen Russland und 
der westlichen Welt nach der Annexion 
der Krim, dem Konflikt um die Ostuk-
raine, der Embargoantwort des Westens 
und dem Krieg in Syrien.

Doch wer auch nur eine Nuance in der 
Darstellung all dieser strittigen Fragen 
erwartet hatte, sah sich enttäuscht. La-
wrow nutzte das Berliner Podium nur, 
um die bekannte Moskauer Position zu 
wiederholen: Die Ukraine-Krise hätte 
verhindert werden können, wenn die 
Europäische Union das gewollt hätte; die 
EU stehe auch dem vernünftigen Dialog 
zwischen Russland und Deutschland im 
Weg. Und in Syrien? Da kämpfe Russland 
an der Seite der Regierung gegen den 
weltweiten Terrorismus.

Ein unüberhörbares Signal an die 
deutsche Adresse kam dann aber doch 

noch: Deutschland habe doch einen star-
ken Einfluss innerhalb der EU, weswe-
gen Russland von Berlin erwarte, den 
Vorreiter bei der Rückkehr zu norma-
len Beziehungen zu machen. „Ohne Vor-
bedingungen“ versteht sich und in ei-
nem „sachlichen Ton“. Deutschland, so  
Lawrows Erwartung, werde früher oder 
später das Gespräch wieder aufnehmen 

über die Themen, die das deutsch-russi-
sche Verhältnis derzeit belasten.

Auch Außenminister Maas nutzte die 
Gelegenheit dieser Begegnung und der 
anschließenden Pressekonferenz, um 
die deutsche Position zu skizzieren. 
Von gemeinsamen Strategien war da er-
wartungsgemäß wenig die Rede. Maas 
warnte vor der drohenden humanitären 

Katastrophe für Millionen Menschen 
in Syrien im Falle einer militärischen 
Offensive des Assad-Regimes und bat 
Russland eindringlich darum, alle seine 
Möglichkeiten zu nutzen, um Druck auf 
den syrischen Präsidenten auszuüben. 
Im Bezug auf die Ostukraine erinnerte 
Maas allerdings an den russischen Bei-
trag zur Implementierung der Minsker 
Vereinbarungen. 

Dann ging es gemeinsam ins Auswärti-
ge Amt zur großen Abschlussveranstal-
tung des „Deutsch-Russischen Jahres 
der kommunalen und regionalen Part-
nerschaften“. Was für ein Kontrast. Dort 
die dürre Sprache der Diplomatie in Zei-
ten der Entfremdung. Hier ein bis zum 
Bersten gefüllter Festsaal mit deutschen 
und russischen Teilnehmern, die sich 
im zivilgesellschaftlichen Dialog beider 
Länder engagieren und während vieler 
Begegnungen in diesem Partnerschafts-
jahr einander nähergekommen sind.

Dort war nicht mehr von getrennten 
Interessenlagen die Rede, sondern von 
den Brücken, die es immer noch gelingt 
zwischen beiden Ländern und Gesell-
schaften zu bauen. Nicht auf die große 
Politik zu warten, war die Botschaft die-
ser Veranstaltung, sondern zu versu-
chen, in kleinen Schritten und in vielen 
Projekten möglichst viele Menschen ein-
ander näher zu bringen. 

Beide Minister würdigten zurecht 
das Deutsch-Russische Forum für sein 
großes Engagement. Der Austausch 
zwischen den Menschen beider Länder, 
so Maas angesichts dieses gemeinsa-
men Engagements, lasse auf ein enge-
res Verhältnis in der Zukunft hoffen – 
„auch politisch“. 

Das Deutsch-Russische Forum feiert 
in diesem Jahr 2018 sein 25-jähriges Be-
stehen. Seit Jahren bemühen sich die 
Mitglieder des Vereins in vielfältigen 
Aktivitäten darum, die Verbindungen 
zwischen Deutschland und Russland zu 
fördern. Es gab auch für diese Aktivitä-
ten schon bessere Zeiten, woran Maas 
erinnerte. Und natürlich belasten die 
politischen Spannungen und Vorfälle, 
wie der Giftanschlag auf die Skripals in 
London, die Arbeit des Forums. Trotz-
dem, so das Resümee beider Politiker, 
sei der zivilgesellschaftliche Dialog zwi-
schen beiden Ländern nie abgerissen. 

Natürlich wurde auch das Fehlen der 
politischen Unterstützung beklagt. 
Wenn die große Politik nicht mitspiele 
sei es schwerer, gesellschaftlichen Ini-
tiativen zu starten, Projekte zu entwi-
ckeln oder Sponsoren zu finden. Umso 
bemerkenswert war es deshalb, dass 
zu dieser Abschlussveranstaltung des 
Deutsch-Russischen Jahres im Auswär-
tigen Amt mehr als 900 Teilnehmer ge-

kommen waren, zum großen Teil, so 
der Geschäftsführer des Deutsch-Rus-
sischen Forums, Martin Hoffmann, auf 
eigene Kosten.

Für dieses Engagement sprachen 
auch die Städtepartnerschaften, die 
exemplarisch vorgestellt wurden, wie 
der kulturelle Austausch zwischen 
dem russischen Leipzig, einem klei-
nen Dorf im Ural mit knapp 1000 Ein-
wohnern, und dem Verein MOST aus  
Leipzig. Seit 1988 besteht auch die Städ-
tepartnerschaft zwischen Wolgograd 
und Chemnitz, Jurij Starovatykh (81), 
der als ehemaliger Oberbürgermeister 
von Wolgograd die Partnerschaft mit 
Chemnitz mitbegründet hat, war selbst 
im Saal und erinnerte an die Bedeu-
tung dieser Partnerschaft. Das spornt 
für die Zukunft dieser Themenjahre an. 
2018 bis 2020 findet das Deutsch-Rus-
sische Doppeljahr der Hochschulko-
operationen statt, für 2019 ist die XV. 
Deutsch-Russische Städtepartnerkon-
ferenz im Kreis Düren geplant. 

(Siehe auch Seite 16)

Tatiana Firsova ist freie  
Journalistin in Berlin.

Warten auf die Politik
Während die Außenminister Maas und Lawrow beim Treffen in Berlin auf alten 
Standpunkten verharrten, versicherte sich die Zivilgesellschaft ihrer Freundschaft 

VON TATIANA FIRSOVA

Am Rande des Treffens des Deutsch-Russischen Forums in Berlin: Sergej Lawrow studiert die deutsche und die russische  
Ausgabe des Petersburger Dialogs. Links: Forums-Vorsitzender Matthias Platzeck und Geschäftsführer Martin Hoffmann.

D
E

U
TS

C
H

-R
U

SS
IS

C
H

E
S-

FO
R

U
M

 E
.V

./
E

V
E

N
TP

R
E

SS



9Oktober 2018 | Nr. 6

blog.quarzwerke.de
www.quarzwerke.com

Quarzwerke
FAMILIENUNTERNEHMEN SEIT 1884

·	 Nachhaltigkeit	als	Unternehmensvision

·			Zuverlässige	Versorgung	von	Schlüsselindustrien	mit	Industriemineralien

·	 Innovative	Produkte	–	traditionelle	Werte

·			Soziale	Verantwortung	für	Mitarbeiter	und	Nachbarn

·	 	Ausgezeichnet	für	Maßnahmen	zum	Erhalt	der	Artenvielfalt

Quarzwerke –  
more than just mining

QW_AZ__264x375-D_B_Morgenpost_RZ.indd   1 24.09.18   16:31

Geschichte und Geschichten
Der deutsche Botschafter Rüdiger von Fritsch stellte dem Moskauer Publikum ein Buch über seine Residenz vor, die bekannte Villa in der Powarskaja uliza

Ein kleiner Bildband, der Anfang 
September im bekannten rus-
sischen Verlagshaus Musica – P. 

Jurgenson – Gamma-Press erschienen 
ist, widmet sich dem „Haus an der Pow-
arskaja“. Es ist vornehmlich eine illust-
rierte Erzählung über eine der prächti-
gen Villen direkt im Zentrum des alten 
Moskau, deren Geschichte noch vor der 
Revolution von 1917 begann.

Die Residenz des deutschen Bot-
schafters ist ein einzigartiges Denkmal 
der Moskauer Architektur, eines der 
interessantesten Bauten in der an den 
Arbat angrenzenden Powarskaja uliza. 
Erbaut im Jahr 1910 vom Architekten A. 
N. Seligson im Auftrag des Kaufmanns 
J. M. Schloßberg vereint das Haus ver-
schiedene Stilrichtungen und verbin-
det Merkmale der Moderne und der 
Eklektik. Die Innenarchitektur folgt 
dem Stil eines Florentinischen Palaz-
zos. 

Der interessanteste Teil der Ge-
schichte dieses Hauses beginnt in der 
Mitte der 1950er-Jahre, als nach dem 
Besuch des Bundeskanzlers der Bun-
desrepublik Deutschland, Konrad Ade-
nauer, in der Sowjetunion, diplomati-
sche Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern aufgenommen wurden. Die 
neu eröffnete Botschaft Westdeutsch-
lands befand sich in der Bolschaja Gru-
sinskaja uliza Nummer 17, die Villa in 
der Powarskaja uliza 46 (damals noch 
uliza Worowskogo) und wurde Resi-
denz des Botschafters (1956). Den fol-
genden mehr als sechs Jahrzehnten ist 
das Buch gewidmet.

Für den deutschen Botschafter Rü-
diger von Fritsch ist die Villa im Wort-
sinn das Haus, in dem er mit seiner 
Frau wohnt. In seinen einleitenden 
Worten nahm er Bezug auf die wichti-
ge Rolle, die die Residenz des Botschaf-

ters als Ort der Begegnung von Ver-
tretern der russischen und deutschen 
Politprominenz, aus Wissenschaft und 
Kultur spielt.

Eine nostalgische und lustige Nuan-
ce steuerte auch der Doyen der deut-
schen Diplomatie zu diesem Abend 
bei, Andreas Meyer-Landrut. Erstmals 
war er 1957 im diplomatischen Dienst 

in Moskau tätig, später vertrat er die 
Bundesrepublik Deutschland noch 
zwei Mal als Botschafter in der Sowje-
tunion. Seine Erinnerungen an die di-
plomatische Mission Deutschlands zu 
verschiedenen Zeiten und an die Be-
gegnungen in der Residenz ließen un-
willkürlich den Gedanken aufkommen, 
dass das Buch über das Haus an der Po-

warskaja sowohl als spannender Kri-
minalroman als auch als historische 
Chronik hätte geschrieben werden 
können. Es wäre ein Buch darüber ge-
worden, was in diesem Haus hinter „zu-
gezogenen Gardinen“ passiert ist. Dort 
wurde zuweilen nicht nur über die so-
wjetisch- oder russisch-deutschen Be-
ziehungen diskutiert und entschieden, 

sondern auch über die große Weltpoli-
tik.

Meyer-Landrut, der in seinen Memoi-
ren „Mit Gott und langen Unterhosen“ 
auf 40 Jahre Aufenthalt in Russland zu-
rückblickt, ist ein gewandter Erzähler. 
Sehr subtil gab er zwei „Alltags“-Episo-
den aus der Geschichte des „Hauses an 
der Powarskaja“ zum Besten.

Zu sowjetischen Zeiten hatte das Land 
ein akutes Problem mit der Lebens-
mittelversorgung. Deshalb standen im 
Keller der Residenz geräumige Kühl-
schränke, die mit Lebensmitteln aus 
dem nahen Finnland vollgepackt waren 
(um Engpässe zu vermeiden). An einem 
Abend spielte vor den Gästen des Hau-
ses ein Ensemble, dem angeboten wor-
den war, sich in den Kellerräumen um-
zuziehen. Das Konzert wurde ein großer 
Erfolg. Doch als die Künstler nach dem 
Umkleiden die Treppe aus dem Keller-
geschoss heraufkamen und sich verab-
schiedeten, fiel den Angestellten der 
Botschaft auf, dass sie plötzlich recht 
füllig wirkten. Sie hatten sich mit reich-
lich Proviant aus den Kühlschränken 
versorgt. 

Meyer-Landrut erinnerte an einen 
seiner Vorgänger im Amt des deut-
schen Botschafters in Moskau, dem im 
Haus nicht nur unbehaglich war, son-
dern der ständig um sein Leben fürch-
tete. Zweifelllos ließ ihm keine Ruhe, 
dass der deutsche Botschafter in Mos-
kau, Wilhelm Graf von Mirbach-Harff 
im Jahr 1918 ermordet worden war. Des-
halb weigerte er sich nicht nur, die Nacht 
in seinem Schlafzimmer zu verbringen, 
sondern überhaupt in einem Raum mit 
Fenstern. Aus diesem Grund machte es 
er sich auf einem Kanapee im Salon ne-
ben dem Kamin gemütlich.

Alle Redner des Abends, die auf die Ge-
schichte des „Hauses an der Powarskaja“ 
zurückblickten, versprühten trotz der 
schwierigen gesamtpolitischen Lage Op-
timismus. Die Erinnerungen, welche die 
Wände des Hauses und seine heutigen 
Bewohner bewahren, die Abende und 
die regelmäßigen Veranstaltungen set-
zen die großartige Tradition der Freund-
schaft und des kulturellen Austauschs 
zwischen beiden Ländern fort.               PD

Ein Denkmal der Moskauer Architektur: die Residenz des deutschen Botschafters.
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Es geht um Geschäfte,  
nicht um Politik
Pawel Sawalny, Vorsitzender des Komitees für Energiewirtschaft der Staatsduma,  
legt dar, weshalb die Gaspipeline Nord Stream 2 gebaut werden muss

Petersburger Dialog: Die Gaspipeline Nord 
Stream 2 ist in Europa umstritten. Was müssen 
Russland und Deutschland tun, um die Lage zu 
entspannen?
Pawel Sawalny: Wir müssen über verschiedene 
Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit spre-
chen. Niemand wird bestreiten, dass es zweck-
dienlich ist, wenn beide Seiten Unternehmensbe-
teiligungen erwerben, deutsche Unternehmen zur 
Förderung von Erdöl und Gas etwa in Westsibirien 
zugelassen werden und im Interesse der Russi-
schen Föderation und Deutschlands gemeinsame 
Infrastrukturprojekte zur Erhöhung der Energie-
sicherheit ins Leben gerufen werden. Dabei handelt 
es sich nicht nur um Pipelines.

Vor kurzem tagte die Arbeitsgruppe Wirtschaft 
des Gesprächsforums Petersburger Dialogs in 
Wien. Zahlreiche Redner sprachen über Donald 
Trumps Politik gegenüber der EU und Russland. 
Worum ging es konkret?
Trotz einer gewissen Instabilität der russisch-ame-
rikanischen Beziehungen betrachten wir die ame-
rikanischen Partner in Fragen der Energiesicher-
heit nicht als Gegner, höchstens als Konkurrenten. 

Denn für die 
Energiesicherheit 
sind alle verant-
wortlich, die Ver-
braucher ebenso 
wie die Lieferan-
ten und die Tran-
sitländer. So ver-
standen, sollen 
die in den USA re-
alisierten Flüssig-

gasprojekte, die internationale, darunter auch die 
europäische Energiesicherheit stärken. Angesichts 
des Potenzials der Terminals, die es heute in der Al-
ten Welt gibt, bedeutet dies die Option, 200 Milliar-
den Kubikmeter Flüssiggas anzunehmen, sowie die 
Möglichkeit zur Diversifizierung der Lieferungen. 
Dabei würde Europa in Anbetracht der starken 
Wettbewerbsfähigkeit unseres über Pipelines gelie-
ferten Gases, unserer über viele Jahrzehnte der Zu-
sammenarbeit bewiesenen Zuverlässigkeit als Lie-
ferant, Russland den Vorzug geben und russisches 
Gas wählen. Wir verfolgen nicht das Ziel, den Markt 
des Kontinents zu monopolisieren, sondern bieten 
unsere Bedingungen sowie unsere Sicherheit und 
Lieferflexibilität an. Die Wahl trifft der Verbrau-
cher. Wir sind für fairen Wettbewerb.

Ein Problem von Nord Stream 2 ist die Position  
der Ukraine. Wie wurde das in der Arbeitsgrup-
pe des Gesprächsforums Petersburger Dialog in 
Wien behandelt?
Jeder Transit an der Ukraine vorbei schmälert de-
ren Einnahmen. Das bereitet auch der EU Sorgen. 
Die Ukraine mit ihren 40 Millionen Menschen zu 
unterhalten, ist für die EU aufwendig. Deshalb ist 
es naheliegend, dass sie möchte, dass dieses Land 
eigene sichere Einnahmequellen hat. Deshalb ver-
sucht Europa, den Transit durch die Ukraine beizu-
behalten.
Auch wir haben nichts gegen einen Transit durch 
die Ukraine. Das sage nicht ich, sondern unser Prä-
sident. Wenn die Ukraine vernünftige wirtschaft-
liche Bedingungen für den Transit gewährt und 

Liefersicherheit garantiert sowie einen ordnungs-
gemäßen Zustand des Gasleitungsnetzes sicher-
stellt, sind wir natürlich unsererseits politisch als 
auch wirtschaftlich am Erhalt des Transits inter-
essiert. Die Länder in Ost- und Zentraleuropa sind 
leichter auf diesem Weg als über die Ostsee zu  
versorgen, auch billiger und profitabler. Je mehr 
Lieferwege es gibt, desto größer ist jedoch die  
Sicherheit. Es muss versucht werden, die Politik 
aus dem Thema des Transits durch die Ukraine 
herauszuhalten und zu besonnenen Geschäftsver-
handlungen zurückzukehren. 
Bei Nord Stream 2 geht es vor allem um ein Ge-
schäft und nicht um Politik. Staatliche Gelder 
werden dort nicht investiert. Das Konzept wird so 
aussehen, dass versucht wird, die Sanktionen zu 
minimieren und nicht zuzulassen, dass die Partner 
davon Schaden nehmen. Wir beteiligen uns derzeit 
zu 50 Prozent an diesem Projekt.

Derzeit werden im Rahmen der Energiestrategie 
2030 eine Reihe großer Projekte verwirklicht: 
die Lieferung von Gas auf die Krim, die Erdöl- 
pipeline Kuyumba-Taishet, der erste Strang des 
Turkish Stream, Sachalin-1, Yamal LNG.  
Die Liste ließe sich fortsetzen. Worin sehen Sie 
die weiteren Perspektiven angesichts der für 
Russland schwierigen internationalen Lage?
Es werden neue Fördergebiete erschlossen, vor 
allem die Yamal-Region. Dorthin wird die wichtigs-
te Ressourcenbasis der Erdöl- und Erdgasbranche 
verlegt. Auf lange Sicht sind es die Taimyrhalb-
insel, die arktischen Schelfs und Ostsibirien. Die 
neue Ressourcenbasis für die Erdgas- und Erd-
ölförderung erfordert neue Transportkorridore. 
Alle Routen wurden einer Kosten-Nutzen-Analyse 
unterzogen und hängen von der Nachfrage, dem 
Lieferverfahren und der Lieferart ab.
Ein Durchbruch ist das Projekt Yamal LNG. Die Ent-
wicklung der Flüssiggasindustrie in Russland ist 
eine strategische Aufgabe. Flüssiggas herzustellen 
ist ein hochtechnologischer Prozess, mit dem auch 
entlegene Gasvorkommen kommerziell genutzt 
werden und bisher unzugängliche Märkte erschlos-
sen werden können. Große Flüssiggasprojekte sind 
eine weitere Möglichkeit für Russland, seine Posi-
tionen auf den regionalen und globalen Energie-
märkten zu festigen.

Sie sagten einmal, dass die Sanktionen auch ein  
Antrieb dafür seien, russische Technologien zu  
entwickeln und die Importabhängigkeit zu  
überwinden. Inwiefern?
Importsubstitution bedeutet, dass wir unsere ei-
gene Industrie und Wirtschaft entwickeln. Wir 
verfügen über wissenschaftliches und technisches 
Potenzial und Produktionsstandorte. Unseren Part-
nern aus dem Westen schlagen wir vor, Betriebs-
stätten nach Russland zu verlegen, um mögliche 
Sanktionen zu umgehen. 
In der Gasbranche etwa liegt unsere Importabhän-
gigkeit bei kaum 2 Prozent. Gazprom befasst sich 
seit mehr als 15 Jahren mit Importsubstitution. 
Derzeit machen wir alles: Druckleitungsrohre und 
jede Art Ausrüstungen. Und dabei sind wir effizient, 
zuverlässig und sicher.
Die Erdölarbeiter dagegen würden lieber ferti-
ge Ausrüstungen aus dem Westen kaufen. Denn 
die russischen Dienstleister im Erdölbereich und 

die Erdöl- und Erdgaschemie sind noch nicht so 
weit entwickelt. Es bestehen Schwierigkeiten mit 
Ausrüstungen und Technologien für die Arbeit im 
Schelf und bei den Flüssiggasprojekten. Aus diesem 
Grund ist die Abhängigkeit dort etwas größer. Die 
einen schätzen die erforderliche Importsubstitution 
in der Erdölbranche auf 40, andere auf 45 Prozent. 
Also werden wir uns damit intensiver befassen.

Im Oktober findet im Moskau das 17. Forum der  
Zivilgesellschaften Russlands und Deutschlands 
statt, das Gesprächsforum Petersburger Dialog. 
Unter anderem wird es um Nord Stream 2 
gehen. Wie erklären Sie den deutschen Bürgern, 
die keine Energiefachleute sind, warum dieses 
Projekt für sie von Vorteil ist?
Deutschland setzt sich ambitionierte strategische 
Ziele in der kohlenstoffarmen Wirtschaft und will 
den Anteil erneuerbarer Energie bei der Energie-
erzeugung bis 2050 auf 80 Prozent erhöhen. Heut-
zutage werden 43 Prozent der Energie aus Kohle 
gewonnen. Hinzu kommt, dass Deutschland zum 
Jahr 2022 vollständig aus der Atomenergie ausstei-
gen will. Was soll an deren Stelle treten? Es wäre 
unlogisch, nicht alle Vorteile von Gas als Energie-
träger zu nutzen, um die Klimaziele in Deutsch-
land jetzt zu erreichen, statt den Blick nur auf 
das Jahr 2050 zu richten, in dem es noch neuere 
Technologien geben wird. Erforderlich sind ein 
komplexer Ansatz, die Nutzung der erneuerbaren 
Energiequellen sowie verschiedener Arten von 
Ressourcen, vor allem Gas, sowie die Substitution 
der Energieerzeugung aus Kohle durch Gas.
Unter diesem Blickwinkel ist auch das Projekt 
Nord Stream 2 zu betrachten. Es unterstützt die 
europäische Doktrin der Diversifizierung der Lie-
ferwege, genügt den Anforderungen der europä-
ischen Energieunternehmen an die Rentabilität 
und entspricht den strengsten Normen ökologi-
scher und technologischer Sicherheit. Es passt 
sich organisch ein in den neuen nördlichen Korri-
dor für Gaslieferungen aus dem Gasförderungsge-
biet Yamal, wohin die wichtigste Ressourcenbasis 
von Gazprom verlegt wird. Die Strecke ist 1800 
Kilometer kürzer als die bestehenden Routen, und 
ist umweltfreundlicher. Die Treibhausgasbilanz 
wird im Durchschnitt um neun Millionen Tonnen 
pro Jahr günstiger. 
Der Gewinn, den die europäischen Unternehmen 
aus der Umsetzung des Projekts erzielen werden, 
wird Arbeitsplätze schaffen und Investitionen in 
andere Projekte ermöglichen, etwa Zuschüsse für 
eben jene erneuerbaren Energien.
Ich bin überzeugt, dass die Realisierung von Nord 
Stream 2 auch zur Lösung der Frage nach der 
Fortsetzung des Transits durch die Ukraine bei-
trägt. Wenn unsere ukrainischen Partner sowohl 
Europa als auch Russland nicht mehr erpressen 
können, werden sie eher zu einem konstruktiven 
Dialog bereit sein.

Die Fragen stellte Walery Takasow,  
Mitarbeiter der russischen Tageszeitung 

Kommersant.

Das EU Reference Scenario 2016 
geht davon aus, dass der Gas-
bedarf in Europa sich in den 

kommenden 20 Jahren nicht grund-
legend verändern wird. Das bedeutet 
jedoch keineswegs, dass die europäi-
schen Verbraucher sich nicht sorgen 
müssten. Der prognostizierte Rück-
gang der Förderung in den europäi-
schen Ländern – nach Schätzung von 
Experten in Holland 40 Milliarden Ku-
bikmeter, in Norwegen und Großbri-
tannien jeweils 25 Milliarden Kubik-

meter jährlich – führt nämlich zu der 
Frage, woher das Gas für die Deckung 
des Bedarfs der entwickelten Volks-
wirtschaften Europas herkommen 
soll.

Der Ausbau der Gasproduktion in 
den benachbarten Regionen kann den 
europäischen Markt nicht wesent-
lich beeinflussen. Der Gasexport aus 
Nordafrika wird aufgrund des eigenen 
Bedarfs begrenzt bleiben. Das Gas aus 
der Kaspi-Region wird nur in geringen 
Mengen zur Verfügung stehen.

Das zu erwartende Gasdefizit in 
Europa von geschätzten 120 Milliar-
den Kubikmeter jähr-
lich kann entweder 
durch das Flüssiggas 
LNG oder durch russi-
sches Gas ausgeglichen 
werden. Welche der 
beiden Quellen in wel-
chem Umfang zum Zug 
kommt, wird der Markt 
bestimmen.

Der Transport der 
zusätzlichen Gasmen-
gen verlangt den Auf-
bau einer neuen Inf-
rastruktur, die dem 
europäischen Markt ei-
nen effizienten Ausgleich der Schwan-
kungen bei Angebot und Nachfrage 
ermöglicht. Nord Stream 2 kann das 
Importdefizit reduzieren und die Lie-
fersicherheit erhöhen, wenn andere 
Routen und Varianten für die Gasliefe-
rungen unzugänglich oder wirtschaft-
lich weniger attraktiv werden. Durch 
das Projekt wird die EU in der Lage 
sein, die Risiken von Marktschwan-
kungen zu mindern. Zudem wird es 
den Wettbewerb auf dem Gasmarkt 
deutlich verstärken, was sich zweifels-
ohne günstig auf die ökonomischen 
Aspekte des Einsatzes von Gas auswir-
ken wird.

Nord Stream 2 ergänzt die beste-
henden Routen für Gaslieferungen. 
Die Leitung hilft, die Transportrisiken 
zu minimieren. Sie wird die direkte 
Verbindung von den weltweit größten 
Gasvorkommen im Norden Russlands 
(47 Billionen Kubikmeter) und dem 
EU-Gastransportsystem sein und 
schließt die europäischen Verbrau-
cher an das riesige Gasfeld Bovanen-
kovo auf der Halbinsel Jamal im russi-
schen Norden an. Die dortigen Vorräte 
werden auf 4,9 Billionen Kubikmeter 
geschätzt, mehr als das Doppelte der 
gesamten erkundeten Gasvorräte der 
EU (1,9 Billionen Kubikmeter).

Russland ist der weltweit größte Erd-
gaslieferant und verfügt über mehr als 
50 Jahre Erfahrung bei Gaslieferun-
gen nach Mittel- und Westeuropa. Seit 
Jahrzenten investieren sowohl russi-
sche als auch internationale Energi-
eunternehmen in die Entwicklung ei-
ner modernen Infrastruktur für den 
Transport und die Erschließung von 
Vorkommen in Russland, nehmen 
neue Felder in die Förderung auf und 
erhöhen die Gasproduktion. Ergeb-
nis dieser Investitionen ist auch, dass 
die russischen Vorkommen zu den zu-
verlässigsten Quellen für Lieferungen 
nach Europa gehören.

Nach dem Einspeisen des Gases 
in das EU-Gasverteilungssystem am 
deutschen Ostseeufer kann es zu den 
europäischen Gashubs weitertrans-
portiert werden. Ein hoher Diversifi-
zierungsgrad, der Wettbewerb sowie 
der Ausbau des Interconnector-Netzes 
werden dazu führen, dass sich die zu-
sätzlichen Gasmengen positiv auf die 
Märkte in Europa auswirken. Die Um-
setzung eines solchen Großprojekts 

liefert einen kräftigen Impuls für die 
weitere Entwicklung des Gastrans-
portsystems der europäischen Länder 
und trägt zur Ausgestaltung des ein-
heitlichen EU-Gasmarkts bei.

Das Institut ЕWI hat den wirtschaft-
lichen Nutzen des Projekts für ganz 
Europa nachgewiesen. Nord Stream 2 
wird den Wettbewerb auf dem Gas-
markt stärken und kann den Bedarf 
am Import des vergleichsweise teuren 
LNG reduzieren. Das EWI schätzt den 
Vorteil für die Verbraucher zum Jah-

re 2020 auf 8 bis knapp 25 Milliarden 
Euro jährlich, je nach Lage auf dem 
globalen LNG-Markt.

Nord Stream 2 wird privat finanziert 
und ein wesentlicher Impuls für viele 
Sektoren der europäischen Wirtschaft 
sein. 670 Unternehmen aus 25 Ländern 
aus den Bereichen Metallurgie, En-
gineering, Bau, Verlegung von Rohren, 
Logistik, Umweltuntersuchungen und 
Monitoring liefern Material und Leis-
tungen. Der Gesamtumfang der In-
vestitionen beträgt rund 8 Milliarden 
Euro, von denen bereits 5,5 Milliarden 
Euro vertraglich gebunden sind.

Eine im Oktober 
2017 veröffentliche 
Studie der Unter-
nehmensberatung 
Arthur D. Little kam 
zum Ergebnis, dass 
der wirtschaftliche 
Gesamtnutzen des 
Projekts für die EU 
mehr als fünf Milli-
arden Euro beträgt. 
Außerdem entste-
hen in der EU über 
fünf Jahre 31 000 
vollwertige Arbeits-
plätze, wodurch zu-

sätzliche 2,25 Milliarden Euro zum BIP 
generiert werden.

Die größten wirtschaftlichen Aus-
wirkungen hat das Projekt in den Län-
dern, die am Bau der Pipeline beteiligt 
sind (Russland, Deutschland, Finnland 
und Schweden), außerdem in den Län-
dern, die traditionell mit Offshore-Ak-
tivitäten im Erdöl-Gas-Sektor mit 
zahlreichen Lieferanten verbunden 
sind (Niederlande, Großbritannien, 
Norwegen und Italien).

Am meisten profitiert Deutschland, 
weil es mit einem Jahresverbrauch 
von fast 100 Milliarden Kubikmeter 
der größte Gasmarkt in Europa ist. 
Außerdem trägt das Projekt zum wei-
teren Ausbau des Gastransportnetzes 
in Deutschland bei, womit zahlreiche 
deutsche Unternehmen beauftragt 
werden. Nicht zuletzt gehören zwei 
große deutsche Energiekonzerne – 
Wintershall und Uniper – zu den Inves-
toren des Projekts.

In Regionen mit einem funktionie-
renden Gasmarkt können die Ver-
braucher nicht nur von sicheren und 
wettbewerbsfähigen Gaslieferungen 
profitieren, sondern auch von der Um-
weltverträglichkeit des Erdgases im 
Vergleich zu anderen fossilen Ener-
gieträgern. In Studien konnte nachge-
wiesen werden, dass in Deutschland, 
wo das Gas bereits jetzt eine wichtige 
Rolle in der Struktur des Energiever-
brauchs spielt und die Hälfte der Ge-
bäude mit Gas beheizt wird, Erdgas 
die kostengünstigste Variante zur Re-
duzierung der CO2-Emissionen in den 
Bereichen Energiewirtschaft, Heizung 
und Verkehr darstellt.

Die Daten des sozial-ökologischen 
Monitorings bei Bau und Betrieb der 
bestehenden Gaspipeline Nord Stre-
am zeigen, dass es in der Bauphase zu 
keinerlei unvorhergesehenen Beein-
trächtigungen der Ökologie der Ostsee 
gekommen ist und sich die positiven 
Regenerationstendenzen bestätigen. 
Die Auswirkungen des Baus waren 
demnach minimal, lokal und überwie-
gend kurzzeitig. Basierend auf den Er-
fahrungen mit Nord Stream 1 und der 
langfristigen Partnerschaft zwischen 
EU und Russland im Energiesektor 
wird das Hightech-Projekt Nord Stre-
am 2 die zuverlässige, wirtschaftliche 
und umweltverträgliche Lieferung von 
Erdgas für Jahrzehnte sicherstellen.

Europa braucht 
Nord Stream 2

VON VIKTOR SUBKOW

Viktor Subkow, Vorsitzender des  
Rates der Direktoren von Gazprom.

Pawel Sawalny.

Rohre für Nord Stream 2.
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Petersburger Dialog: Stimmt es, dass Ihr erstes Geschäft 
in Russland von Plünderern übernommen wurde? 
Achim Lutter: Ja. Das war ein Werk in Rjasan. Das hatte 
ich gemeinsam mit Freunden 1996 gekauft. Wir haben den 
Betrieb wieder eröffnet, Kupferfolie für Leiterplatten her-
gestellt und 170 Menschen ihre Arbeit wiedergegeben. Wir 
arbeiteten drei Jahre rund um die Uhr und ohne Wochen-
enden. Als wir erste Gewinne erzielten, kam die Mafia. 
Eines Tages standen Gangster in meinem Büro und sagten: 
„Sie haben fünf Minuten, um den Betrieb zu verlassen. Und 
kommen Sie nie wieder zurück.“ 
Ich habe zwei Jahre lang versucht, meine Rechte zu  
verteidigen, bin durch alle Instanzen gegangen. Auf  
regionaler Ebene hatten wir keinen Erfolg. In Moskau  
verlangte die föderale Ebene einen Koffer mit einer  
halben Million Dollar, bevor es zu einem Gespräch  
kommen könne. Sogar wenn wir das gewollt hätten,  
wir wären dazu nicht in der Lage gewesen; wir hatten kein 
Geld mehr. Ich musste sogar meine Wohnung aufgeben, 
weil ich die Miete nicht mehr bezahlen konnte.

Warum sind Sie dennoch in Russland geblieben? 
Weil damals in Russland eine ganz besondere Atmosphäre 
war: Die Menschen waren enthusiastisch, sie hatten so  
ein Glitzern in den Augen. Alle wollten etwas verändern, 
vorankommen und auch das Land voranbringen. Dafür 
lohnte es sich zu bleiben.

Wie sind Sie überhaupt nach Russland gekommen? 
Ich habe in Hamburg mit Rohöl gehandelt. Eines Morgens 
wurde ich um 10 Uhr zum Management gerufen. In Moskau 
sollte eine Filiale eröffnet werden und man bot mir an, sie 
zu leiten. Ich hatte zehn Minuten Bedenkzeit. Um 13 Uhr 
saß ich im Flugzeug nach Moskau. Das war vor 25 Jahren.  
Die ersten drei Jahre habe ich über die Pipeline Drushba 
und über lettische Häfen Rohöl exportiert. Das war eine 
spannende Arbeit. Aber sollte ich später meinen Enkeln 
erzählen, dass ich Öl von A nach B geschickt habe?  
Ich bin Ingenieur und ich wollte Mehrwert schaffen.  
Deswegen haben wir dann auch das Werk gekauft.

Hatte Ihr nächstes Unternehmen in Russland auch mit 
Produktion zu tun?

Ich hatte früh schon angefangen, mit Folie für Leiterplat-
ten zu handeln. Später habe ich dann Ausrüstungen für 
diese Platten importiert. Ich hatte Kunden in Deutschland, 
die wussten, dass sie aus Russland qualitativ gute Produkte 
für einen guten Preis bekommen. Sie brauchten Glasfaser-
gewebe. Ich habe den Markt analysiert und drei Webstühle 
gekauft.

Wussten Sie davor schon etwas über Glasfasergewebe? 
Ehrlich gesagt, ich wusste nicht mal, was Kette und Schuss 
bedeutet. Aber ich habe eine Halle in Gus-Chrustalny  
gefunden. Das ist eine Stadt, in der das Glashandwerk zu 
Hause ist, und wir wussten, dass wir dort Rohstoffe finden 
würden. Jetzt arbeitet mein Hauptzulieferer direkt gegen-
über meiner Firma. Aber wir können in Russland nicht 
den nötigen Rohstoff finden. Wir brauchen einen feinen 
hochtechnologischen Faden.

Von wo importieren sie? 
Wir müssen in China einkaufen. Für den Import zahlen  
wir 13 Prozent. Wenn man gleich fertige Glasfaser aus  
China importiert, zahlt man nur 5 bis 8 Prozent. Das ist  
ein ungerechter Zollsatz zugunsten der chinesischen  
Webereien und zulasten der russischen Produktion. 

Vor drei Jahren beschwerten Sie sich auf dem Moskau-
er Wirtschaftsforum über die Korruption im Land.  
Haben Sie damit noch immer Probleme? 
Wir zahlen keine Bestechungsgelder. Nicht einen Rubel.  
So beweisen wir uns und auch anderen, dass man in  
Russland auch ohne arbeiten kann. Die Kehrseite aller-
dings ist, dass wir keine staatlichen Aufträge bekommen. 
Wir haben versucht, uns um staatliche Aufträgen zu  
bemühen, aber wenn es um die Details ging und wir  
uns weigerten zu zahlen, erhielten andere den Zuschlag. 
Einmal ging es um ein Angebot für den Verteidigungs-
sektor. Die Auftraggeber sagten, ihnen würde unser Preis 
nicht gefallen. Wir dachten, okay, wir können ja hier und 
da noch etwas runter gehen. Doch dann schlugen sie uns 
vor, den Meter nicht für 48 Rubel zu kaufen, sondern für 
73. Ich antwortete, dass wir es nicht unterstützen, wenn 
das Volk bestohlen wird. Der Kunde regte sich auf, dass  
wir – die Deutschen – die Russen schon wieder belehren  
würden, wie sie Geschäfte machen sollten. Viele Russen 
nehmen die Korruption auf die leichte Schulter. Aber  
Korruption behindert die Entwicklung der Wirtschaft.

Hat sich in den 25 Jahren Ihrer Tätigkeit in Russland 
das Wirtschaftsklima verändert? 
Nach dem Machtantritt von Wladimir Putin wurde die  
Atmosphäre ruhiger. Ich habe jetzt keine Angst mehr, von 
Gangstern überfallen zu werden. Das ist für mich ein  
großes Plus. Aber leider spürt man jetzt auch weniger  
Begeisterung. Die Menschen sehen, dass sehr vieles nicht 
gelungen ist, dass das Land von Öl und Gas abhängig ist.  
Es gibt einen riesigen staatlichen Sektor. Viele der  
Enthusiasten sind einfach ins Ausland gegangen. 

Sie arbeiten in einer kleinen Stadt. Wie sehen Ihre  
Beziehungen zu den lokalen Behörden aus? 
Wir haben von Anfang an einen möglichst großen  
Abstand zu den Behörden gehalten. Den Bürgermeister 
von Gus-Chrustalny habe ich zum Beispiel erst kennenge-
lernt, nachdem ich schon drei Jahre dort gearbeitet habe. 
Er sagte damals: Was seid ihr für Leute? Ihr seid schon  
drei Jahre hier und noch nicht in mein Büro gekommen. 
Und ich antwortete, dass wir Gehälter und Steuern zahlen 
und die Produktion entwickeln. Welchen Grund hätten wir, 
bei ihm vorbeizukommen? Aber es gibt einen Bereich, wo 

wir zusammenarbeiten. Das ist der Bereich berufliche Bil-
dung, den wir nach deutschem Modell aufgebaut haben. Es 
geht um die sogenannte duale Ausbildung. Da werden die 
Auszubildenden die Hälfte der Zeit in der Schule unterrich-
tet, die andere Hälfte in der Produktion. Die Gouverneurin 
Swetlana Orlowa hat Haushaltsgelder zur Verfügung ge-
stellt, um in dem städtischen College ein solches Programm 
zu entwickeln. Und wir ließen die deutschen Lehrbücher 
für Mechatronik ins Russische übersetzen und holten 
deutsche Professoren nach Russland, die einen Monat lang 
die Ausbilder in Gus-Chrustalny schulten. Jetzt haben wir 
schon den fünften Absolventenjahrgang an unserem Col-
lege. Die Absolventen erhalten Zertifikate, mit denen sie 
auch in Deutschland gute Arbeitschancen hätten.

Haben Sie keine Angst, dass die Absolventen  
tatsächlich nach Deutschland gehen? 
Die Menschen sind dem Unternehmen gegenüber sehr lo-
yal. Wer eine stabile, interessante und gut bezahlte Arbeit 
hat, geht nicht. 

Was können Sie als Ausländer über russische Arbeiter 
sagen? Trinken sie? Können sie arbeiten? 
Was den Alkohol betrifft, so gab es nur Einzelfälle. Wir 
verwarnen immer nur ein Mal. Ein zweites Mal bedeutet 
Entlassung. Alle kennen diese Regel. Und man darf bei uns 
nicht rauchen. Es gibt auf dem gesamten Betriebsgelände 
keinen einzigen Raucherplatz. 
Die russischen Arbeitnehmer sind sehr motiviert. Sie sind 
immer bereit zu beweisen, dass man in Russland weiß, wie 
schwierige Aufgaben zu lösen sind. Und sie machen es in 
der Tat besser als viele ausländische Kollegen. 

Wie hat sich Ihr Geschäft in der aktuellen Krise  
entwickelt? 
Bei uns ist der Export gestiegen. Vor der Krise gingen etwa 
15 Prozent der Verkäufe in den Export, jetzt sind es 25 bis 30 
Prozent. Auf dem russischen Markt sind unsere Umsätze 
gesunken. Auch wenn viel über das Wachstum der russi-
schen Wirtschaft gesprochen wird, auch durch die Fußball-
weltmeisterschaft, so sehe ich schon seit einigen Jahren kei-
nerlei Wachstum. Wir entwickeln uns trotzdem. Ich plane 
eine Investition von 10 Milliarden Rubel für den Bau eines 
neuen Schmelzofens für die Herstellung von Glasfasern. 

Etwas anderes ist, dass es derzeit leider schwierig ist, 
an Kapital zu kommen. Es gibt keine liquiden Mittel. Die 
ersten drei Krisenjahre hatten wir als gutes Unterneh-
men mit einem guten Rating keine Probleme, Kredite zu 
bekommen. Aber im letzten halben Jahr scheint bei den 
russischen Banken Panik ausgebrochen zu sein. Sie  
wollen kein Geld mehr verleihen. Das hängt vermutlich 
damit zusammen, dass sie eine neue Sanktionsrunde  
aus Amerika erwarten.

Spüren Sie die Sanktionen in Ihrem Geschäft? 
Es gibt gewisse Probleme beim Kauf von hochtechnologi-
schen Ausrüstungen. Man muss eine Genehmigung  
einholen. Das haben wir immer geschafft. Bei anderen 
Dingen hatten die Sanktion keine Auswirkungen auf uns. 
Im Übrigen bin ich der Meinung, dass die Sanktionen für 
die russischen Politiker wichtig sind. Man braucht das  
Gefühl der externen Bedrohung. 

Also haben Sie keine Angst vor Sanktionen? 
Ich habe nur Angst vor einer Stärkung des Rubels.  
Das würde die Wettbewerbsfähigkeit der russischen 
Wirtschaft wieder zerstören. In Russland spricht man  
in den vergangenen Jahren viel von Importsubstitution. 
Ich bin der Meinung, das sollte kein Ziel, sondern  
lediglich der erste Schritt sein. Russland muss auf  
dem Weltmarkt wettbewerbsfähig sein. Wenn man für 
einen Euro 65 bis 70 Rubel zahlt, ist das absolut möglich. 
Wenn es 45 Rubel sind, dann nicht mehr. Lässt man die 
Politik beiseite, ist Russland ein Teil Europas. Wir brau-
chen offene Zollgrenzen von Lissabon bis Wladiwostok.  
In Deutschland benötigt man Arbeitskräfte für die  
Entwicklung der Produktion, und Russland hat ein  
riesiges Wirtschaftspotential.

Sie haben ja auch Geschäfte in Europa und können  
vergleichen. 
Vor sieben Jahren bekam ich die Möglichkeit, ein  
Werk in Polen zu kaufen. Ich wollte ein Standbein in  
der Europäischen Union haben. Das war für unsere 
Kunden wichtig, denn Russland erweckt manchmal den 
Eindruck ungenügender Stabilität. Vor drei Jahren stritt 
Russland mit den polnischen Truckern, weshalb der ge-
samte Frachtverkehr zwischen Russland und Europa in 
Polen zum Erliegen kam. Unsere Kunden brauchen aber 
pünktliche Lieferungen. Damals hat uns der polnische 
Betrieb gerettet.  
Vor der Krim-Annexion kosteten die Arbeitskräfte in  
Polen und in Gus-Chrustalny ungefähr das gleiche. Aber 
zu den Kosten der russischen Produkte kamen noch die 
Transportkosten und eine Zollgebühr für den Import in 
die EU in Höhe von 7 Prozent hinzu. Jetzt haben sich die 
Bedingungen angeglichen. Leider haben wir jetzt in Polen 
auch ein Problem mit fehlenden Arbeitskräften.  
Wir überlegen derzeit erstmalig zwölf Mitarbeiter aus 
Bangladesch in unserem polnischen Betrieb einzusetzen.  
Ich bin sehr zufrieden, dass ich einen Betrieb in Russland 
und einen Betrieb in Polen habe und dass meine Kunden  
aus Deutschland kommen. Dass wir entlang dieser Linie 
Russland-Polen-Deutschland nicht Feinde sind, sondern 
uns gemeinsam friedlich entwickeln.

 
Die Fragen stellte Nikita Aronow,  

Mitarbeiter der russischen  
Tageszeitung Kommersant.  
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„Ich habe nur vor der  
Stärkung des Rubels Angst“

Der Hamburger Achim Lutter, Generaldirektor der Firma Bautex, stellt im Gebiet Wladimir seit 18 Jahren Glasfasergewebe her.  

Ein Gespräch über russischen Enthusiasmus, chinesisches Dumping und die Frage, weshalb zu seinen Kunden keine staatlichen Firmen gehören

P
IC

TU
R

E
 A

LL
IA

N
C

E
 /

 W
E

ST
E

N
D

6
1



12 Oktober 2018 | Nr. 6

Eine Serie von Skandalen auf se-
xuellem Terrain zerstört Karrie-
ren. Idole und Ideale zerbrechen. 

Es geht um Regisseure und Produzen-
ten, die zwar populäre Filme machen, 
deren Verhalten aber mehr als extrava-
gant ist. Bei Fehltritten dieser Katego-
rie kann niemand mehr mit Nachsicht 
rechnen. Ruiniert ist der Ruf der Be-
wohner des Olymp, deren Namen bei 
den Oscarverleihungen häufiger und 
ehrfurchtsvoller zu hören waren als der 
Name des Allerhöchsten.

Amerikanische Schauspielerinnen 
aus Theater, Kino und TV haben eine 
Bewegung mit dem Namen „Time’s Up“-
gegründet, die Frauen gegen sexuelle 
Belästigungen und Diskriminierungen 
schützen will. Hunderte haben sich an-
geschlossen. Millionen von Dollar flos-
sen in einen Hilfsfond für die Opfer se-
xueller Belästigung. Denn es ist Zeit, 
eine Situation zu beenden, in der die 
Frauen für ihr berufliches Fortkommen 
kämpfen müssen und dafür, gehört zu 
werden. Die Zeit des Männermonopols 
ist vorbei. 

Die Kampagne der Anschuldigungen 
wegen ungebührlichen Verhaltens, se-
xueller Belästigungen und geschlecht-
licher Hemmungslosigkeit breitet sich 
schneller aus als ein Waldbrand. Für 
Politiker sind solche Enthüllungen eine 
Katastrophe. Sie kosten mindestens 
die Karriere. Für viele bedeutet es den 
kompletten Ruin. Sie wagen sich kaum 
mehr auf die Straße. Manche treibt es 
in den Selbstmord. Selbst wenn es den 
einen oder anderen Unschuldigen trifft, 
so sagte eine amerikanische Schrift-
stellerin, dann sei das der Preis für die 
Demontage des Patriarchats.

Auf einmal ändert sich etwas radi-
kal: Das Tempo des Lebens, das geistige 
und gesellschaftliche Klima, die Epoche 
selbst. Es regt sich Protest gegen die be-
stehende Ordnung, gegen die etablier-
ten Autoritäten und althergebrachten 
Traditionen. Die Revolution findet auf 
der Straße statt und in den Köpfen. 

Vor mehr als hundert Jahren forder-
te der orthodoxe, monarchistische und 
nationalistische Bund des russischen 
Volks, die Ausgabe von Pässen an Land-
frauen ohne Erlaubnis ihrer Ehemän-
ner und Väter zu begrenzen. Die Ab-
wanderung der Frauen und Töchter in 
die Städte füge der bäuerlichen Haus-
wirtschaft Schaden zu und depraviere 
das Weibervolk. In Wahrheit wollten die 
Familienväter ihre Macht über die Frau 
bewahren und ihre Vorherrschaft in der 
Familie sichern.

Heute sind unverheiratete Frauen er-
folgreich im Geschäftsleben, in der Wis-
senschaft und im Management. Sie be-
kommen und erziehen Kinder allein, 
oder gemeinsam mit einem Mann, mit 
dem sie nicht verheiratet sind. Viele, vor 
allem Männer, halten die Befreiung der 
Sexualität für ein Zeichen von Wahn-
sinn. „Die Sexologen ziehen durch Russ-
land! Die Sexologen!“ schrie der Held im 
Roman eines populären Dorfschriftstel-
lers auf, als stünde das Ende der Welt 
bevor. 

Seit den Jahren der Perestroika for-
derten die Frauen in Russland das 
Recht auf eine eigene Sexualität, sie be-
anspruchten das Recht, ihre eigenen 
Phantasien und Neigungen auszuleben. 
Sie kämpften, mit Erfolg, um ihre Unab-
hängigkeit bei der Arbeit und im Bett.

Jede Erneuerung wird als existenziel-
le Bedrohung empfunden. Aber die Ge-
schichte hat gezeigt: Was gestern noch 
undenkbar schien, ist heute Standard. 
Die Moderne ist die Absage an die Tradi-
tion grenzenloser Heuchelei, sie ist der 
Drang nach vorn. 

Die Frauen, die sich in die höchsten 
Positionen der führenden Staaten hoch-
gekämpft haben, bestimmen nicht nur 
das Schicksal ihrer Länder, sondern der 
ganzen Welt. Und es handelt sich dabei 
um Frauen, die keineswegs mittels Be-
ziehungen zu Männern nach oben ge-
kommen sind. 

Frauen besetzen Positionen, die bis 
dato für Männer reserviert waren – mit-
unter sogar das Verteidigungsministe-
rium. Frauen erobern nach und nach die 
Parlamente. Schon jetzt stellen Frau-
en etwa 30 Prozent der Abgeordneten  
nationaler Parlamente. Sie haben das 
gewohnte Bild der Politikerin verän-
dert, die sich nur im Gesundheits- und 
Bildungswesen engagierte.

Was erwarten die Wähler von Frau-
en in der Politik? Von Eleanor Roose-
velt, der Frau des legendären US-Prä-
sidenten Franklin D. Roosevelt, ist das 
Bonmot überliefert, die Männer gingen 
in die Politik, um Wahlen zu gewinnen, 
Frauen dagegen, um die Welt zu verän-

dern. Aber sie betonte auch 
immer wieder, dass Frauen 
in dieser Sphäre eine Haut 
wie ein Nashorn bräuch-
ten.

Aber niemand erwartet, 
dass Frauen grundsätzlich 
eine andere Politik machen, 
dass eine Frau das Land in 
eine völlig andere Richtung 
führt. Frauen gelten als we-
niger beeinflusst von ideo-
logischen Dogmen, mehr 
auf die Lösung von Prob-
lemen konzentriert. Aber 
müssen Frauen, die Karri-
ere machen, den Männern 
ähnlich werden?

Es heißt, eine Frau, die in 
der Politik oder in der Dip-
lomatie vorankommen will, 
müsse einen stählernen 
Willen besitzen, sie müsse 
eine eiserne Lady werden 
und ihre Weiblichkeit der 
Sache opfern. Erfolgreiche 
Politikerinnen unterschei-
den sich dem Charakter 
nach in nichts von ihren 
männlichen Kollegen. Ver-
einfacht gesagt: Frauen be-
setzen höhere Posten nicht 
deshalb, weil sie Frauen 
sind, sondern weil sie dafür 
geeignet sind. 

Noch dominieren auch 
in der modernen Welt die 
Männer, bemerkte António 
Guterres, der Generalse-
kretär der Vereinten Na-
tionen. Die zentrale Fra-
ge der Gleichstellung der 
Geschlechter ist die Frage 
nach der Macht. Und des-
halb ist es heute eine zent-
rale Aufgabe, Frauen Macht 
zu übertragen.

Tatsächlich sieht die Si-
tuation anders aus. Frau-
en nehmen sich die Macht. 
Seit 1960 regierte in 49 Län-
dern wenigstens einmal 
eine Frau. Gegenwärtig ste-
hen 15 Frauen an der Spitze 
von Staaten. Die USA haben 
diese Chance 2016 verpasst. 
Bisher gab es dort nicht ein-
mal eine Vizepräsidentin. 
Aber es waren drei Frauen, 
welche die amerikanische 
Diplomatie erfolgreich lei-
teten: Madeleine Albright, 
Condoleezza Rice und Hil-
lary Clinton. In der gegen-
wärtigen französischen Re-
gierung stellen die Frauen 
genau die Hälfte des Kabi-
netts. Frankreichs Präsi-
dent Emmanuel Macron er-
nannte elf Ministerinnen 
und elf Minister. 84 Pro-
zent der Franzosen würden 
sich eine Staatspräsidentin 
wünschen. 

Die weltweit erste frei ge-
wählte Regierungschefin war Sirimavo 
Bandaranaike. Sie führte die Regierung 
von Sri Lanka, das damals noch Ceylon 
hieß. Das war 1960. Die Geschichte Siri-
mavo Bandaranaikes spiegelt das Schick-
sal vieler hoher Politikerinnen wider, die 
nach dem Tod ihres Vaters oder ihres 
Ehemanns an die Macht kamen, der vor 
ihnen das Land regiert hatte. S. W. R. D. 
Bandaranaike wurde 1959 ermordet. Sei-
ne Witwe trat an seiner Stelle an die Spit-
ze der Sri Lanka Freedom Party (SLFP), 
gewann die Wahlen und führte das Land 
zwölf Jahre lang. Von 1994 bis 2005 über-
nahm ihre Tochter Chandrika Kuma-
ratunga die Präsidentschaft Sri Lan-
kas.

Corazon Aquino war sechs Jahre 
lang Präsidentin der Philippinen. Bis 
zur Ermordung ihres Manns, des Se-
nators Benigno Aquino im Jahre 1983, 
war die Mutter von fünf Kindern Haus-
frau. Nach seinem Tod entschied sich 
seine Witwe für die Politik, sie trat ge-
gen den Diktator Marcos an und wurde 
schließlich Präsidentin. 

Diesen Frauen war der Weg an die 
Macht geebnet, weil sie einflussrei-
chen politischen Familien angehör-
ten. So auch im Falle der indischen 
Premierministerin Indira Gandhi, der 
Tochter Jawaharlal Nehrus, des ersten 
Premierministers von Indien. Und so 
auch die Premierministerin Pakistans, 
Benazir Bhutto, die erste Frau, welche 
die Regierung eines islamischen Lands 
führte. Sie war die Tochter des Staat-
spräsidenten und Premierministers 
Zulfikar Ali Bhutto, der nach einem 
Militärputsch hingerichtet wurde. 

Ebenso erging es den beiden Frauen, 
die Bangladesch führten. Die eine, Kha-
leda Zia, war die Frau des sechsten Präsi-
denten, Ziaur Rahman, der während ei-
nes Armeeputschs ermordet wurde. Die 
andere Frau, Premierministerin Hasina 
Wajed, ist die Tochter des ersten Pre-
mierministers von Bangladesch, Scheich 
Mujibur Rahman. Auch er wurde nach ei-
nem Militärputsch ermordet. 

Hat es eine Frau als Politikerin in Asien 
leichter, ein Amt zu erreichen?

Golda Meir war zuerst Außenminis-
terin und später Premierministerin Is-
raels. Als sie von einem Journalisten 
gefragt wurde, wie sie als Frau es emp-
finde, Premierminister zu sein, antwor-

tete sie: „Das weiß ich nicht. Ich war nie 
als Mann Premierminister.“

In Europa und in Südamerika kamen 
Frauen ohne die Hilfe einflussreicher 
Verwandter an die Macht. In 13 europä-
ischen Ländern wurden Frauen in die 
höchste Position gewählt. Gegenwärtig 
werden zwei der wichtigsten europäi-
schen Mächte von Frauen geführt: von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und der 

britischen Premierministerin Theresa 
May.

Angela Merkel gilt als die einfluss-
reichste Frau der Welt. Vor allem aber 
ist sie die bedeutendste Akteurin in 
der europäischen politischen Arena. 
Es gab eine Zeit, in der man sie stark 
unterschätzte. Sie habe kein Charisma 
und sei nicht fotogen, hieß es. Sie läch-
le nie. Sie sei keine gute Rednerin. 

Pflichteifer und Fleiß sind wichtiger. 
Die Deutschen schätzen die Selbstbe-
herrschung, die Zuverlässigkeit und 
das Verantwortungsbewusstsein der 
Kanzlerin, es gefällt ihnen, dass ihr die 
Sache wichtiger ist als politische Paro-
len. Stimmt das?

Sie wirkt sehr authentisch. Sie spielt 
nicht. Sie lässt Emotionen nicht nach 
außen dringen. Sie ist nicht populis-
tisch. Angela Merkel ist eine harte und 
ambitionierte Politikerin. Sie macht 
nicht einmal den Versuch, sanft und 
weiblich zu sein. 

Angela Merkel ist in der DDR aufge-
wachsen. Im Unterschied zu anderen 
europäischen Politikern hat sie Rus-

sisch gelernt, Pflichtfach 
in einem sozialistischen 
Land. 1968, mit 14 Jahren, 
siegte sie bei einer Rus-
sisch-Olympiade der DDR 
und gewann damit eine 
Reise im Freundschaftszug 
in die UdSSR. 

Aber in russischen Poli-
tikerkreisen war man über 
ihre Wahl keineswegs er-
freut. Angela Merkel ver-
steht besser als andere 
westliche Politiker, was in 
Russland vorgeht. Ein Bund 
mit Russland, das gab es in 
ihrem Leben schon ein-
mal, damit verbinden die 
Menschen aus den ehemals 
sozialistischen Ländern 
nicht die besten Erinne-
rungen. Genau das wollten 
sie ja Ende der 1980er-Jah-
re unbedingt abwerfen. 

Angela Merkels Eltern 
strebten nicht danach, den 
Sozialismus im ersten Ar-
beiter- und Bauernstaat 
auf deutschem Boden zu 
errichten. Vater Horst Kas-
ner war evangelischer Pas-
tor. Er sollte Gottes Wort 
in den Osten Deutschlands 
tragen. Deshalb ist Merkel 
auch privat bescheiden. Sie 
braucht weder Jacht noch 
Schloss. Sie wohnt in ei-
nem normalen Mehrfami-
lienhaus, im dritten Stock. 
Ein Berliner Kollege zeigte 
mir das Haus. Wenn Mer-
kel in Berlin ist, erzählte 
er, dann steht hier ein Poli-
zeiwagen. Jetzt war keiner 
zu sehen, denn sie sei auf 
Reisen. 

In der Familie Merkel 
gibt es eine Haushälterin, 
aber sie schafft nicht alles. 
Deshalb geht der Ehemann 
der Kanzlerin einkau-
fen. Angela Merkel kocht 
selbst. Die Kanzlerin backt 
gerne Kuchen und versi-
chert, noch nie hätten ihre 
Gäste sie hungrig verlas-
sen. Einmal erschien Mer-
kel mit einem Pflaster auf 
der Hand. Diese Verletzung 
hatte sich die Kanzlerin 
bei der Zubereitung einer 
Gans zugezogen. 

Urlaubsreisen und Klei-
dung zahlt Frau Merkel 
selbst. Sie trägt Schlichtes 
und widmet ihrem Äuße-
ren bewusst nicht zu viel 
Aufmerksamkeit. Sie be-
nutzt so gut wie keine Kos-
metik, ihre Frisur kann 
man nicht gerade modisch 
nennen. Sie trägt vor-
nehmlich Hosenanzüge, 
welche die Figur nicht be-
tonen. Als sie bei der Eröff-

nung des neuen Opernhauses in Oslo in 
einem elegantem Abendkleid erschien, 
waren alle sehr beeindruckt.  

Vielleicht hat sich doch noch nicht al-
les verändert? Muss auch eine Frau an 
der Spitze der Macht den Männern ge-
fallen, nicht nur als Politikerin, sondern 
auch als Frau?

Das Phänomen erfolgreicher Frau-
en in der Politik ist Teil eines generel-
len Prozesses. Es vollzieht sich gerade 
eine tektonische Genderverschiebung. 
Sogar das Geld wandert in die Hände 
der Frauen. Geld war traditionell reine 
Männersphäre. Jetzt verdienen Frauen 
immer mehr. 

Für Frauen ist geschäftlicher Erfolg 
nicht nur eine Sache des Geldes, son-
dern auch der Selbstbestimmung. Aus 
eigener bitterer Erfahrung klug gewor-
den, behandeln sie ihr Personal besser, 
unterstützen die Eigeninitiative ihrer 
Angestellten, fördern deren berufliche 
Entwicklung. In der Folge sind Frauen 
als Unternehmerinnen konkurrenzfä-
higer, reagieren schneller auf Markver-
änderungen, sind aufgeschlossener ge-
genüber Neuem und wachsen schneller. 
Besonders auffällig ist das in der Werbe-
branche, im Service, im Marketing und 
im Finanzwesen.

Die Rolle des Mannes, jahrtausende-
lang unangefochten, geht langsam auf die 
Frauen über. Die Frauen fangen an, ihre 
Familie zu ernähren. Die Einführung der 
Pille hat ihnen nicht nur die sexuelle Frei-
heit gebracht, sondern auch die Basis für 
den ökonomischen Erfolg gelegt. 

Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts ge-
hörte der Besitz der Frau ihrem Mann. 

Das galt als unumstößliche Tradition. 
Als die Menschen 1868 im fortschrittli-
chen England überlegten, den Frauen das 
Recht auf Eigentum in der Ehe zu geben, 
schrieb die Londoner Zeitung Times ve-
hement dagegen an: Damit zerstöre man 
die Institution der Ehe an sich, denn eine 
Ehe gründe sich darauf, dass der Mann 
das Sagen habe, und die Frau sich unter-
werfe. Eine finanziell unabhängige Frau 
befreie sich aus der Kontrolle des Ehegat-
ten, sie könne gehen, wohin sie will und 
tun was ihr gefällt.

Alles ändert sich. Frauen entscheiden 
inzwischen selbst, wann sie Kinder be-
kommen, wann sie heiraten, und wann 
sie Karrieren machen und Geld verdie-
nen. Frauen sind selbstbewusst gewor-
den. Sie haben es nicht eilig mit der Ehe. 
Auch Frauen können schließlich nicht al-
les gleichzeitig machen.

Und dennoch: Neueste Forschungser-
gebnisse zeigen, dass in den vergangenen 
20 Jahren gut gebildete und gut verdie-
nende Frauen wieder mehr Kinder be-
kommen. Das liegt vor allem daran, dass 
sie sich Kinderbetreuung leisten können.

Und so steigt auch die Zahl der Frau-
en, die große Unternehmen leiten, gut 
verdienen und die Familien ernähren. 
Sie entscheiden selbst, wofür sie ihr Geld 
ausgeben. In der nächsten Generation 
werden in den USA die meisten Familien 
von den Einkünften der Frau leben, nicht 
von denen des Mannes. Zwei Drittel der 
Collegestudenten sind Frauen. Sie erwer-
ben mehr akademische Titel als die Män-
ner. In einem Vierteljahrhundert werden 
die Frauen in der Jurisprudenz und in der 
Medizin dominieren. 

Frauen sind zufrieden mit der Ände-
rung der Verteilung von Einfluss und 
Möglichkeiten. Im Verhältnis zu Män-
nern sind sie selbstbewusster geworden. 
Ihre beruflichen Erfolge geben ihnen 
Selbstsicherheit im Privatleben. Sie prü-
fen den Mann auf seine Fähigkeit, einen 
Haushalt zu führen. Wer nicht will, hat 
keine Chance. 

Die familiären Pflichten werden neu 
verteilt. Mehr und mehr Männer über-
nehmen traditionelle Frauenaufgaben, 
bleiben zu Hause, erziehen die Kinder 
und überlassen es ihrer erfolgreichen 
Frau, Karriere zu machen: sie führen den 
Haushalt und kochen. Die wichtigste öko-
nomische Entscheidung, die ein Mann zu 
treffen hat, ist die Frage, wie viele Stücke 
Kuchen er kaufen soll, wenn Gäste kom-
men.

Jetzt kommt es mir darauf an, meiner 
Frau das Leben leichter zu machen, und 
diese Rolle gefällt mir. Es ist eine Frage 
der Prioritäten. Das Wichtigste, was wir 
einer Familie geben können, ist Liebe, 
Gefühl, Fürsorge. Wichtig ist das, was 
der Familie förderlich ist. 

Dabei stellt sich die Frage: Wenn es 
den Frauen besser geht, bedeutet das, 
dass es den Männern schlechter geht? 

Die Lage der Männer in der Welt 
wird immer schwieriger. In der moder-
nen Gesellschaft hat eine Veränderung 
stattgefunden, welche die Soziologen 
verschlafen haben. Früher konnte ein 
Mann damit rechnen, durch berufli-
chen Erfolg auf Frauen attraktiv zu wir-
ken. Das ist heute anders. Heute kann 
ein Mann ganz auf seinen persönlichen 
Charme und seine Verführungskunst 
bauen. 

Früher erwarteten Männer von ih-
ren Frauen ein perfektes Aussehen, eine  
ideale Figur, sie selbst durften aussehen 
wie sie wollten. Heute treibt sie ihn zu al-
lerlei Diäten und ins Fitness-Studio. Der 
Kampf um ein attraktives Aussehen be-
ginnt beim Mann jetzt schon in jungen 
Jahren. Nicht nur die Frauen, auch die 
Männer möchten nicht alt werden und 
geben viel Geld für Äußerlichkeiten aus.

Die Männer sind verunsichert. Sie 
fürchten, den Erwartungen nicht zu 
entsprechen. Und was die Frauen von 
den Männern erwarten, ändert sich in 
jeder Generation. Das beeinflusst die 
physische und moralische Gesundheit 
der Männer, beeinflusst ihre Erwar-
tungen und Chancen, einen Job zu fin-
den und Karriere zu machen. Sie wissen 
nicht, wie sie mit ihrer historischen und 
biologischen Rolle des Ernährers und 
Beschützers umgehen sollen. Sie fühlen 
sich unsicher, weil sie die gewohnte Po-
sition verlieren – in der Gesellschaft, in 
der Familie, im Bett.

Im Leben der modernen Gesellschaft 
ist eine Veränderung vor sich gegangen, 
welche die Männer verschlafen haben. 
Die Frauen aber geben den Männern 
kein Pardon. Die Ära des Patriarchats ist 
vorbei.

Die Demontage 
des Patriarchats 

Der bekannte russische Historiker, Moderator und Dokumentarfilmer 
Leonid Mletschin über #Me Too, Frauen an der Macht und wie er die 

Kanzlerin sieht 

Der Löwe verliert seine Krallen: Lithographie, spätes 19. Jahrhundert.

Die Moderne ist die Absage  
an die Tradition grenzenloser  

Heuchelei, sie ist der Drang  
nach vorn
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Verloren in Charlottengrad 
Russische Schriftsteller im Berlin der frühen 1920er-Jahre

VON THOMAS URBAN

Vom Bahnhof geriet man in den Teil 
Berlins, den die Russen ‚Klein-Pe-
tersburg‘ und die Deutschen ‚Char-

lottengrad‘ nennen. Ich traf dort Leute, von 
denen schon zwanzig Jahre nichts mehr zu 
hören gewesen war; ein geweihter Ort, an 
dem die Toten aus den Gräben steigen, um 
über den vom elektrischen Licht überflos-
senen Kurfürstendamm zu promenieren!“ 
Mit diesen Sätzen beschrieb der damals 
berühmte Schriftsteller Andrej Bely seine 
ersten Eindrücke, nachdem er im Herbst 
1921 in Berlin eingetroffen war. Bely hatte 
zunächst die Umwälzungen des Revoluti-
onsjahres 1917 begeistert begrüßt, er er-
hoffte sich einen Aufbruch zu einer neuen, 
vom Humanismus geprägten Gesellschaft. 
Doch bald begriff er, dass die Revolution 
von Bürokraten und Geheimpolizisten 
erstickt wurde. Er gehörte zu den rund  
600 000 Russen, die damals in Berlin erst 
einmal die weitere Entwicklung in der Hei-
mat abwarten wollten.

Der junge Dichter Wladislaw Chodasse-
witsch nannte Berlin die „Stiefmutter der 
russischen Städte“, eine Anspielung auf 
das Igorlied, ein Heldenepos aus dem Mit-
telalter, in dem Kiew als „Mutter der rus-
sischen Städte“ gerühmt wurde. Gerade 
zwei Jahre lang, von Herbst 1921 bis Ende 
1923, spielte Berlin eine überragende Rol-

le im russischen Kultur- und Geistesle-
ben – bis die Masse der Emigranten dann 
vor allem nach Paris weiterzog oder in das 
sowjetisch gewordene Russland zurück-
kehrte. 

Zu den Berliner Russen gehörten wei-
tere bedeutende Schriftsteller: der Sozi-
alkritiker Maxim Gorki, die Lyriker Ma-
rina Zwetajewa und Boris Pasternak, der 
verschrobene Legenden- und Märchener-
zähler Alexej Remisow, der Satiriker Ilja 
Ehrenburg, der Literatur- und Filmtheo-
retiker Viktor Schklowski, der geistreiche 
Zyniker Alexej Tolstoj, schließlich der spä-
ter zu Weltruhm gelangte Vladimir Nabo-
kov. Doch sie lebten nicht in einer harmo-
nischen Schriftstellerkolonie. Vielmehr 
gab es unter ihnen lautstarke Streitereien 
und hinterhältige Intrigen, Skandale und 
Kabale, aber auch Liebesgeschichten, fröh-
liche und unglückliche.

Mehrmals reiste der Revolutionsdich-
ter Wladimir Majakowski aus Moskau an, 
um für die Errungenschaften der Sowjet-
macht zu werben, aber auch, um gezielt 
Unruhe unter den Emigranten zu stiften. 

Berlin war zum Zentrum der Emigration 
geworden, weil der Sturzflug der Reichs-
mark den Besitzern harter Devisen Trans-
aktionen mit vielfachem Gewinn erlaubte. 
Majakowski, der damals als Verkünder der 
Weltrevolution in den Westen reiste, ent-
rüstete sich öffentlich über seine Lands-
leute, die von der Inflation in Deutschland 
profitierten. Er verheimlichte aber vor sei-
nen Lesern ebenso wie vor seinen Gastge-
bern unter den deutschen Kommunisten, 
dass er selbst zu den Nutznießern gehör-
te: Er machte im Kaufhaus des Westens 

(KaDeWe) vielerlei Einkäufe für Freunde 
in Moskau sowie für Parteifunktionäre, 
die er bei Laune halten wollte. Eine seiner 
Einkaufslisten ist erhalten geblieben, ganz 
oben stand, im Detail aufgeführt, Damen-
unterwäsche. 

Alexej Tolstoi, ein Spross der berühm-
ten Adelsfamilie, der sich in Berlin vom 
Gegner zum Anhänger der Bolschewi-
ken wandelte, schrieb in einem Artikel 
für die Moskauer Zeitung Iswestija: „Gut 
leben hier nur die Spekulanten, unter ih-
nen viele russische Emigranten.“ Auch er 
verschwieg, dass er selbst auf großen Fuß 
lebte: Er mietete eine Sechs-Zimmer-Woh-
nung am Kurfürstendamm und lud immer 
wieder zu Festen ein. Dem völlig verarm-
ten Chodassewitsch bot er an, ihm einen 
maßgeschneiderten Anzug zu stiften – was 
der asketische Dichter entrüstet ablehnte. 
Tolstoi kehrte wenig später nach Moskau 
zurück und wurde als der „rote Graf“ ei-
ner der Hofdichter Stalins.

Die allermeisten Emigranten, die fast 
alle in Russland der Mittel- und Ober-
schicht angehört hatten, befanden sich in 
einer prekären Lage. Sie hatten vom deut-
schen Staat weder diplomatischen Schutz 
noch irgendeine Finanzhilfe zu erwarten. 
Regelmäßig mussten sie ihre Aufenthalts-
genehmigungen verlängern lassen. Alexej 

Remisow schilderte in seiner autobiogra-
fischen Erzählung „Esprit“ seine Mühen 
und Kämpfe mit sturen deutschen Beam-
ten.

Auch Nabokov beschrieb in seinen Er-
innerungen die Verlorenheit und Wehr-
losigkeit der Emigranten: „Die gierige bü-
rokratische Hölle versuchte, sich um den 
Bittsteller zu schließen, und er mochte alt 
und grau werden, während seine Akte in 
den Schreibtischen von Konsuln und Poli-
zeibeamten mit Rattenbärten praller und 
praller anschwoll.“

Überdies waren die Emigranten dem 
Wohl und Wehe ihrer Hauswirte ausge-
setzt, mussten sich mit sturen Beamten 
herumschlagen und hatten die allergröß-
te Not, eine Arbeit zu finden. Die Vermieter 
verlangten durchweg horrende Voraus-
zahlungen, oft in Devisen, und dezimier-
ten auf diese Weise das letzte Hab und 
Gut der meisten Emigranten, zur Freu-
de der Pfandleiher. Nabokov beschrieb in 
„Maschenka“, seinem ersten von sieben 
Berliner Romanen, die qualvolle Enge in 
Mietswohnungen und Pensionen, wobei 
die russischen Hauseigentümer den deut-
schen an Habgier und Halsabschneiderei 
in nichts nachstanden. Der Held seines 
ebenfalls unter Russen in Berlin spielen-
den Romans „Die Gabe“ beklagt sich über 
das anmaßende Verhalten der deutschen 
Hausmeister, die ihr kleines Stück Macht 
voll auskosten wollen. 

Sehr rasch entstanden in Berlin Able-
ger der politischen Parteien, wie sie bis 
zum Bürgerkrieg in Russland bestanden 
hatten. Die Stadt wurde auch zum Tum-
melplatz für Agenten, Informanten, Kon-

fidenten aller Art. Die Führung in Moskau 
ließ die Exilorganisationen ausspähen, die 
auf deutschem Boden den Sturz der neuen 
Machthaber im Kreml vorbereiten woll-
ten. Aus Moskau kamen ganze Hundert-
schaften von Agenten, eine große Gruppe 
wurde gezielt auf Schriftsteller und Pub-
lizisten angesetzt, an erster Stelle auf den 
berühmtesten der Berliner Russen, Ma-
xim Gorki. Nach der Abkürzung für die 
neugegründete Geheimpolizei, die offizi-
ell „Außerordentliche Kommission“ (abge-
kürzt auf russisch Tscheka) hieß, nannten 
sie sich Tschekisten. Ihre Basis war die so-
wjetische Handelsvertretung und die Bot-
schaft Unter den Linden.

Die Agenten Moskaus versuchten, die 
russische Tageszeitung Rul (Das Steuerrad) 
zu unterwandern, an der Spitze der Redak-
tion standen die beiden liberalen Exilpoliti-
ker Jossif Hessen und Vladimir D. Nabokov, 
der Vater des Schriftstellers. Das Vorhaben 
unterstützte der finanzstarke Ullstein-Ver-
lag, er stellte auch Räume für die Redaktion 
zur Verfügung, am Sitz des Verlags in der 
Kochstraße 22 wurde das Blatt gedruckt. 
Die Redaktion lehnte nicht nur eine Rück-
kehr zur Zarenherrschaft ab, sondern griff 
auch das Sowjetregime heftig an. 

Offen prosowjetisch war dagegen die 
1922 gegründete Tageszeitung Nakanun-

je (Am Vorabend), deren Redaktion sich in 
der Beuthstraße 8 befand. Sie warb unter 
den Emigranten für eine Rückkehr nach 
Sowjetrussland. Die neuen Herren des 
Kreml hätten sich, so wurde argumentiert, 
um Russland verdient gemacht, vor allem 
durch die militärischen Siege über auslän-
dische Invasionstruppen. In den neunziger 
Jahren wurden in Moskau Akten gefunden, 
die die Finanzierung des Blatts durch den 
Kreml belegen. Stalin persönlich hatte die 
sowjetische Botschaft in Berlin angewie-
sen, die Redaktion finanziell zu unterstüt-
zen und gleichzeitig zu kontrollieren.

Von Moskau aus wurden auch die Litera-
turzirkel der Emigranten aufmerksam be-
obachtet. Kein geringerer als der mächtige 
Volkskommissar Leo Trotzki widmete den 
emigrierten Schriftstellern einen längeren 
Aufsatz, in dem er sie „Leichen, die noch 
nie geboren wurden“ nannte. „In der Ka-
derverwesung der Emigration bildete sich 
ein gewisser geleckter Typ des auf alles 
pfeifenden Zynikers heraus.“ Es gebe nur 
einen Ausweg: den Zug nach Moskau.

Berliner Cafés wurden Schauplätze der 
heftig ausgetragenen Debatten, die um 
Sinn und Aufgaben der russischen Litera-
tur kreisten, vor allem das Café Leon am 
Nollendorfplatz und die Prager Diele an 
der Ecke Prager Platz/Trautenaustraße. 
Andrej Bely erfand das Wort „pragerdi-
lieren“, was für ihn bedeutete, seine Zeit 
mit Philosophieren, Polemisieren, blauem 
Dunst und Kognak zu verbringen. Auch der 
ewig missgelaunte Hypochonder Chodas-
sewitsch kam oft in das Café. Er widmete 
der Prager Diele sein überaus düsteres Ge-
dicht „Berlinerisches“. 

Dort hatte Ehrenburg, der mit einem so-
wjetischen Visum als Reporter nach Berlin 
kam, seinen Stammplatz; auf einer klapp-
rigen Schreibmaschine, scheinbar unbe-
helligt von dem Kommen und Gehen in 
dem Café, schrieb er dort seine Texte. Die 
mit dem Moskauer Regime liebäugelnden 
Schriftsteller und Künstler kamen vor-
zugsweise im Café Landgraf in der Kur-
fürstenstraße 75 zusammen. Die Gegner 
der Bolschewiken hielten sich von dem 
Café fern. 

Ehrenburg schilderte in seinen Memoi-
ren, dass der Streit unter den Emigranten 
um die Anerkennung der Sowjetmacht zu-
nächst keine Rolle in den Debatten spielte, 
dann aber unüberwindbare Gräben auf-
riss: „In einem gewöhnlichen Café trafen 

sich jeden Freitag russische Schriftsteller. 
Majakowski trat auf, Jessenin, Marina Zwe-
tajewa, Andrej Bely, Pasternak und Cho-
dassewitsch rezitierten Gedichte.  Zwei 
oder drei Jahre später hätte der Lyriker 
Chodassewitsch für nichts in der Welt ei-
nen Raum betreten, in dem sich Majakow-
ski befand.“

Bely und Pasternak kehrten nach Mos-
kau zurück, wie auch der junge Viktor 
Schklowski, der in seinem Bändchen „Zoo 
oder Briefe nicht über die Liebe“ ein far-
biges Bild von der Emigrantenkolonie in 
Berlin gezeichnet hat. Alle drei sahen sich 
allerdings sehr bald einem immer stärke-
ren Druck der sowjetischen Zensur aus-
gesetzt. Hingegen zogen Marina Zweta-
jewa und Chodassewitsch wie auch der 

Märchenerzähler Remisow zunächst wei-
ter ins Pariser Exil, wo ihre Werke nur 
in Kleinstauflage erschienen. Das Ende 
der russischen Schriftstellerkolonie war 
1923 mit der Währungsreform gekom-
men: Für die deutsche Bevölkerung war 
sie ein Schritt zur Normalisierung, für die 
Emigranten aber wurde das Leben in Ber-
lin zu teuer.

Peter Urban ist Korrespondent  
der Süddeutschen Zeitung und Autor des 
Buchs „Russische Schriftsteller im Berlin 

der Zwanziger Jahre“.  

Porta präsentiert sich zukunftsorientiert 
Porta Möbel zählt zu den erfolgreichsten fa-
miliengeführten Einrichtungsunternehmen 
Deutschlands und setzt seine bundesweite 
Expansion sukzessive fort. 2017 eröffnete die 
Unternehmensgruppe das 23. Einrichtungs-
haus in Berlin-Mahlsdorf – sowie das vierte 
Zentrallager in Trebbin. In diesem Jahr feierte 
porta in Berlin-Mahlsdorf bereits seinen ers-
ten „Geburtstag“, während das Haus in Pots-
dam im August bereits auf seine 10-jährige 
Erfolgsgeschichte zurückblickte. „Unser Haus 
in Potsdam hat Porta Möbel in den letzten 10 
Jahren in der Region erfolgreich als familien-
orientiertes und kompetentes Einrichtungs-
haus etabliert. Mit dem Standort in Berlin 
konnten wir unsere Präsenz in der Region ver-
stärken“, erklärt Vertriebsgeschäftsführerin 
Silvia Jannaschk.  

Shoppingerlebnis für die ganze Familie
Auf jeweils rund 38.000 Quadratme-
tern finden die Berliner und Potsdamer 
Kunden in den beiden Einrichtungs-
häusern Wohnwelten für jeden Ge-

schmack. Die Markenstudios bekannter 
Hersteller wie Rolf Benz, hülsta oder 
der Exklusivmarke Mondo bieten In-
spiration für die eigene Einrichtung.  

Eine große Auswahl an Wohnacces-
soires komplettieren das umfangreiche 
Sortiment. In den Porta Küchenwelten 
werden auf 4.700 Quadratmetern nicht 
nur über 170 Ausstellungsküchen prä-
sentiert, sondern auch hochmoderne 
Elektrogeräte im großen Geräte-Kompe-
tenzcenter. 
Zur kulinarischen Shoppingpause laden 
das Toscana-Restaurant und auch die 
Segafredo Kaffeebar ein, während die 
Kleinsten im portalino Kinderclub bes-
tens betreut werden.
Auf Kundenwünsche eingehen
Die porta Unternehmensgruppe verfolgt 
konsequent die sich stets verändernden 
Kundenbedürfnisse. So wünscht sich der 
Verbraucher von heute Einkaufsmög-
lichkeiten auf allen Kanälen. Mit der 

Kombination aus dem Online-Shop mit 
komfortablen Zahlungsmöglichkeiten, 
den exzellenten Serviceleistungen zu 
Hause und im Haus sowie der individu-
ellen Fachberatung vor Ort präsentiert 
sich der Möbelhändler als innovativer 
Multichannel-Anbieter, der seinen Kun-
den den bestmöglichen Einkaufskomfort 
gewährleistet. Der Online-Shop bietet 
unter www.porta.de große Auswahl und 
bequemes Home-Shopping.
Charity wird groß geschrieben 
Als familiengeführtes Einrichtungsunter-
nehmen legt Porta Möbel großen Wert 
auf soziales Engagement. Das Berliner 
Haus nahm in diesem Jahr zum ersten 
Mal an der jährlichen „Spendenaktion 7. 
Mai“ teil, die zum Geburtstag von Grün-
der Hermann Gärtner ins Leben gerufen 
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1 JAHR BERLIN, 10 JAHRE POTSDAM: FAMILIENUNTERNEHMEN 
PORTA MÖBEL SETZT AUF PRÄSENZ IN BERLIN-BRANDENBURG

wurde. An diesem Tag spenden 24 Häu-
ser 10% Ihres Tagesumsatzes an soziale 
Institutionen. 
Der Heimat treu geblieben
Die Firmenzentrale der porta-Unterneh-
mensgruppe befindet sich noch immer 
dort, wo sie 1965 durch Hermann Gärt-
ner und Wilhelm Fahrenkamp als Möbe-
lauslieferungslager gegründet wurde: in 
Porta Westfalica. Mittlerweile gehören 
dem Unternehmen mit über 8.000 Mit-
arbeitern 25 Porta-Standorte, rund 100 
SB-Möbel Boss Märkte sowie zwei Möbel 
Hausmann Einrichtungshäuser im Kölner 
Raum und 19 Standorte der tschechi-
schen ASKO-Gruppe an. Die Mitinhaber 
Birgit Gärtner und Achim Fahrenkamp 
leiten die Unternehmensgruppe gemein-
sam erfolgreich in zweiter Generation.

Deutsch-russisches Filmplakat aus dem Jahr 1927. Der Roman „Die Liebe der Jeanne Ney“ von Ilja Ehrenburg erschien 1924.
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An seinem achtzigsten Geburtstag er-
zählte Wladimir Woinowitsch einer rus-
sischen Zeitschrift über sein Leben als 
Schriftsteller in Deutschland. Wie leb-
te Woinowitsch in Deutschland, wie war 
seine Selbstwahrnehmung? Andrej Ar-
changelski zeichnete Gespräche mit ihm, 
Woinowitschs Tochter Olga und dem  
Literaturkritiker Boris Lanin auf.

Das zweite Leben des Wladimir 
Woinowitsch  begann am 21. De-
zember 1980. An diesem Tag wur-

de die Familie des Schriftstellers aus der 
UdSSR ausgewiesen. Im selben Jahr er-
suchte er in Deutschland um politisches 
Asyl.

Von 1980 bis 2000, unterbrochen nur 
von einem zweijährigen Aufenthalt 
in den USA, lebte der Schriftsteller in 
Stockdorf und München. Warum gera-
de Deutschland, warum München? Seine 
Tochter Olga Woinowitsch erinnert sich: 
„Wir kamen am 21. Dezember 1980 nach 
Deutschland, formell auf Einladung der 
Bayrischen Akademie der Künste, deren 
Mitglied mein Vater war. Wir hatten auch 
andere Einladungen, sogar aus Amerika, 
aber meine Mutter (Irina Woinowitsch, 
1938-2004), entschied sich für Deutsch-
land.“ Zu Beginn seien die Eltern „regel-
recht geschockt“ gewesen, „sie begriffen 
gar nicht, in was für einer Welt sie gelan-
det waren.“ 

Mehrere Wochen hatten sie schon in 
einem Hotel verbracht, als die Akade-
mie sie sanft drängte, eine Wohnung zu 
suchen. Darauf antwortete die Mutter: 
„Nein, nein, das geht schon so, wir kön-
nen auch im Hotel wohnen.“ Sie verstan-
den nicht, dass das Hotel die Akademie 
sehr teuer kam. Bald darauf habe Barba-
ra von Wulffen, die Tochter des ehemali-
gen Generalsekretärs der Akademie, des 
Dichters Graf von Podewils, ihnen ange-
boten, in ihr Landhaus in Stockdorf, ei-
nem Vorort von München, zu ziehen. Sie 
besaßen dort ein Zweithaus mit Garten. 
Drei Wochen später zogen die Woino-
witschs nach Stockdorf, wo sie bis 1993 
wohnten.

Olga Woinowitsch erzählt: „Die deut-
sche Sprache lernte jeder von uns auf 
seine Weise. Ich in der Schule, von 
der ersten Klasse an; Mama besuchte 
Sprachkurse am Goethe-Institut. Und 
Papa lernte die Sprache auf eigene Faust. 
Er hatte eine phänomenale Sprachbega-
bung, er sprach fließend Ukrainisch und 
Polnisch. 

Von den Nachbarn in Stockdorf mie-
tete mein Vater eine Hütte, in der er sich 
eine Art Atelier einrichtete. Dort arbeite-
te er jeden Tag. Später erst verstand ich, 
dass er dort an seinem Roman ‚Moskau 
2042’ arbeitete. Er schrieb ihn in ange-
regter Stimmung, man sah, dass er gut 
vorankam. Außerdem verfasste er Texte 
für den Sender Radio Freies Europa, wo 

er einmal die Woche eine Sendung hat-
te. Die Beiträge wurden anschließend in 
dem Band ‚Die Antisowjetische Sowjet-
union’ veröffentlicht. Auch die Süddeut-
sche Zeitung und die Frankfurter Allge-
meine druckten seine Artikel.

Kontakte in die Sowjetunion wurden 
weiterhin gepflegt. Man schrieb sich. Je-
mand transportierte die Briefe in die 
UdSSR, jemand anders beförderte Brie-
fe in die andere Richtung. Nach 1985 ver-
folgten meine Eltern mit Interesse und 
Hoffnung die Entwicklung der Perestroi-
ka. Mein Vater hatte sie in seinem Roman 
ja schon vorausgesagt, und war nun sehr 
zufrieden, dass sich seine Prognose er-
füllte.

Seltsamerweise denkt man in Russ-
land, mein Vater sei 1990 zurückgekehrt, 
nachdem er die sowjetische Staatsbür-
gerschaft zurückbekommen hatte. Das 
stimmt nicht. Er fuhr oft nach Russland, 
er sagte immer, es sei ihm sehr wich-
tig, dort zu sein, dort lebten seine Leser. 
Aber bis 2006 hielt er sich doch mehr in 
Deutschland auf, und später kam er noch 
oft zu mir nach München. Er sagte, er 
fühle sich als Moskauer und als Münch-
ner, als Russe und als Europäer, kurz, als 
ein internationaler Mensch.“

Auch der Philologe Boris Lanin denkt 
zurück an die deutsche Periode im Werk 
von Wladimir Woinowitsch:

„Als Woinowitsch nach Deutsch-
land übersiedelte, hatte er den Roman 
‚Tschonkin’ (Die denkwürdigen Abenteu-

er des Soldaten Iwan Tschonkin) schon 
geschrieben. Damals wurde Woino-
witsch zu dem, der er war – ein erfolgrei-
cher sowjetischer Schriftsteller. Als die 
‚Nowy Mir’ seine Erzählung ‚Hier leben 
wir’ druckte und ihm ein Honorar von 
10 000 Rubeln auszahlte – was zu dieser 
Zeit eine kolossale Summe war – kam 
er mit dem ganzen Packen nach Hau-
se und warf das Geld in die Luft, so dass 
die Scheine im Zimmer herumflatterten. 
Man muss dafür Verständnis haben – er 
hatte die sowjetische Armut durchlebt, 
sein Vater war den Repressionen zum Op-
fer gefallen. Dabei konnte er nicht lügen, 
in ihm war nichts Falsches. Nicht zufällig 
gab er seiner ersten Erzählung den Titel: 
‚Ich will ehrlich sein.’ Die Prozesse gegen 

Brodskij, Andrej Sinjawski und Julij Dani-
el trafen ihn wohl persönlich. Er hielt es 
für richtig, den offenen Brief zu ihrer Un-
terstützung mit zu unterzeichnen.

Wenn ein Mensch ins Exil geht, dann 
sind die ersten Tage, die ersten Wochen 
besonders kritisch, entscheidende Feh-
ler werden genau in dieser Zeit begangen. 
Woinowitsch beging vielleicht einen Feh-
ler, als er das Angebot einer Festanstel-
lung bei Radio Freies Europa ablehnte. 
Er fürchtete um seine schriftstellerische 
Freiheit. Aber um in der modernen Welt 
frei zu denken, muss man finanziell abge-
sichert sein. 

Er hat später seine Entscheidung nie 
bereut, aber sie führte dazu, dass er sich 
in seinem Leben viel abrackern und in 
Vielem einschränken musste. Ein Frei-
berufler muss ja viel mehr leisten als ein 
Festangestellter; deshalb war er gezwun-
gen, regelmäßig Beiträge für Radio Frei-
es Europa zu produzieren, er schrieb sie 
dutzendweise; sie waren sehr populär, er 
selber sehr beliebt, aber es kostete ihn 
viel Kraft.“ 

Am 16. Juni 1981 wurde Woinowitsch die 
sowjetische Staatsbürgerschaft entzo-
gen. Das verletzte ihn sehr, ihm war zum 
Weinen. Er schrieb einen offenen Brief 
an Breschnew: „Herr Breschnew“, hob er 
an, „als gemäßigter Optimist zweifle ich 
nicht daran, dass in baldiger Zukunft alle 
Ihre Dekrete und Erlasse, die unser ar-
mes Land seines kulturellen Reichtums 
berauben, aufgehoben werden.“ Den 

Brief schickte er an verschiedene Radio-
sender und an die Süddeutsche Zeitung. 
Dort bat man ihn, die Anrede „Herr Bre-
schnew“ in „Sehr geehrter Herr Bresch-
new“ umzuwandeln, wie es in Deutsch-
land üblich sei. Woinowitsch lehnte ab. Er 
fände es gar nicht schlecht, sagte er, wenn 
in einer deutschen Zeitung dieses Wort in 
russischer Transkription gedruckt wür-
de, sprich „Cher“. Das klingt wie ein sehr 
schmutziges Schimpfwort.

Breschnew starb 1982. Als Woinowitsch 
1983 auf der Frankfurter Buchmesse den 
sowjetischen Pavillon besuchte, fragte er, 
warum es denn dort kein einziges Buch 
des „bedeutenden Schriftstellers Leonid 
Breschnew“ zu sehen gebe, wo man sie 
ein Jahr zuvor doch noch überall habe 

antreffen können. Er habe nicht einmal 
ausreden können, erzählt Woinowitsch 
später, da rannten die Vertreter des sow-
jetischen Pavillons schon voller Schreck 
aus dem Saal. 

Boris Lanin berichtet weiter: „Er ar-
beitete sehr lange an ‚Moskau 2042’, von 
1980 bis 1986. Eigentlich hatte er das Buch 
‚Moskau 2032’ nennen wollen, weil er sehr 
optimistisch hoffte, hundert Jahre alt zu 
werden. Aber dann wurde ihm klar, dass 
2042 das bessere Datum war. Der Name 
der Erzählerin ist natürlich nicht zufällig 
gewählt: Bukaschow – kleines Käferchen. 
Das ist eine Anspielung auf Majakowskis 
‚Wanze’. Die Idee ist klar: Hundert Jahre 
später sind die Dinosaurier ausgestor-
ben, aber das kleine Käferchen ist noch 
da. Natürlich war ‚Moskau 2042’ sein 
Hauptwerk im Exil. 

Woinowitsch wurde zum zweifachen 
Propheten, einmal mit diesem Roman, 
ein zweites Mal mit der Erzählung ‚Die 
Mütze’ von 1987, in der er unter anderem 
sogar sein eigenes Begräbnis voraussag-
te – nicht auf dem Nowodewitschi-Fried-
hof in Sankt Petersburg, sondern auf dem 
Friedhof Trojekurowo in Moskau. Er 
ahnte sogar voraus, dass ein ehemaliger 
Oberst Vorsitzender des Schriftsteller-
verbands werden würde.

Diese Erzählung wird in Russland bis 
heute unterschätzt. Sie zeigt, wie diese 
ganze gildemäßige Hierarchie funktio-
nierte, diese ganze ‚Ingenieurstechnik 
der menschlichen Seele’. Das ist bitterste 
Satire: Die Qualität einer Pelzmütze ent-
scheidet darüber, ob ein Mensch ein Klas-
siker, ein unsterblicher Schriftsteller ist 
oder nicht. Übrigens hat der Unsterbliche 
eine gute Mütze nötiger.

Natürlich erzählt das auch Woino-
witschs persönliche Geschichte. Als er in 
die Emigration ging, ließ er die Pelzmüt-
ze zurück, und deshalb fühlte er sich end-
gültig frei von der Sowjetunion und allem 
Sowjetischen. Und doch hat er – das ist 
wichtig – für sich selbst nie den Ausdruck 
‚antisowjetisch’ akzeptiert. Er akzeptier-
te überhaupt keine politischen Etiketten 
in Bezug auf kreative Arbeit. 

Ein anderer wichtiger Text aus der 
deutschen Periode ist ‚Die Scheinehe’. 
Ein Mann und eine Frau suchen einen 
Partner für eine Scheinehe. Sie heiraten, 
und dann diskutieren sie darüber, welche 
Gründe bei ihnen beiden dafür vorlagen. 
Sie wollte ihrem Freund eins auswischen, 
er hoffte, auf diese Art‚ ins Ausland fahren 
zu dürfen; Verheiratete hatten bessere 
Chancen. Und dann wollte er sich endlich 
einen Schaffellmantel kaufen, mit etwas 
Glück sogar ein Shiguli. Und so bleiben 
sie am Ende zusammen – zwei Menschen, 
die einander absolut nicht brauchen. Die-
ser Widerstreit des Romantischen, des Li-
terarischen, mit dem banalen Alltag, des 
Banalen mit dem Sakralen, ist das wich-
tigste Verfahren bei Woinowitsch.“

Wladimir Woinowitsch: „Im Ausland 
war ich besser informiert über die UdSSR 
als jeder Sowjetbürger. Ich konnte in der 
Bibliothek sowjetische Zeitungen lesen, 
aber ich las darüber hinaus auch schon 
amerikanische Blätter und ein wenig die 
deutschen. Anfang 1987 kam die Journa-
listin Julia Troll von der Zeitung Nowoje 
russkoje slowo nach München. Ich sagte 
zu ihr, dass in Russland bedeutende Ver-
änderungen bevorstünden. Sie griff sich 
an den Kopf und rollte die Augen.’„Glau-
ben Sie etwa Gorbatschow?’ Ich antworte-
te ihr: ‚Ich glaube an die Zwangsläufigkeit 
und Irreversibilität historischer Prozes-
se.’ Das Interview rief in Emigrantenkrei-
sen den heftigsten Zorn hervor. ‚Woino-
witsch glaubt Gorbatschow, er hat sich 
an die Sowjets verkauft.’ Aber ich sprach 
weiterhin aus, was ich dachte.“

Im August 1990 erhielt Woinowitsch 
durch ein Dekret Gorbatschows die sow-
jetische Staatsbürgerschaft zurück. Wla-
dimir Woinowitsch: 

„Die Neunziger Jahre über lebte ich 
an zwei Heimatorten. Sogar erwachsene 
Menschen haben es oft schwer, zurückzu-
kehren, wenn sie lange im Westen gelebt 
haben. Manche kehren überhaupt nicht 
zurück. Ich wollte zurück. Ich ging davon 
aus, dass meine Abwesenheit in Russland 
bemerkt worden war. Aber einer meiner 
Kameraden hatte recht, als er seinerzeit 
sagte, dass das Land unsere Abwesenheit 
nicht bemerkt hätte. Je mehr ich mich 
bemühte, wieder anzukommen, desto 
stärker spürte ich, dass ich dort fremd 
war. Ich dachte lange darüber nach, und 
schließlich begriff ich, dass ich auch frü-
her ein Fremder gewesen war, dass es 

eine Illusion gewesen war zu glauben, es 
sei anders. Dort bin ich fremd, und im 
Ausland bin ich auch nicht angekommen.“

Eine Frage haben Journalisten ihm wohl 
unzählige Male gestellt, und auch ich sel-
ber habe ihn das gefragt: Als was habe er 
sich denn all diese Jahre gefühlt? Woino-
witsch antwortete darauf gern mit der 
Formel: „Ich bin ein russischer Schrift-
steller in Deutschland.“ Auch in dieser 
Hinsicht erwies er sich als prophetisch. 
Es handelt sich gewissermaßen um einer 
Art Phänomen des 20. Jahrhunderts. „Ein 
russischer Schriftsteller in Deutschland“, 
das benennt das Schicksal vieler, die un-
freiwillig fortgingen und in Deutschland 
Zuflucht fanden. Man muss nur an Fried-
rich Gorenstein oder Boris Chasanow er-
innern. Viele heute lebende Schriftsteller, 
zum Beispiel Wladimir Sorokin, trafen 
diese Wahl aus freien Stücken, sie schät-
zen es, gleichzeitig in diesen beiden so un-
gleichen und doch so ähnlichen Ländern 
zu leben. So bleibt der Schriftsteller leich-
ter Weltbürger, frei in seinem Denken 
und seinem Zweifeln. Die Erfahrung, die 
Woinowitsch durchlebte, die Fähigkeit, 
buchstäblich „zwischen den Ländern“ zu 
leben und zu arbeiten, ist heute vielleicht 
die Norm. Um die Heimat objektiv ein-
schätzen zu können, braucht man in ge-
wissem Sinn genau diese Distanz. 

Andrei Archangelski 
ist Korrespondent der Zeitung  

Kommersant. 

Der internationale Mensch
Erinnerungen von und an Wladimir Woinowitsch, der sein zweites Leben in  
Deutschland verbrachte und am 27. Juli in Moskau starb   
 
VON ANDREI ARCHANGELSKI

„Ich glaube an  
die Zwangsläufigkeit  

und Irreversibilität 
historischer Prozesse”
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Wladimir Woinowitsch, 1932 – 2018

94 Prozent der Deutschen halten gute Beziehungen zu Russland für wichtig. Ganz im Sinne von 
Willy Brandt und ihres verstorbenen Ehemannes setzt sich Adelheid Bahr in diesem „Aufruf an alle“ 
für eine neue Friedens- und Entspannungspolitk ein. Und mit ihr eine Vielzahl von Persönlichkeiten 
aus Politik, Gesellschaft und Kunst. So ist ein diff erenziertes Gesamtbild zum aktuellen Stand der 

deutsch-russischen Beziehungen entstanden, das Ideen inspiriert, wie wir in Frieden und 
Freundschaft mit Russland leben können.

Mit Beiträgen von Adelheid Bahr, Egon Bahr, Wolfgang Bittner, Peter Brandt, Mathias Bröckers, Daniela Dahn, 
Friedrich Dieckmann, Frank Elbe, Justus Frantz, Sigmar Gabriel, Peter Gauweiler, Richard Kiessler, Gabriele 
Krone-Schmalz, Wolfgang Kubicki, Harald Kujat, Oskar Lafontaine, Albrecht Müller, Matthias Platzeck, Detlef 

Prinz, Herwig Roggemann, Florian Rötzer, Evgeniya Sayko, André Schmitz-Schwarzkopf, Hans-Joachim Span-
ger, Antje Vollmer, Konstantin Wecker und Willy Wimmer.

      Bücher für die Wirklichkeit         Im guten Buchhandel oder auf www.westendverlag.de, portofrei ab 24,-

„Eine neue Entspannungspolitik 
ist das Gebot der Stunde!!!“

Adelheid Bahr

Egon Bahr mit (v. l.) Willy 
Brandt, Leonid Breschnew 
und Alexei Kossygin bei der 
Unterzeichnung des deutsch-
sowjetischen Vertrags am 12. 
August 1970 in Moskau.
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Lost in translation
Das wiedergefundene Originalmanuskript von Arthur Koestlers Roman 

 „Sonnenfinsternis“ ermöglicht die Neuinterpretation eines literarischen und  
politischen Klassikers 

VON LUTZ LICHTENBERGER

Es ist der politische Roman der 
Stunde, ein Warnsignal, eine Ab-
rechnung mit allen Formen des 

Totalitarismus, ein fesselnde literari-
sche Dystopie. Tatsächlich erlebt „Son-
nenfinsternis“, der internationale Klas-
siker Arthur Koestlers in Deutschland 
– genauer: auf Deutsch – seine dritte gro-
ße Stunde.

Der in Budapest geborene, in Wien auf-
gewachsene und auf Deutsch schreiben-
de Koestler arbeitete an seinem Buch im 
Pariser Exil zwischen dem Sommer 1938 
und dem Frühjahr 1940, ehe er auch aus 
der französischen Hauptstadt vor den 
Nazis fliehen musste. Das einzige deut-
sche Exemplar ging auf der Flucht ver-
loren. 75 Jahre später jedoch entdeckte 
der deutsche Literaturwissenschaftler 
Matthias Weßel das Manuskript im Ar-
chiv eines Züricher Verlags.

Daphne Hardy, damals Koestlers 
Freundin, hat die englische Übersetzung 
von „Darkness at noon“ angefertigt und 
nach London gesandt. Ohne Original ge-
riet Hardys Übertragung zum „Urtext“, 
von dem aus das Buch in 30 Sprachen 
übersetzt wurde  – eben auch zurück ins 
Deutsche, ein Fall, der in der modernen 
Literaturgeschichte, wie Koestlers Bio-
graph Michael Scammell bemerkt, ohne 
Beispiel blieb.

„Sonnenfinsternis“ erzählt in kraft-
vollen und verstörenden Bildern die 
Geschichte vom Leben und Sterben 
des Revolutionsführers Nicolai Ruba-
schow, der verhaftet und ins Gefäng-
nis gebracht wird. Dort verhören ihn in 
qualvoller Manier zwei Untersuchungs-
richter, Iwanoff, einst ein Freund und 
Gesinnungsgenosse, und Gletkin, ein 
feindseliger und skrupelloser Inquisitor. 
Die beiden bringen Rubaschow mit allen 
manipulativen Mitteln schließlich dazu, 
Verbrechen zu gestehen, die er gar nicht 
begangen hat.

Das Buch ist ein „intellektueller Polit-
thriller“, wie Scammell ihn nennt, und 
wurde selbst zum Politikum, zum Ver-
kaufserfolg und zu einem von der Kritik 
gefeierten Werk. 1998 setzte die Modern 
Library in den USA das Buch auf Platz 8 
der Liste der 100 bedeutendste Werke 
des 20. Jahrhunderts.

Bis zu seiner Inhaftierung im Spani-
schen Bürgerkrieg 1937 war Koestler 
selbst  Kommunist. Er fragte sich auch 
deswegen, wie es dem NKWD gelungen 
sei, so prominente Führungsfiguren 

der Partei wie Nikolai Bucharin, Grigorij 
Zinowjew und Karl Radek dazu zu brin-
gen, Taten zu gestehen, die sie niemals 
begangen hatten – und damit ihr eigenes 
Todesurteil zu besiegeln.

Das Land, in dem die Ereignisse statt-
finden, wird im Buch nicht erwähnt. An 
einigen Stellen des Romans finden sich 
Hinweise auf das nationalsozialistische 
Deutschland wie auf die kommunisti-
sche Sowjetunion. Scammell schreibt, 
dass klügere Kritiker von Anfang an dar-
auf hingewiesen hätten, was häufig über-
sehen wurde: dass nämlich Koestler als 
einer der ersten Schriftsteller „die wach-

sende Ähnlichkeit zwischen dem Sowjet-
regime und dem Naziregime“ bemerkt 
habe. Koestlers Botschaft sei weniger an-
tisowjetisch als antitotalitär gewesen.

Das Buch wurde zu einem Bestseller. 
Allein in Frankreich wurden 1946 im ers-
ten Monat 70000 Exemplare verkauft. 
In Paris standen die Menschen Schlan-
ge vor dem dortigen Verlagshaus, um 
sich ein Exemplar zu sichern, beim Wei-
terverkauf soll sich das Achtfache des 
ursprünglichen Ladenpreises erzielt 
haben lassen. Mitte des Jahres waren be-
reits 300 000 Bücher verkauft, innerhalb 
von zwei Jahren zwei Millionen. 	

Mit der Ausweitung des Kalten 
Kriegs geriet jedoch die antitotalitäre 
und damit universelle Botschaft in den 
Hintergrund. Ähnlich wie bei Franz 
Kafka, dessen Werke zwischen 1908 
und 1924 erschienen, versteiften sich 
Teile der Literarturwissenschaft und 
breite politisch-intellektuelle Kreise 
auf eine antikommunistische Lesart. 
Auch „Sonnenfinsternis“ wurde als 
ein Zeugnis des Kalten Kriegs wahrge-
nommen. 

Die erste deutsche Übersetzung er-
scheint 1948. Koestler war in der Wahr-
nehmung in Deutschland ein eng-

lischer Schriftsteller. Seine Werke 
waren alle aus dem Englischen über-
setzt. Biograf Scammell sagt, deutsch-
sprachige Leser hätten den Roman als 
„Zeugnis einer fremden Kultur“ be-
trachtet. Dies habe dazu beigetragen, 
dass viele die Passagen über das tota-
litäre Deutschland überlesen und aus-
schließlich die sowjetische Seite regis-
triert hätten. 

Die Wiederentdeckung des Origi-
nalmanuskripts ist auch deswegen ein 
Ereignis, weil sie hilft, die politische 
Dimension des Buchs besser zu ver-
stehen. Daphne Hardy, die Übersetze-

rin des „Urtexts“ hatte noch nie zuvor 
ein Buch ins Englische übertragen, sie 
war gerade 21 Jahre alt und stand unter 
hohem Zeitdruck. Mit den Praktiken 
der sowjetischen und nationalsozia-
listischen Geheimpolizei und den Me-
chanismen totalitärer Staaten war sie 
nicht vertraut. Bolschewistische Ter-
minologie ersetzte sie deswegen durch 
britische Rechtsvorstellungen und 
-begriffe, was das System milder und 
zivilisierter erscheinen ließ.

Einige entscheidende „Fehler“ sind 
jetzt nachvollziehbar. So spottet Ru-
baschow in der ersten Rücküberset-
zung in einer der Verhörszenen, es sei 
„unsere Führervergötterung grotes-
ker als die des Hampelmanns mit dem 
kleinen Schnurrbärtchen“, eine direk-
te Anspielung auf Hitler. Daphne Har-
dy machte daraus :  „more Byzantine 
than that of the reactionary dictators-
hips“ / „unser Führerkult ist byzan-
tinischer als unter konterrevolutio-
nären Diktaturen“. In der abstrakten 
Formulierung bleibt das Gemeinsame, 
das Koestler zwischen der Sowjetuni-
on und Nazideutschland so trefflich 
erkannte, eher undeutlich. 

Matthias Weßel, der das Manuskript 
gefunden hat und zu Koestler auch im 
Deutschen Historisches Institut Mos-
kau und im Russisches Staatlichen 
Millitärarchiv forschen konnte, ver-
spricht für die Zukunft noch eine voll-
ständige und systematische Auswer-
tung der beiden Fassungen. 

Im Nachwort zur 1960 erschienenen, 
überarbeiteten Neuauflage schrieb 
Koestler: „Sonnenfinsternis über-
setzte ich selbst ins Deutsche zurück 
– wobei das quälende Gefühl bestehen 
bleibt, der Spontanität des Originals 
verlustig gegangen zu sein.“

Die deutschen Leser sind nun die 
ersten, die diese Spontanität in vol-
ler Entfaltung erlesen und ihre poli-
tisch-historischen Schlüsse daraus 
ziehen können. Tatsächlich wäre es 
nicht nur literarisch lohnenswert, 
über neue Übertragungen in andere 
Sprachen auf Basis des wiedergefun-
dene Manuskripts nachzudenken. Am 
besten in alle 30.

Eine unscheinbare Straße im Berliner 
Stadtteil Wedding: Im zweiten Stock 
eines klassisches Mietshauses steht 

in einer lichtdurchfluteten Wohnung ein 
vermeintlich gewöhnliches Bücherregal. 
Tatsächlich verbirgt sich darin deutsch-rus-
sische Verlags-, Literatur- und Kulturge-
schichte. Und mit Friederike Jacob steht die 
Zukunft dieser Tradition davor. Die 35-jähri-
ge Slawistin ist die neue Verlegerin der Frie-
denauer Presse, des kleinen Berliner Verlags 
mit großem Renommee, der zur ersten Ad-
resse für deutsche Übersetzungen der russi-
schen Weltliteratur gehört.

Die Friedenauer Presse wurde 1963 in dem 
namensgebenden südwestlichen Berliner 
Stadtteil von Andreas Wolff, dem Enkel des 
Petersburger Verlegers M. O. Wolff gegrün-
det. Von Anfang an war es die Mission des 
Verlags, bis dato nicht übersetzte und unver-
öffentlichte Werke den deutschen Lesern zu-
gänglich zu machen. Die spätere Verlegerin, 
Wolffs Tochter Katharina Wagenbach, be-
schrieb die Idee einmal so: Es gehe darum, 
„den Lesern Entdeckungen zu ermöglichen, 
gleich aus welcher Zeit und Sprache – Novi-
täten ebenso wie (zu Unrecht) Vergessenes, 
Ausgrabungen, die unerkannt in Archiven, 
Anthologien und Gesamtausgaben schlum-
mern.“ 

Die Friedenauer Presse begann in den 
1960er-Jahren mit deutscher Gegenwartsli-
teratur, das erste Buch des Verlags stammte 

vom späteren Nobelpreisträger Günter Grass 
– tatsächlich handelte es sich um eine Bro-
schur mit Fadenbindung; noch heute verlegt 
das Haus in der Reihe Presse-Drucke Hefte in 
bibliophiler Eleganz.

1983 übernimmt Wagenbach die Leitung 
des Verlags und mit ihr beginnt eine ver-
stärkte Zuwendung zur russischen Litera-
tur. Für sie, die nicht mehr in Russland ge-
lebt hatte, aber mit dem Russisch der Eltern 
und Großeltern aufwuchs, war russische Li-
teratur historisches Reisegepäck, eine Hei-
mat in der Sprache. Mitten in Zeiten des Kal-
ten Kriegs war ihre Mission keine politische. 
Wagenbachs Veröffentlichungen hatten aber, 
wie es Büchern im besten Falle gelingt, eben 
doch einen völkerverständigenden Effekt. 
Der Verlag kümmert sich auch um Überset-
zungen aus dem Französischen, Spanischen 
und Polnischen, aber das Russische steht bis 
heute im Zentrum des Programms.

Jacob, in eben jenem Jahr 1983 geboren, be-
schreibt die Mission des Verlags heute frap-
pant ähnlich. „Literatur ist nicht einfach Be-
richterstattung.“ Sie wolle natürlich auch ein 
anderes Bild von Osteuropa vermitteln. In 
der aktuell wieder zugespitzten politischen 
Konfliktlage zwischen Russland, den USA 
und Europa sei Medienberichterstattung, 
gleich welcher politischen Richtung, immer 
notwendig sortierend, aus einer spezifischen 
Perspektive. „Die Pointe der Literatur ist da-
gegen zum Glück eine andere. Literatur ist 

unmittelbar und echt. Sie hat ihren eigenen 
Raum, sie ermöglicht die Annäherung an ein 
Land, ohne es interpretativ schon vorbereitet 
bekommen zu haben.“

Eine der wichtigsten Bücher des Verlags 
bleibt Isaak Babels „Tagebuch 1920“, die 
Grundlage für dessen berühmten Roman 
„Die Reiterarmee.“  Wagenbach hatte sich 
Mitte der 1980er-Jahre auf eine abenteuerli-
che Reise nach Moskau begeben auf der Suche 
nach dem verloren geglaubten Manuskript. 
Dort gelang es ihr, Babels Witwe aufzuspü-
ren, Antonina Piroschkowa, die kurz vor ih-
rer Emigration nach Florida stand. Die er-
haltenen Teile des Tagebuchs hatte sie unter 
großem Risiko all die Jahre aufbewahrt. Wa-
genbach gelang es, an kaum einem Nachmit-
tag ihr Vertrauen zu gewinnen, tippte das 
Manuskript auf der Schreibmaschine ab und 
fuhr zurück nach Berlin. Dort übertrug der 
Starübersetzer des Hauses, Peter Urban, den 
Text ins Deutsche. Das Buch wurde schließ-
lich 1990 erstmals von der Friedenauer Pres-
se veröffentlicht.

Friederike Jacob hat in ihrem ersten Pro-
gramm in diesem Herbst bereits Babels „Die 
Reiterarmee“ neu aufgelegt, im nächsten 
Jahr soll auch eine Neuausgabe des „Tage-
buchs 1920“ folgen.

Die Friedenauer Presse ist zur deutsch-rus-
sischen Literaturinstitution auch durch den 
unermüdlichen Förderer und großen Stilis-
ten, eben jenen Peter Urban geworden. Ur-

ban, der 2013 starb, übersetzte all die gro-
ßen Namen: Daniil Charms, Nikolai Gogol, 
Iwan Gontscharow, Maxim Gorki, Aleksander  
Puschkin und vor allem Anton Čechov. Wer in 
Deutschland den viel gespielten Čechov auf 
der Bühne erlebt, hört ihn in der besonderen 
Tonfarbe Urbans. Sie kommt ohne die in älte-
ren Übertragungen blumige, beinahe liebli-
che Note, erstrahlt dagegen in einem sachlich 
eleganten Sound. Die Verlegerin Jacob, die als 
Teenager Dostojewski verschlang und spä-
ter Čechov lieben lernte, präsentiert im neuen 
Programm dessen Erzählband „Angst. Sieben 
Geschichten von der Liebe“ in neuer Auflage.

Und im Frühjahr warten die Friedenau-
er Presse und ihre Verlegerin wie einst ihre 
Vorgängerin dreißig Jahre zuvor in ähn-
lich verworrener politischer Lage,  wieder 
mit einem verloren geglaubten Fund auf. 
Dann erscheinen die Erzählungen Wsewolod  
Petrows (1912-1978), deren Entdeckung im Pus-
chkin-Archiv in Moskau unlängst ein kultu-
relles Ereignis in Russland waren. „Literatur 
ist direkter, ist eine fiktionale Realität – und 
kann doch ein anderes Bild von einer Gesell-
schaft vermitteln, und so über den privaten 
Raum des Lesers hinauswirken“, sagt Jacob. 
Dabei klingt sie schon sehr wie ihre große 
Vorgängerin Katharina Wagenbach. Die Zu-
kunft der Tradition des Hauses ist bereit.  

Die Pointe der Literatur
Die neue Verlegerin der Friedenauer Presse belebt die völkerverständigende Zukunft der Vergangenheit  

VON LUTZ LICHTENBERGER

Die Verlegerin: Friederike Jacob.

In Ungarn 1905 geboren, 
auf Deutsch geschrieben, in 
England gelebt und dort 1983 
gestorben: die vielen Leben  
des Arthur Koestler.
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Das Konzert in der Stadt 
Krasnoturinsk wer-
den die Musikerinnen 

und Musiker der Internationa-
len Tschaikowski-Akademie so 
schnell nicht vergessen. Zur Er-
öffnung eines neuen Konzertsaals 
im Kulturpalast der 60 000-Ein-
wohner-Stadt im Nordural hat-
te sich das deutsch-russische 
Akademie-Orchester Anfang 
Juli auf den rund 400 Kilometer 
langen, mitunter strapaziösen 
Weg von Jekaterinburg durch die 
Einsamkeit des Urals gemacht. 
„Der herzliche Empfang und die 
spürbare Dankbarkeit, die uns 
vom Publikum vor Ort entgegen-
gebracht wurde, hat dann aber 
alle überwältigt“, sagt Nikolaus 
Rexroth vom Berliner Kulturun-
ternehmen RCCR Projects, das 
die Akademie auf deutscher Sei-
te maßgeblich vorbereitete. „Die 
Zuhörer kamen nach dem Kon-
zert zu den Musikern, bedankten 
sich persönlich und überreich-
ten Geschenke wie Blumen oder 
selbstgemachte Marmeladen“, er-
zählt Rexrodt. „Es war für alle im 
Orchester eine sehr ergreifende 
Erfahrung.“

Im Vorfeld des Auf-
tritts hatten sich die 
O r c h e s t e r m i t g l i e -
der beim Besuch 
des Stadtmuseums 
über die Geschich-
te der Stadt infor-
miert. Sie wurde seit 
1941 maßgeblich von 
deutschen Kriegsge-
fangenen aufgebaut, 
genauso wie das nahe 
A l u m i n i u m w e r k , 
dem Krasnoturinsk 
seinen wirtschaft-
lichen Aufschwung 
verdankte. Die Mu-
sikerinnen und Mu-
siker der Akademie, 
zwischen 18 und 30 Jahren alt, tra-
fen dabei auch mit Nachfahren 
deutscher Kriegsgefangener zu 
einer Diskussionsrunde zusam-
men, aus deren Schilderungen 
die deutsch-russische Geschich-
te an diesem fernen Ort greifbar 
wurde. Auch diese Begegnung, er-
zählt Rexroth, hätte bei vielen ei-
nen tiefen Eindruck hinterlassen.

Im Mittelpunkt der Tschai-
kowski-Akadamie aber steht die 
intensive Probenarbeit des Or-

chesters. Es setzt sich etwa zu glei-
chen Teilen zusammen aus Mit-
gliedern des Ural Philharmonic 
Youth Orchestra in Jekaterinburg 
und jungen Instrumentalisten aus 
Deutschland, Südkorea, Spanien, 
Israel oder Portugal, die aktuell an 
deutschen Hochschulen studieren. 
„Bei der Auswahl der Teilnehmer 
arbeiten wir mit renommierten 
Musikprofessoren zusammen, die 
für die Tschaikowski-Akademie ei-
gene Vorspiele organisieren“, sagt 

Rexroth. Auf diese Weise soll ge-
währleistet werden, dass es bei den 
Proben in Jekaterinburg zu einem 
musikalischen Austausch auf ho-
hem Niveau kommt, der beide Sei-
ten bereichert.

„So ist es für Streicher aus 
Deutschland oder Westeuropa im-
mer wieder verblüffend, wie viel 
Energie und Emotionalität ihre 
russischen Kollegen in die Musik 
legen“, erzählt Rexroth. Auf der an-
deren Seite profitierten russische 

Bläser von der viel umfangreiche-
ren Tradition der Blasinstrumente 
in der westeuropäischen Musikge-
schichte und dem damit einherge-
henden Repertoire an Techniken. 
„In dieser gegenseitigen Inspira-
tion und dem Lernen voneinan-
der liegt der eigentliche Sinn der 
Akademie – es ist ein musikali-
sches Geben und Nehmen“, sagt 
Rexroth. Am Ende der Arbeitspha-
se stünde dann mit den insgesamt 
drei Konzerten in Jekaterinburg, 

in Revda und eben 
in Krasnoturinsk 
der gemeinsame 
Erfolg – ein musi-
kalisch-kulturelles 
Erlebnis, das bei 
den allermeisten 
wohl nach lange 
nachhallen werde.

Der Kontakt von 
RCCR Projects in 
Berlin zur Swerd-
lowsker Philhar-
monie in Jeka-
terinburg (das 
Orchester hat den 
Namen aus Sowjet-
zeiten beibehalten) 
besteht seit 2014, 

die Tschaikowski-Akademie fand 
nach kleineren Vorläuferprojekten 
2018 zum zweiten Mal in vergleich-
barem Umfang statt. Für diesen 
musikalischen Brückenbau wurde 
die Partnerschaft zwischen Berlin 
und Jekaterinburg kürzlich als ei-
nes von 30 vorbildlichen Projekten 
innerhalb des deutsch-russischen 
Jahrs der kommunalen und regio-
nalen Partnerschaften 2017/18 ge-
ehrt. Knapp 250 Projekte aus allen 
Teilen Deutschlands hatten sich 

beim Deutsch-Russischen Forum 
in Berlin um diese Auszeichnung 
beworben, die Tschaikowski-Aka-
demie gehörte zu den glücklichen 
Preisträgern.

Für die musikalische Achse  
Berlin-Jekaterinburg bedeutet die-
se Würdigung zusätzlichen Rü-
ckenwind, den Weg gemeinsam 
weiter zu gehen. Erste Planungen 
für das Jahr 2019 gibt es bereits, 
dann soll alles noch ein bisschen 
größer werden. „Die Nordwest-
deutsche Philharmonie mit Sitz in 
Herford und der Dirigent Frank 
Beermann sind auf unser Akade-
mie-Projekt aufmerksam gewor-
den“, erzählt Rexroth, nun wolle 
man im nächsten Jahr gemeinsam 
an der „Alpensinfonie“ von Richard 
Strauss arbeiten, einem Orchester-
werk mit einer mehr als hundert-
köpfigen Besetzung – ein musika-
lischer und logistischer Kraftakt, 
mit dem das Band zwischen Berlin 
und Jekaterinburg weiter gefestigt 
werden soll.

Klaus Grimberg ist freier  
Journalist in Berlin.

Energie und Emotionalität
Die internationale Tschaikowski-Akademie bringt junge Musiker aus  

Deutschland und Russland zusammen.  
 

VON KLAUS GRIMBERG

Fenster. Türen. Fassaden.

Geborgenheit ist die Gewissheit, gut geschützt zu sein. Vor Wind und Wetter,
aber auch vor ungebetenen Gästen und Einbrechern. Schüco Schiebesysteme 
schließen Gefahren einfach aus. Da können Sie sicher sein. 
www.schueco.de/sicherheit

 Sicherheit –  
           egal was kommt. 

      Oder wer.
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Eines von 30 vorbildlichen Projekten, die das Deutsch-Russische Forum in diesem Jahr ausgezeichnet hat: die Tschaikowski-Akademie.


